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Groß-Siedlungen, der Weg zur Rationalifierung des Wohnungsbaues. 


Von Dr.-Ing. Martin Wagner, Stadtbaurat a. D.“) 


Einleitung. 
Ŵyn allen Nationen haben wir vielleicht den 
größten Erfindergeiſt und den größten Erfolg 
industriellen Wirkens. Aber unſere induſtrielle 
Maſchine iſt weit davon entfernt, vollkommen zu 
lem.“ Mit dieſen Worten leitet Staatsſekretär 
HerbertHoover den 
von ihm veranlaßten 


Enquetebericht über 
ie Leerläufe und 


falſchen Koſten der 
amerikaniſchen In⸗ 
duſtrie ein. Dieſe En⸗ 
quete wurde am 7. Fe⸗ 
bruar 1921 begonnen 
und am 3. Juni des 
gleichen Jahres, alſo 
nach ganz amerita- 
niſchem Stil, in fünf 
Monaten beendet. Wer 
dieſen, faſt 400 Drud- 
ſeiten umfaſſenden 
Bericht (Waste in in- 
dustry) geleſen hat, 
er fragt ſich unwill⸗ 
ürlich: Warum ſpürt 
ein Volk, das im 
Weltkrieg als der 
eigentliche Sieger her⸗ 
vorgegangen und zu unerhörtem Reichtum 
emporgeklommen iſt, den geringſten Leerläufen 
ſeines wirtſchaftlichen Getriebes nach? Warum 
werden die beſten Köpfe der Nation bemüht, den 

irkungsgrad der menſchlichen Arbeit zu erhöhen 
und zu den Bergen von Reichtümern noch höhere 
aufzuſchichten? Man ſollte meinen, daß nicht 
Amerika, ſondern Deutſchland nach dem 
Weltkrieg alle Veranlaſſung gehabt hätte, ſeine 
räfte zuſammenzureißen, um aus ſeinem vor⸗ 
andenen Wirtſchaftsapparat einen höheren 
materiellen Nutzeffekt herauszuholen. 

Aus Heft 11/14 der „Wohnungswirtſchaft“. 


Abb. 1. Siedlung Lindenhof. Gartenterraſſe mit Blick auf Weiher 
und Häuſergruppe. Architekt: Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. 
Martin Wagner. 


Wer eine Unterlaſſungsſünde verteidigen will, 
wird genügende Gründe für dieſe ſiebenjährige 
Paſſivität unſeres Handelns zur Hand haben. 
Aber diefe Gründe mögen für die Bergangen- 
heit noch jo berechtigt fein, für die ttf ii It Î = 
tigen ſieben Jahre werden ſie nicht Stich halten. 
Man wird uns heute 
nicht mehr beweiſen 
können — um nur 
von unſerem Fachge— 
biet des Bau⸗ und 
Wohnungsweſens zu 
ſprechen —, daß ein 
Land wie Amerika 
und Holland mehr 
Veranlaſſung gehabt 
hat, billiger zu bauen, 
als Deutſchland. 

Bedrängt uns die 
Wirtſchaftsnotvon 
rechts, ſo bedrängt 
uns die Wohnungs⸗ 
not von links. Was 
haben wir getan, um 
uns aus dieſer Szylla⸗ 
und Charybdisſpalte 
heraus zu arbeiten? 
Wir haben — wenn 
ich ſo ſagen darf 
— von einem fon an fih fettloſen Wirtſchafts⸗ 
körper rechts Kapital abgeſchnitten, um es links 
wieder anzuſetzen. 

Das Kapital, das heute dem Wohnungsbau zu- 
fließt, iſt ihm auf Ewigkeit nicht geſichert. So 
ſehr wir dafür zu kämpfen haben, daß die Haus⸗ 
zinsſteuer uns als eine dauernd fließende Rapi- 
talquelle für den Wohnungsbau erhalten bleibt, 
und in ihrer vollen Höhe für den Wohnungs⸗ 
bau eingeſetzt wird, im Grunde iſt ſie doch nichts 
anderes als eine, und zwar ſehr unſoziale Pe- 
ſteuerung des Einkommens, die nur ſolange ge— 


f ; 5 
Abb. 2. Großſiedlung Lindenhof in Schöneberg, erbaut 1918-1919 von Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. Martin Wagner 
Ein Beifpiel geſunder Wohnweiſe im Flachbau mit Gärten. 
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Abb. 3. Siedlung Lindenhof. 
Einfamilienhäuſer am Weiher. Architekt: Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. Martin Wagner. 


rechtfertigt iſt, ſolange das Mißverhältnis zwiſchen 
den realen Kapitalwerten der Altwohnungen und 
denen der Neuwohnungen beſteht. Wir werden 
auch daran zu denken haben, daß das Sparkapital 
des Volkes nicht in dem Umfange ſeinen Weg zum 
Wohnungsbau nehmen wird, wie das heute der 
Fall ift. Die Blütezeit des Pfandbriefabſatzes ijt 
eine Konjunkturfrage. In dem Maße, 
in dem die Induſtrie fich erholt und wieder Divi- 
dende zahlen kann, wird auch das Sparkapital 
wieder den Weg zu den Aktien und Obligationen 
nehmen. Wir haben alſo alle Veranlaſſung, noch 
andere Wege der Kapitalbeſchaffung zu beſchreiten, 
unter anderem den Weg der Einſparung von 
Kapital durch die Rationaliſierung 


des Wohnungsbaues und die Aug- 
ſchaltung aller Leerläufe und 


alſchen Koſten im 
prozeß. 

Den 15 000 000 Altwohnungen mit ihrem nur 
60 oder 65% betragenden Realfriedenswert 
ſtehen bis heute erſt etwa 775 000 Neuwohnungen 
mit einem etwa 170 proz. Friedenswert gegen- 
über. Nicht der Weg iſt der richtige, den Wert 
er Altwohnungen zu ſteigern und ihren Bez 
itzern einen unverdienten Vermögenszuwachs zu⸗ 
zuleiten, ſondern einzig und allein der, die Pro⸗ 
duktionskoſten der Neuwohnungen auf den realen 
Vert der Altwohnungen herabzuſenken. 
Von allen Problemen, die uns Wohnungspoli⸗ 
tiker heute zu beſchäftigen haben, iſt das Problem 


Produktions- 


der Baukoſtenſenkung das dringendſte und 
wichtigſte. Ich möchte darum dem Herrn 
Regierungspräſidenten Krüger Lüneburg 


Das Projekt 
konnte aber in der Kriegszeit nicht verwirklicht 
werden. Im Jahre 1918, zum Stadtbaurat von 
Schöneberg gewählt, faßte ich das Wohnungs⸗ 
problem durch den Bau der 500 Wohnungen um⸗ 
faſſenden Großſiedlung Lindenhof erneut an. 
(Siehe Abb. 1—5.) Bei dem Bau dieſer typi- 
ſierten Häuſer mußte ich aber die Erfahrung 
machen, daß unſere Bauwirtſchaft mit den Vor⸗ 
teilen der Normaliſierung und Typiſierung noch 
nichts anzufangen verſtand, weil ſie noch mit 
mittelalterlichen Betriebsmethoden zu arbeiten 
gewohnt war. Mit dem ausgeſprochenen Zweck, 
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Abb. 4. Bebauungsplan der Siedlung Lindenhof. 
Architekt: Stadtbaurat a. D. Dr.⸗Ing. Martin Wagner. 
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Abb. 6. Eine gottlofe Großtat des privaten Terraingewerbes in Berlin-Neuki 
(Die Typiſierung, wie fie nicht fein darf, wie fie aber entſteht, me 
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Abb. 8. Typiſche Wohnungsfürſorge einer Berliner Terraingeſellſchaft als Wohnungsgroßhändler. Eine Kulturſchande vergangener Zeiten. 
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Abb. 10. 2. Akt: Nach dem Weltkrieg. Der Militärfiskus bekennt feine Sünden und verkauft das Tempelhofer Feld an eine gemein- 
nützige Geſellſchaft. Die Flachbauten werden aber auf dem alten Mietskajernen-Bebauungsplan errichtet. Jede Familie erhält aber 
ihren „Auslauſ“-Garten. 
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die Betriebsmethoden nicht nur nad) der jozial- 
ethiſchen, ſondern auch nach der techniſch-wirt⸗ 
ſchaftlichen Seite zu verbeſſern, wurde dann auf 
meine Anregung 1919 in Berlin Die erſte Hau- 
hütte und 1920 der Verband ſozialer Baubetriebe 
gegründet. In einer Ideengemeinſchaft mit dem 
erſten Geſchäftsführer der Bauhütte Berlin, dem 
Ingenieur Becher, entſtand dann der Plan der 
Gründung einer Forſchungsgeſellſchaft für wirt- 
ſchaftlichen Baubetrieb. Dieſe die Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer des Baugewerbes aufrufende 
Forſchungsgeſellſchaft kam dann auch am 17. April 
1920, und zwar auf Wunſch der Vertreter des 
privaten Baugewerbes ohne die Mitarbeit ihrer 
geiſtigen Urheber, zuſtande. Aber ſchon bei den 
erſten Arbeiten dieſer Geſellſchaft zeigte es {id 
ganz klar, daß die kleinen Betriebe des privaten 
Baugewerbes von dieſer Forſchungsgeſellſchaft 
eher ihren Tod als ihr Leben zu erwarten hatten. 
Hätte ſie doch in die falſchen Koſten und in die 
Leerläufe hineinleuchten müſſen. Hätte ſie doch 
feſtſtellen müſſen, daß die Verbilligung der Ban 
produktion — wie in jedem anderen Induſtrie— 
zweig — von der Konzentration der 
Kräfte abhängt. Das private Baugewerbe eut: 
zog darum der Forſchungsgeſellſchaft die Mittel 
für ihre Exiſtenz, und ſo wurde ſie nach kaum ein⸗ 
jähriger Tätigkeit, am 25. Mai 1921, wieder out: 
gelöſt. 

Dieſer der privaten Initiative einiger freier 
Bauingenieure und Architekten entſprungene An- 
lauf zur Erforſchung rationeller Betriebsmethoden 
iſt immerhin nicht ganz ohne Wirkung geblieben. 
Der Reichskommiſſar für das Wohnungsweſen, 
Staatsſekretär Scheidt, und ſpäterhin das 
Preußiſche Wohlfahrtsminiſterium bemühten ſich 
durch die Herausgabe einiger bedeutſamer Schriften 
über „Sparſames Bauen“, „Erſatzbauweiſen“ 
und über die „Bauwirtſchaft im Kleinwohnungs— 
bau“ uſw. das Baukoſtenverbilligungsproblem 
von ſich aus aufzurollen und durch verſchiedene 
Erlaſſe alte, das ſparſame Bauen behindernde 
Baupolizeivorſchriften zu beſeitigen. 

Mit der wachſenden Erkenntnis, daß die ,,jpar- 
jame Bauweiſe“ das Baukoſtenverbilligungs— 
problem jedoch nicht löſen könne, machte ſich dann 
aber auch in unſeren Amtsſtuben eine gewiſſe 
Müdigkeit geltend, auf dem beſchrittenen Wege 
ber Erforſchung des billigeren Bauens weiterzu⸗ 
gehen. Die Bauhüttenführer indeſſen wurden 
nicht müde, das Rationaliſierungsproblem weiter 
zu diskutieren und ihre Anregungen an die Parla- 
mente des Reiches und der Länder weiterzugeben. 
Abgeſehen von einigen ſehr platoniſchen Beſchlüſſen 
des Wohnungsausſchuſſes des Reichstages, haben 
die Behörden dem Rationaliſierungsproblem Je- 
doch wenig Förderung zuteil werden laffen. Ob- 
gleich fie ſich gezwungen ſahen, Milliarden“ 
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beträge öffentlichen Kapitals in den Woh- 
nungsbau zu jteden, geſchah jedoch wenig, was 
dieſes Milliardenkapital vor unrationeller Ber- 
wendung und vor Vergeudung geſchützt hätte. 
Dieſe Feſtſtellung braucht an ſich kein Vorwurf 
zu ſein. Denn ſchließlich iſt es keine direkte 
Aufgabe von Reich, Staat und Gemeinden, als 
Erfinder und Betriebsverbeſſerer 
aufzutreten. Wohl aber muß es, ſolange die öffent⸗ 
lichen Gewalten mit öffentlichem Kapital in den 
Baumarkt eingreifen und ſomit indirekt als 
Auftraggeber auftreten, ihre Aufgabe ſein, alle Be- 
ſtrebungen, die auf wirtſchaftlicheres Bauen Hin- 
arbeiten, zu fördern und zu unterſtützen. 
Dieſe Aufgabe hatte der Reichstag am 14. März 
1923 auch grundſätzlich anerkannt. Bewilligte er 
doch damals aus Mitteln des Ausgleichsfonds des 
Reiches den Bauhütten und Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaften ein einmaliges, allerdings durch die 
Geldentwertung völlig zuſammengeſchrumpftes 
Papiermarkkapital zur Förderung der Preisſenkung 
auf dem Baumarkt. 

Neuerdings wurde aus Kreiſen der praktiſch am 
Wohnungsbau tätigen Architekten und Ingenieure 
erneut die Anregung gegeben, ein o rj hun g s 
inſtitut für den Wohnungsbau zu 
ſchaffen, das mit öffentlichem Kapital die aus den 
Kreiſen der Bauwirtſchaft, der Architekten und 
gemeinnützigen Bauvereinigungen ſtammenden 
Anregungen zur Verbilligung und Verbeſſerung 
des Wohnungsbaues aufzugreifen und praktiſch 
zu erproben habe. Es hat ſich nämlich im Laufe 
der Jahre herausgeſtellt, daß keine der am Woh- 
nungsbau tätigen Geſellſchaften und Vereini— 
gungen über das Kapital verfügt, das zur Er⸗ 
probung wirklich durchſchlagender Ver⸗ 
billigungen erforderlich iſt. Und ſo ſind wir auch 
bis heute aus theoretiſchen Erörterungen aller Art 
nicht herausgekommen. Selbſt der „Ausſchuß 
für wirtſchaftliches Bauen“, dem 
einige für den gemeinnützigen Wohnungsbau frei 
ſchaffende Architekten und Baumeiſter angehören, 
konnte (wie andere Ausſchüſſe ähnlicher Art) 
immer nur theoretiſche Möglichkeiten behandeln, 
aber keine, dem praktiſchen Erfolg dienende Unter— 
ſuchungen. anſtellen. 

Behandelt man die Frage der Aufbringung der 
Mittel für praktiſche Unterſuchungen und Modell- 
bauten im Wohnungsbau, dann hört man von 
den Vertretern der öffentlichen Organe immer 
wieder den Einwand: die Aufbringung der Mittel 
let Sache der Intereſſenten ſelbſt, ſei Sache der 
Baubetriebe, der Bauherren uſw. Nun ſteht aber 
eit, daß das private Baugewerbe und die privaten 
Bauſtoffinduſtrien über flüſſiges Kapital nur in 
begrenztem Umfange verfügen, oder aber nicht ge— 
neigt ſind, dieſes Kapital für techniſche Fortſchritte 
zugunſten der Allgemeinheit zu opfern. Wer 


Modellanſicht der Großſiedlung Britz (1000 Wohnungen). 


Abb. 13. 


Verfaffer: Bruno Taut und Dr.-Ing. Martin Wagner. 


Dir. Gutſchmidt und Linneke. 


Bauherr: „Gehag“ unter Leitung von 
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könnte es auch der Ziegelinduſtrie 
verargen, Kapital z. B. für die Be⸗ 
tonplattenbauweiſe herzugeben, die 
den Ziegel vom Markt verdrängt? 
Und wer würde es den privaten 
Kleinbetrieben übelnehmen wenn 
jie fih weigern, Bauweiſen zu 
fördern, von denen nur Die Grok- 
betriebe einen Vorteil haben 
können? Dieſen Hemmungen auf 
der Arbeit geber feite ſtehen eben- 
ſolche Hemmungen auf der Arbeit- 
nehmer ſſeite gegenüber. Die 
Zimmerleute z. B. fürchten von dem 
Betonbau, der mit maſſiven Decken 
und maſſiven Dächern arbeitet, die 
Unterhöhlung ihrer Exiſtenz. In 
dieſem Widerſtreit der Intereſſen 
gibt es nur wenige Wege zum Ziel. 
Der kürzeſte und erfolgreichſte iſt 
der, daß die öffentlichen Organe 
das Baukoſtenverbilligungsproblem 
ſelbſt in die Hand nehmen. Der 
längſte und darum den Erfolg in 
eine weite Ferne rückende Weg iſt 
der, daß die gemeinnützigen Bauz 
herrenorganiſationen D zu größe⸗ 
ren Forſchungsgeſellſchaften Au: 
ſammenſchließen und das Kapital für 
dieje Zwecke aus den laufenden Dou: 
mitteln aufbringen. Kein Bau⸗ 
fachmann wird ſagen können, daß 
dieſe in bewußter Abſicht erzielten 
Erſparniſſe eine Kürzung des Bau⸗ 
geldes für Wohnungen darſtellen, 
wenn dieſe Erſparnisquote reſtlos 
zur weiteren Verbilli⸗ 
gung des Wohnungsbaues be- 
nutzt wird. Würden alle Bau- 
herrenorganiſationen den gleichen 
Weg beſchreiten, dann ſtänden in 
Deutſchland für derartige Unter⸗ 
ſuchungen jährlich gut zehn Milli- 
onen Mark zur Verfügung, die hin⸗ 
reichen würden, um drei bis fünf 
Hausbaulaboratorien zu ſchaffen 
und ihre wertvolle volkswirtſchaft⸗ 
liche Arbeit zu unterſtützen. 

Es hat den Anſchein, daß die 
heutige Atmoſphäre für derartige 
großzügige Unterſuchungen fon 
ſoweit vorbereitet iſt, daß hinfort 
mit größeren Erfolgen auf dem 
Gebiet der Baukoſtenſenkung 9e- 
rechnet werden kann. Das Ber 
dienſt, den äußeren Anſtoß für eine 
großzügige Arbeit auf dem Gebiet 
der Baukoſtenverbilligung gegeben 
zu haben, gebührt unzweifelhaft 
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den ſozialdemokratiſchen Vertretern 
des Wohnungsausſchuſſes des Reichstages, 
auf deren Betreiben — wie oben erwähnt 
— im Jahre 1924 die erſten öffentlichen 
Mittel für Verſuchszwecke zur Verfügung 
geſtellt wurden. Neuerdings hat ſich aber auch 
die Zentrumsfraktion des Reichstages 
des Verbilligungsproblems durch die Einbringung 
eines Antrages angenommen, in dem der die Bau⸗ 
koſten verbilligende Serienbau ganz klar ge- 
fordert wird. Fernerhin hören wir, daß auch der 
polytechniſche Verein in Bayern in Verhandlungen 
mit dem Miniſterium für ſoziale Fürſorge be- 
ſchloſſen hat, einen Ausſchuß für wirtſchaftliches 
Bauen einzuſetzen. Der Hamburgiſche Staat hat 
in Verbindung mit den Hamburger Gewerkſchaften 
eine beſondere Wohnungsfürſorgegeſellſchaft qe- 
gründet, die den rationellen Wohnungsbau zu 
pflegen hat. Daß auch Preußen dieſem Beiſpiel der 
Tat folgen wird, dürfte nur eine Frage der Zeit ſein. 

So ſehr es zu begrüßen wäre, daß alle dieſe 
Beſtrebungen einen gemeinſamen Kopf erhalten, 
der Doppelarbeit und Zerſplitterung der Kräfte EL, ERDE 
vermeidet und für gegenjeitigen Erfahrungsaus- 3 
tauſch Sorge zu tragen hätte, ſo können wir es ; 
andererjeits nicht für gefahrvoll halten, wenn an 
dem Verbilligungsproblem von den verſchie— | 
benjten Seiten her gearbeitet wird, und wenn Wat EK 
der geijtige Wettſtreit auch in dieſer Frage auf- 
rechterhalten bleibt. 

Die Vorausſetzungen des 
Serienbaues. ° 

Aus der induſtriellen Produktion von Schuhen, 

utomobilen, Motoren uſw. wiſſen wir, daß eine 
durchſchlagende Verbilligung der Produkte nur 
durch den Serien bau erreichbar ijt. 

Bevor nämlich die Induſtrie zum Serienbau 
übergehen kann, müſſen die Voraus- 
etzungen des Serienbaues gegeben ſein. Und 
welche ſind das? Wir zählen auf: 

1. Das in einer Serie zu produzierende Pro- 
dukt muß an Modellbauten ſorgfältig vor- 
bereitet, ſtudiert und erprobt werden. Dieſer Mo- 
dellbau verſchlingt ein größeres Verſuchskapital. 
Wenn Ford den neuen Typ eines Automobils, die 
Deutjchen Werke den Typ eines Motorrades oder 
die AEG. den neuen Typ eines Motors Heraus- 
bringen wollen, dann müſſen dieſe Typen mit 
einem Vielfachen der Soften erſt auf ihre Braud- 
barkeit erprobt werden. Der Typ muß für den 
Serienbau erſt produktionsreif gemacht und der 
Produktionsprozeß erſt in [eine einzelnen Phaſen 
zerlegt und ſtudiert werden. Die Produktions- 
mittel und die Maſchinen müſſen konſtruiert und 
gebaut werden, damit eine ökonomiſche Präziſions⸗ 
arbeit erſten Ranges einſetzen kann. Beim Woh⸗ 
nungsbau liegt das Problem nicht anders. Auch 
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Abb. 15. Großſiedlung Britz. Anfichten eines Einfamilienhaufes Typ III. 
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Der Serienbau beim Wohnungsbau wird 
eine Präziſionsarbeit erſten 
Ranges ſein, die an beſonderen 
Modellen erft zu erforſchen und zu er- 
proben ſein wird. 
2. Der Bedarf des Serienproduktes 
muß erforſcht und ein im voraus ge- 
ſchätzter Abſatz gegeben ſein. Bedarf 
und Abſatz ſerienhaft erbauter Wohn⸗ 
häuſer braucht in unſerer Wohnungsnot 
nicht mehr diskutiert zu werden. Wir 
müſſen uns aber darüber im klaren ſein, 
daß der Bedarf an Wohnungen indivi- 
dueller iſt als beim Induſtrieprodukt, 
und daß der Abſatz von Wohnungen mit 
einem weitaus beſchränkteren Aktions⸗ 
radius zu rechnen hat, da das Wohnhaus 
(vorerſt wenigſtens) kein transportables 
Induſtrieprodukt iſt und mit Bauſtoffen 
arbeiten muß, die lange Transportwege 
nicht vertragen. Es kann alſo gar keine 
Rede davon ſein, daß der Serienbau das 
deutſche Wohnungsbedürfnis unifor- 
mieren und zur Verödung 
bringen könnte. Zudem kommt aber, 
daß bei der Hochwertigkeit einer Woh- 
nung der Serienbau fon bei 500 oder 
1000 Wohnungen rentabel gemacht werden 
SS 5 kann und die Koſten eines jeweils aufzu- 
Savia ſtellenden Modells rechtfertigen würde. 
E : Überbliden wir die heutige handwerks⸗ 
— mäßige Wohnungsbautätigkeit in jeder 
Stadt, jo werden wir ohne weiteres feft- 
ſtellen können, daß ſowohl vor dem Kriege 
(ſiehe Abb. 6) wie heute der Typenbau 
gepflegt worden iſt. 

3. Der Abſatz des Serienbaues muß 
ein ſtändiger fein, d. h. die Serien: 
produktion darf möglichſt keine Unter: 

N: brechungen erfahren. An dieſem Punkte 
2 Ê haben die öffentlichen Organe nach dem 
LAT Kriege beſonders jtarf gejündigt, indem 
ſie ihre Beſchlüſſe zur Finanzierung des 
Wohnungsbaues viel zu ſpät und im 
Widerſpruch zu der jeweiligen Konjunktur 
des Baumarktes gefaßt haben. Der 
Serienbau geſtattet nur in bejchränf- 
tem Maße ein Arbeiten auf Lager. 
Er wird auch in Zukunft in überragen— 
dem Maße Beſtellbau ſein, da er 
EE ſich gewiſſen Sonderwünſchen der Auf 
traggeber und auch den örtlichen Ver⸗ 
hältniffen des Bauplatzes uſw. anzupaſſen 
hat. Darum ſteht und fällt der ökono⸗ 
miſche Serienbau mit der Aufſtellung 
und Feſtlegung langfriſtiger 
Wohnungsbauprogramme, 
auf die ſich و‎ A A fain. 
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4. Der Serienbau verlangt eine Konzentration 
der Betriebe im der Hand leiſtungsfähiger und 
zahlungskräftiger Bauherrenorganiſationen, die die 
wirtſchaftliche Rolle des Groß handlers als 
Verbindungsglied zwiſchen der Induſtrie und den 
Verbrauchern zu übernehmen haben. Die Terrain- 
geſellſchaften der Vorkriegszeit übten dieſe Funktion 

s Großhandels aus, indem ſie das Bauland 
baureif machten und für den Wohnungsabſatz 
ſorgten. (Siehe Abb. 7—10.) In bedeutend 

larerer Form und als wirkliche Kulturträger im 
Wohnungsbau traten nach dem Kriege die Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaften in die 
Großhändlerfunktionen ein, indem ſie Wohnungen 
für Dritte (Gemeinden, Baugenoſſenſchaften und 
private Siedler) in Auftrag gaben, die Wohnungen 
aber nicht ſelbſt beſitzen und verwalten wollten. 


Die Dewog hat in ihrer Tochtergeſellſchaft, der 


„Gehag“, dieſe Funktionen des Großhändlers am 
klarſten zur Entwicklung gebracht. Die „Gehag“ 
ſelbſt will ihre etwa 1500 im Bau befindlichen 
ohnungen weder beſitzen noch verwalten. Sie 
baut für Rechnung der Gemeinden oder Bauge- 
noſſenſchaften oder für private Siedler. So konnte 
fie es ermöglichen, daß der Deutſchen Bauz 
)iiffe“, einem für den Wohnungsbau ſpeziali⸗ 
ſierten Großbauunternehmen, 1000 Wohnungen im 
rienbau in Auftrag gegeben wurden. Dieſes 
Großhändlertum der Wohnungsfürjorgegejell- 
ſchaften muß noch ſtärker als bisher zur Entwick⸗ 
lung gebracht werden, weil dieſe Großhändler allein 
der Bauinduſtrie die Möglichkeit von dauernd zu- 
fallenden Großbauaufträgen bieten kön— 
nen, ohne die an eine Verbilligung des Wohnungs- 
baues von Bedeutung nicht zu denken iſt. 
5. Neben dem Wohnungsgroßhändler, ber Woh- 
nungsfürſorgegeſellſchaft, muß der Großproduzent, 
er Generalunternehmer ſtehen. Se- 
rienbau iſt Präziſionsarbeit. Genau 
ſo wie in der Induſtrie die Produktion der Einzel⸗ 
teile eines Automobils nach vorher feſtgelegten 
Zeiten, Mengen und Qualitäten feſtgelegt wird, ſo 
muß auch im Wohnungsbau das Ineinander⸗ 
ſpielen der am Bau einer Wohnung beteiligten 
einzelnen Gewerbezweige von einer Stelle aus 
disponiert und geleitet werden. Im Wohnungs⸗ 
bau iſt die Notwendigkeit der Übertragung der 
Erfahrungen an einen Generalunternehmer noch 
mer nicht klar erkannt. Die Hemmungen gegen 
ie Entwicklung des Generalunternehmertums 
liegen teils auf Gebieten, die mit dem rationellen 
ohnungsbau nichts zu tun haben (Handwerker⸗ 
politik), teils aber finden fie eine innere Be- 
rechtigung darin, daß man den Generalunter- 
nehmer als ein überflüſſiges Zwiſchenglied im Bau⸗ 
Prozeß betrachtet, das durch Aufſchläge auf die 
Dandwerkerpreiſe nur die Bauten verteuert. Dieſer 
Einwand ift bei den gegenwärtigen techniſch-rück⸗ 
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Abb. 17. Großſiedlung Britz. Anſichten eines Einfamilienhauſes Typ IV. Verfaſſer: Bruno Taut. 
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Abb. 


19. Modellanſicht vom Hufeiſen in der Großſiedlung Britz. Verfaſſer: Arch. Bruno Taut, Stadtbaurat a. D. 


Abb. 18. 


Modellanſicht vom Hufeiſen aus 


der Großſiedlung Britz. Verfaſſer: Bruno Taut und Dr.⸗Ing. Martin Wagner. 
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ſchrittlichen Arbeitsmethoden in der Bau- 
ausführung an ſich nicht unberechtigt. Er 
entfällt aber vollends mit der fortichreiten. 
den Spezialiſierung der Technik und der 
zukünftigen Organiſation des Wohnungs- H 
baues. 98 

Die Vorteile des Serien— 3 

1 baues. 

Bevor wir die Vorteile des Serien- 
baues behandeln, müſſen wir uns zunächſt 
einmal an Hand eines praktiſchen Bei— 
ſpiels ein Bild von der Größenordnung 
er die Koſten einer Wohnung umfaſſen⸗ 
den Faktoren machen. Ich wähle das 
Beiſpiel der von der „Gehag“ (ſiehe 

b. 11—26) erbauten Großſiedlung in 
Britz, die etwa 1000 Wohnungen von 
366 000 ebm umbauten Raumes und 
65 000 qm Wohnfläche umfaßt. Die 
Geſamtkoſten für eine Wohnung von 
durchſchnittlich 63 qm Wohnfläche und 
350 ebm umbauten Raumes ſtellen ſich 
auf rund 13 200 A. Von dieſem Preis 
entfallen auf: 


— 
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Verfaſſer Bruno Taut. 


1. reine Baukoften . . 10600 A 80,2% * 

2. Grundftückskoften . 550 A — 4,2% 

9. Aufſchließungskoſten 1300 A — 9,9% 

4. Baugeldinfen . . . 300 A = 33% 

5. Regiekoſten 450 4 = 34% se 
Summe: 13200 4 — 100%, 


Aus dieſer Aufſtellung (ſiehe Abb. 27) 
lt erſichtlich, daß die reinen Baukoſten 
ie bei weitem am größten Beträge der 
Geſamtkoſten verſchlingen, und daß bei 
dieſer Poſition in erſter Linie die Ve- 
mühungen auf Abſenkung der Preiſe eine 
geſetzt werden müſſen. Daneben iſt es aber 
keineswegs gleichgültig, daß auch bei 
Grundſtücks⸗ und Aufſſchließungskoſten 
Erſparniſſe eintreten können, umfaſſen 
ſie doch 4,2 bezw. 9,9 Proz., insgeſamt 
aljo 14,1 Proz. Auch die Baugeldzinſen 
und Regiekoſten machen 2,3 bezw. 3,4 
Prozent der Baukoſten, insgeſamt alfo 
5,7 Prozent der Geſamtkoſten aus, bei 
denen ſich gleichfalls noch Erſparniſſe er- 
zielen laſſen. Bedenken wir doch, daß 
jedes erſparte Prozent bei dieſer Groß— 
Siedlung von 500 Wohnungen immer- 
hin 60 000 „oder den vollen Gegenwert 
von fünf Wohnungen ausmacht. Ein 
Sparkommiſſar, der die Ermäch⸗ 
tigung hätte, alle Bauvorhaben auf ihre 
ökonomiſche Durchführung hin zu be- 
raten und ſelbſtändige Entſcheidungen 
zugunſten der Verbilligung zu treffen, 
würde, wenn es ihm nur gelänge, bei 
jedem Bauvorhaben 2 Proz. überflüſſige 
oſten zu ſtreichen, in Preußen bei 
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Abb. 20. Großſiedlung Britz. Anſichten eines Sechsfamilienhauſes Typ II (Hufeifenform). 
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Abb. 21. Großſiedlung Britz. Grundriß eines Sechsfamilienhauſes 
Typ. II. Verfaſſer: Bruno Taut. 
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Abb. 22. Großſiedlung Britz. Grundriß und Straßenanſicht eines 
Sechsfamilienhauſes. Typ J. Verfaſſer: Bruno Taut. 
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Abb. 25. 


Fliegeraufnahme des 1. 


Bauabſchnittes der Groß⸗Siedlung Britz, die die Ausführung von 500 Wohnungen im Serienbau 


Ausführender Betrieb: Deutſche Bauhütte; Leitung: Regierungsbaumeiſter A. Hakland. 
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100 000 Wohnungen 20 Millionen Mark und in 
Berlin bei 8000 Wohnungen 2 Millionen Mart 
zur Förderung weiterer Erſparniſſe erzielen 
können. Wenn auf irgendeinem Gebiet die 
Tätigkeit eines Sparkommiſſars dienlich und in 
nationalem Intereſſe erforderlich wäre, dann auf 
dem Gebiet des Wohnungsbaues. 

Die Erwartungen, die der Laie an die Baus, 
koſtenverbilligung durch Groß -Siedlungen ſtellt 
gehen oft dahin, daß man nur eine Siedlung von 
500 Wohnungen in Bau zu nehmen brauchte, 
um gleich ganz in die Augen ſpringende Erſparniſſe 
erzielen zu können. Das iſt natürlich ein großer 
Irrtum. Die Bauwirtſchaft hat noch gar nicht die 
Maſchinen und Einrichtungen, um nam⸗ 
hafte Verbilligungen aus dem Serienbau heraus- 
holen zu können. Dieſe Maſchinen und Ein- 
richtungen können nur von Großbetrieben 
beſchafft werden, die über großes Betriebskapital 
verfügen. Das Kapital wandert aber erſt dann 
in die Großbetriebe, wenn es auf eine dauernd 
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geſicherte Rente rechnen kann. Und dieſe 
Rente ſteht erſt dann in Ausſicht, wenn beſonders 
große Bauherren (Großhändler im Wohnungsbau) 
dem Baugewerbe dauerndGroßbauaufträge 
zuführen können. Die Schuld daran, daß unſere 
Wohnungen heute nicht billiger gebaut werden, iſt 
darum nicht nur bei dem Baugewerbe, ſondern vor 
allem auch in der Tatſache zu ſuchen, daß die Bauz 
auftraggeber noch immer nicht die erſte Bor? 
ausſetzung für die Baukoſtenverbilligung (die 
dauernd anfallenden Großbauaufträge) erfüllt 
haben. Man hebe darum die Großbauauftrag⸗ 
geber in den Sattel und die Baukoſtenverbilligung 
wird dann als eine automatiſche Folge dieſer 
Großbauaufträge ihre Fortſchritte machen. Wenn 
das Tiefbaugewerbe heute bereits weit mehr 
Maſchinenarbeit anſtatt teurer Handarbeit leiſtet, 
dann auch nur darum, weil es mit Großbauauf‘ 
trägen der öffentlichen Organe (Eiſenbahnen, 
Straßenbauverwaltungen uſw.) rechnen kann. 
(Fortfegung folgt). 


BAUKOSTEN EINER WOHNUNG IN DER SIEDLUNG BDITZ 
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Abb. 27. Großſiedlung Britz. Unterteilung der durchſchnittlichen 
Baukoften einer Wohnung. 


Der erſte Wohnungsfürforgetag der „Ddewog“. 


D ie deutſche Wohnungsfürſorge A.-G. für Bes 

amte, Angeſtellte und Arbeiter in Berlin 
hatte am 4. Juni die Vertreter der Behörden, der 
halbſtaatlichen und privaten gemeinnützigen Woh- 
nungsfürſorge zu einer „Wohnungsfürjorge- 
tagung“ nach Berlin geladen. 

Nach der eigenen Angabe der „Dewog“ verfolgte 
dieſe Tagung den Zweck, die für die Löſung der 
Wohnungsfrage ſo überaus wichtigen Baukoſten⸗ 
Verbilligungsprobleme zur öffentlichen Debatte zu 
ſtellen. 

Von den Behörden waren das Volkswohlfahrts⸗ 
miniſterium durch Staatsſekretär Scheidt, das 
Reichsarbeitsminiſterium durch Miniſterialrat 
Dr Schmidt vertreten. Zugegen war außerdem 
Staatsſekretär z. D. Profeſſor Dr Hirſch. 

Geleitet wurde die Verſammlung von dem Vor- 
ſitzenden des Aufſichtsrates der „Dewog“, 
Leipart. 

Das einleitende Referat erſtattete Dr Martin 
Wagner über „Groß- Siedlungen, ein 
Weg zur Rationaliſierungund Ver⸗ 
billigung des Wohnungsbaues“. 


Die ſehr intereſſanten Ausführungen Dr Martin 
Wagners gipfelten darin, daß 

a) unſere Bauweiſe ſowohl in techniſcher als auch 
in äſthetiſcher Beziehung veraltet ſei, 

b) daß nur die induſtrialiſierte Bau -Technik und 
Wirtſchaft zur Verbilligung des Bauens 
führen könne, 

c) daß auf dieſem Wege nur die Großſiedlung 
Erfolge zeitigen könnte und 

d) daß daher der Serienbau zu pflegen ſei. 

Dieſer biete verſchiedene Vorteile bezüglich 
der Regiekoſten, 

= Baugeldzinjen, 
= Auſſchließungskoſten, 
= Grundſtückspreiſe und 
= Baufojten. i 
Ferner müſſe der Groß-Auftraggeber und der 
Groß⸗Bauunternehmer geſtützt werden, und en 
lich feien beſondere Wohnungsbau-Laboratorien 
mit Unterſtützung des Reiches und der Länder 
einzurichten, die mit dem nötigen Kapital ler 
nannte 2 Millionen) auch die nötigen Verſuche 
und Arbeiten vornehmen könnten. Er führte 
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einen beſonderen Film vor, der in anſchaulicher 
Weiſe die Nachteile des bisherigen Bauens und die 
Sorteile des rationaliſierten Bauens vor Augen 
führte. Er ſchloß mit einem Appell an den Mut 
und verglich mit Columbus, welcher auch einmal 
Amerika entdeckt habe. 
Sein Referat iſt im Wortlaut auf Seite 209 
dieſes Heftes abgedruckt. 
Die Ausſprache. 
In der darauf folgenden Diskuſſion ſprachen 
nacheinander: 

Staatsſekretr Scheidt, 
Miniſterialrat Dr. Schmidt, 
Staatsſekretär z. D. Profeſſor Dr. Hirſch, 
Regierungspräſident Krüger-Lüneburg, 
Stadtbaurat M a y = Frankfurt/Main, 
Regierungsrat Dr. Kampffmeyer-Wien, 
Stadtbaurat a. D. Bruno Taut, 
Profeſſor Gropius -Deſſau, 
Architekt Paulſen-Berlin, 

2 Doin-Amſterdam, 
Regierungsbaumeiſter Gellhorn 

z Ahrendts. 

Staatsſekretär Scheidt dankte der Dewog, 
daß ſie die Aufmerkſamkeit der Offentlichkeit auf 
diefe wichtigen Fragen gelenkt habe. Dieſes. 
Problem ſei gerade heute von Bedeutung, ins⸗ 
beſondere gäbe es 3 Methoden, die Baukoſten zu ſenken: 

1. weniger Bauſtoffe, 

2. andere und billigere Bauſtoffe, 

9. Rationaliſierung der Baumethoden. 

Zu 1: Ausländiſche Baumethoden dürften nicht 
auf Deutſchland übertragen werden, wenn der 
Stand unſerer baulichen Ausführungen nicht ver⸗ 
ſchlechtert werden ſoll. Er habe bei ſeiner letzten 
England- und Holland-Reife feſtgeſtellt, daß dort 
weſentliche Erſparniſſe durch Verringerung der 
Wandſtärken und ſchwächere Konſtruktionen erzielt 
werden. Er habe ſich aber darüber gewundert, 
daß die dortige Bevölkerung mit dieſer geringen 
Wärmehaltung zufrieden ſei. Unſer Klima ver- 
trüge ſolche Experimente nicht. 

Zu 2: Weiter könne verſucht werden, die Bau— 
koſten zu ſenken durch Erſatz und Abſchaffung des 
Ziegelbaues, da dieſer infolge ſeiner unmodernen, 
verteuernden Eigenſchaften (wie im Referat 
Wagner ausgeführt worden ſei) nicht die Zu⸗ 
kunft habe. Er gebe zu, daß das ein Ziel fei, two- 
hin die Bauwirtſchaft ſtreben müſſe. Ein gang⸗ 
barer Weg ſei aber bisher noch nicht gezeigt 
worden. Er wolle zugeben, er habe ſelbſt nach 
dem Kriege als Reichskommiſſar für das Woh⸗ 
nungsweſen die Erprobung verſchiedener Erſatz⸗ 
bauweiſen angeregt und eine Schrift veröffentlicht. 
Er gebe aber zu, daß alle dieſe Verſuche Fehlſchläge 
geweſen ſeien. Auch die aufgezeigten Baumethoden 

r. Wagners erregten in ihm ſtarke Zweifel und zwar: 

a) Das Stahlhaus habe er ſelbſt in Eng- 

land in Birmingham geſehen und mit den 


und 


des 


Erbauern geſprochen. Das Urteil derjelben 
ginge einmütig dahin, daß ſowohl in finan⸗ 
zieller als auch in techniſcher Beziehung dieſe 
Bauweiſe ein Mißerfolg ſei, und ſie würden 
ſolche Häuſer nicht mehr bauen. 

b) Die Okzidentbauweiſe habe Dr. 
Wagner mit intereſſanten Filmvorführungen 
erläutert. Er kenne dieſelben lediglich 
aus dem Bild. Auch ſie erregen ſtarke Be— 
denken, da ſie mit großen Einheiten rech— 
nen, die nicht überall in Frage kämen. Die 
Zuſammenfügung der Platten an den 
Kanten der Häuſer ſei kompliziert und laſſe 
Riſſebildungen mit der Zeit befürchten. Zur 
Durchführung auf der Bauſtelle bedürfe es 
großer, koſtſpieliger maſchineller Einrich— 
tungen. Alle ſonſtigen Schäden der Beton— 
bauweiſe müßten bei dieſer Bauweiſe über⸗ 
wunden ſein. Aber ſelbſt dann glaube er nicht, 
daß dieſe Bauweiſe billiger ſei als Ziegelbau. 

Wir müßten jedoch nach einer Bauweiſe 
juchen, die gleichwertig und billiger fei. 
Er könne nur ſagen, daß die bisherigen Verſuche 
einen Triumph der Ziegelbauweiſe bedeuteten. 
Das Problem liege ſeiner Anſicht nach jo: Was 
kann geſchehen, um den Ziegelbau möglichſt zu 
verbilligen? Dabei denke er jedoch nicht daran, 
daß die Verſuche zur Ausmerzung des Ziegelbaues 
unterbleiben ſollten. Die Verſuche ſollten nur 
nicht darauf beſchränkt werden, neue Baumethoden 
zu erfinden, ſondern ſollten fih auch darauf er- 
ſtrecken, den Ziegelbau zu verbilligen. 

Zu 3: Es ſei daher die Rationaliſierung des 
Ziegelbaues das Problem der Stunde. Sie fei möglich: 

a) wenn der Baukörper typiſiert werde, 

b) bei weiteſtgehender Typiſierung der Bauteile, 

¢) bei maſſenhafter Herſtellung der Häuſer an 
wenigen Plätzen und bei kleineren Orten an 
einem Platz, 

d) bei Maſſenherſtellung der normierten Bau— 
teile im Großbetrieb. 

Zu a) Bezüglich der Typiſierung der Bau- 
körper liegen bereits umfangreiche Arbeiten und 
Erfahrungen ſeitens der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften ſeit dem Kriege vor. Dieſe hätten ſich die 
Typiſierung der Häuſer zur beſonderen Aufgabe 
gemacht, und er bedaure, daß diefe Arbeiten viel- 
fach nicht richtig beurteilt worden ſeien und 
würden, und von den Architekten ſogar teilweiſe 
bekämpft worden wären; er könne nur wünſchen, 
daß diefe Beſtrebungen der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften weiter fortgeſetzt werden. Dann 
würden auch Typen gefunden werden, die in 
dieſem Sinne zur Herabſetzung der Baukoſten bei- 
tragen werden. 

Zu b) Bezüglich der Typiſierung der Bauteile 
jeien die Arbeiten des Normenausſchuſſes von 
weſentlicher Bedeutung geweſen. Dieſe Arbeiten 
feien aber mehr oder weniger dadurch zur Erfolg- 
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loſigkeit verurteilt worden, daß die Normen nicht 
zur Verwendung gekommen ſind, da ihre Her⸗ 
ſtellung nicht im Großbetrieb erfolgte. Aus dieſem 
Grunde fei daher die Verwendung der gut nor- 
mierten Bauteile nicht überall da vorgenommen 
worden, wo es am Platze geweſen wäre. 

Zu c) Die Bautätigkeit zerſplittere ſich. Es 
würde leider häufig ſogar in einer Stadt an vielen 
Plätzen gebaut. Nach ſeiner Information ſei 
z. B. im Jahre 1924 in Berlin an 575 Stellen 
gebaut worden. Es liege auf der Hand, daß dieſe 
Zerſplitterung die Maſſenherſtellung verhindere 
und dadurch wieder der notwendigen Herabſetzung 
der Baukoſten entgegenarbeite. 


Zu d) Die Maſſenherſtellung der Bauteile 
müſſe im Großbetrieb erfolgen. Hier gäbe es die 
Möglichkeit, dies zwangsweiſe durchzuführen, in⸗ 
dem eben die Stelle, die das Geld gibt, die ent— 
ſprechende Bedingung vorſchriebe. Wenn bei— 
ſpielsweiſe die Magiſtrate, die die Erhebung der 
Hauszinsſteuer in der Hand haben, darauf ſehen 
würden, daß dieſe Vorausſetzung erfüllt ſei, 
würden fie die Möglichkeit haben, in entſcheiden⸗ 
der Weiſe auf die Verringerung der Baukoſten im 
geſamten hinzuwirken. Meiſtens ſeien aber die 
Magiſtrate (beſonders die der mittleren und 
kleinen Städte) bemüht, ihre ortsanſäſſigen, 
kleinen Handwerksmeiſter zu beſchäftigen. Er 
verkenne nicht, daß hier häufig Schwierigkeiten 
vorhanden ſind inſofern, als die Arbeitsloſigkeit 
und ſchlechte wirtſchaftliche Lage die Magiſtrate 
dazu zwinge, für ihre eigenen Gemeindean— 
gehörigen zu ſorgen. Es bliebe aber die Tatſache 
beſtehen, daß dies zu einer Verteuerung führen 
müſſe. Der Volkswohlfahrtsminiſter habe bereits 
in ſeinem Erlaß vom 20. 4. 26 darauf hin⸗ 
gewieſen, daß durch die Heranziehung auswärtiger 
Unternehmer für Herabſetzung der Preiſe bezüg⸗ 
lich der Bauſtoffe und Bauteile zu wirken ſei. 

Unſere augenblickliche Aufgabe fei eben die Ver- 
billigung der Bauteile, und daher ſollte auch 
dieſe Verſammlung zum Ausdruck bringen, daß ſie 
die Wichtigkeit der erwähnten 4 Punkte anerkenne 
und dieſelbe Meinung wie er bezüglich ihrer Be- 
handlung einnehme. Wenn in dieſer Richtung 
Erfolge erzielt würden, ſo ſei er überzeugt, daß 
die Bauftoffe nicht nur um 1 verbilligt werden 
könnten, wie das Herr Dr. Wagner in ſeinem 
Beiſpiel geſagt habe, ſondern um eine ganze Reihe 
von Prozenten. 

Den Beſtrebungen zur Gründung von Woh⸗ 
nungsbau⸗Laboratorien wünſche er den beſten 
Erfolg. Er werde ſich dafür einſetzen, trotzdem er 
hier den größten Zweifel bezüglich der Erfolge in 
der nächſten Zeit habe. Er ſei überzeugt, daß 
es ſich augenblicklich für uns darum handle, den 
Tatſachen ins Auge zu ſehen. 


Miniſterialrat Dr. Schmidt vom Reihs- 
arbeitsminiſterium ſprach ſich ebenfalls dahin aus, 
daß die Beſtrebungen zur Rationaliſierung und 
Verbilligung der Bauſtoffe zu begrüßen und zu 
unterſtützen ſeien. Beſonders zu fördern ſei die 
Verbeſſerung der Organiſation und der finanz⸗ 
techniſchen Unterlagen. Jedenfalls ſei der Ge— 
danke, die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften als 
Träger der Wohnungsreform weiter auszubauen, 
nur zu unterſtützen. Es ſei die Frage, ob die 
Rationaliſierung durch Groß-Siedlungen von 
weſentlicher Bedeutung fei. Die erwähnten Vor- 
ſchläge Dr. Wagners ſeien wohl nur dort von 
praktiſcher Bedeutung, wo auch die Erbauung von 
Wohnungen in großer Anzahl möglich ſei. Nach 
ſeiner Anſicht müſſe man aber ferner auch der 
Anpaſſung der Zinslaſten an die Leiſtungsfähigkeit 
der Mieter und der Herabſetzung der Anſprüche 
beſonderes Augenmerk ſchenken. Er ſtehe nicht 
an, zu erklären, daß die Normalwohnung auf eine 
Größe von 50—60 qm Wohnfläche herabgeſetzt 
werden könne. Wenn Dr Wagner in feinem 
Beiſpiel von Britz erwähnt habe, daß die Auf— 
ſchließungskoſten 9,0 betrügen, jo fei das auher- 
ordentlich wichtig, denn hier läge zweifellos eine 


wirkliche Aufgabe vor, wirtſchaftlicher zu arbeiten, 


und weiterhin ſei hier die Frage, ob es angängig 
ſei, daß die Gemeinde die Aufſchließungskoſten den 
einzelnen, zufällig vorhandenen Anliegern auf 
bürden, oder ſie auf die Allgemeinheit verteilen 
ſollte. Ferner feien die Regiekoſten mit 3,4% 
zu hoch und müßten nach Möglichkeit herab- 
geſetzt werden. Jedenfalls habe das hollän— 
diſche Beiſpiel der Typiſierung gezeigt, daß auf 
dieſem Wege viel zu erreichen ſei, und das Be⸗ 
denken, daß dieſe Reihenhausbauten nüchtern 
jeien, trage er nicht. Denn die neuen Anforde 
rungen gäben den neuen Stil. 

Staatsſekretär z. D. Prof. Dr. Hirſch betonte 
zunächſt, daß er ſich darüber freue, daß in den 
Außerungen des Herrn Staatsſekretärs Scheidt 
der amtliche Wille zur Fortſetzung der Typi— 
ſierungs- und Normierungsarbeiten ausgeſprochen 
worden fei. Es handle fich darum, den Maſſen— 
wohlſtand zu heben, und er würde lieber in einem 
ſtandardiſierten Eigenhaus wohnen, denn als 
Untermieter in einem Mietshaus. Er möchte den 
4 Punkten des Herrn Staatsſekretärs Scheidt 
einen 5. hinzufügen und zwar den: Sorgt für 
Kapitall Es ſei nicht richtig, daß in Amerika 
hauptſächlich mit Ziegeln gebaut würde, ſondern 
der hauptſächlichſte Bauſtoff ſei Holz. Zur Frage 
der Stahlhäuſer ſei zu bemerken, daß dieſe wohl 
in Südengland kritiſch beurteilt würden, in Spott- 
land dagegen günſtiger. Das Stahlhaus ſei 
praktiſch ein Holzhaus, außen mit einer Lage 
Stahl bekleidet. In Glasgow feien ſolche Stabl- 
häuſer errichtet worden. Die Koſten betrügen für 
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Küche und 3 Zimmer etwa 7000 M ohne Grund- 
erwerb. Es jeien in Schottland 250 ſolcher Häuſer 
im Bau. Die Verſuche feien nicht abgeſchloſſen: 
bezüglich der finanziellen Seite ſicherlich nicht, be⸗ 
züglich der techniſchen Seite müßte ebenfalls noch 
eine gewiſſe Klärung eintreten. Auf jeden Fall 
ſei inſofern in England ein Erfolg zu verzeichnen 
geweſen, als die drohende Konkurrenz dort die 
Bauſtoffpreiſe bereits erheblich geſenkt habe. Die 
gauſtoffinduſtrie in England ſei ſtark kartelliert, 
ie Löhne in der Stahlinduſtrie ſeien bedeutend 
niedriger als in der Bauſtoffinduſtrie. Im 
übrigen werde er über dieſe Frage eine kurze Ver⸗ 
öffentlichung in der Preſſe erſcheinen laſſen. 
Zum 5. Punkt, der Geldfrage, ſei folgendes zu 
ſagen: Wir haben Wohnungsnot und eine 
Arbeitsloſigkeit, die mit einer Leichtigkeit von der 
ffentlichkeit hingenommen werde, die in Erz 
taunen fege. Wohlſtiliſierte ſtatiſtiſche Berichte 
ſtellten feſt, daß die Arbeitsloſigkeit abnehme. 
Man vergeſſe aber die ſogenannten „ausge— 
ſteuerten“ Erwerbsloſen. In Wirklichkeit müßten 
wir annehmen, daß augenblicklich 2 Millionen 
rwerbsloſe in Deutſchland vorhanden ſeien. Es 
ei leider nicht anzunehmen, daß wir weſentlich 
von dieſer Zahl herunterkommen würden. Wir 
aben auf der einen Seite die Wohnungsnot und 
auf der anderen Seite die vielen freien Hände 
und könnten beides nicht zuſammenbringen. Sei 
das noch Wirtſchaftspolitik? Wir hätten Arbeits- 
ande, Material und feiernde Induſtrie. Der 
Andrang von kurzfriſtigem Geld ſei ſo groß, daß, 
wie er zufällig wiſſe, in einem beſtimmten Einzel⸗ 
fall 4 Millionen Mark deutſches Geld nach Erg- 
and gegangen ſeien. Er ſei der Anſicht, daß 
ledenfalls die Regierung, die die Wirtſchafts⸗ 
organiſation des eigenen Volkes ſo leitet, daß das 

Feld im Lande bleibt und alle Angehörigen der 
SC Arbeit und Lohn finden, ihr Geſchäft ver- 

ehe. 

‚ Regierunaspräfident Krüger-Lüneburg be- 
richtete zunächſt an einem Beiſpiel aus feinem Ber- 
waltungsbezirk, daß auch die Baukoſten in den 

eineren Städten verbilligt werden könnten. Er 
lei ferner der Anſicht, daß a. B. der Landarbeiter⸗ 
wohnungsbau durch Groß⸗Vergebung verbilligt 
werden könne. Nach Anſicht einer Berliner Grok- 

aufirma könnte bei Maſſenherſtellung pro Land- 
arbeiterwohnung mit einem Betrag von 4500 M 
derechnet werden. Ferner forderte er frühzeitige 
Hergabe der Hauszinsſteuerhvvotheken. In der 
rovinz wäre die Initiative durch verſpätete Her⸗ 
gabe gelähmt. Es ſei vor allen Dingen eine 
zweckmäßige Orqaniſation der Zuführung der 

lder an den Bauherrn zu ſchaffen. Der Leidens⸗ 
weg des Siedlers beginne hauptſächlich, wenn er 
außer der Hauszinsſteuerhyvothek andere Zuſatz⸗ 
brauche, die alle von verſchiedenen 


Stellen bewilligt würden. Endlich verfocht er den 
Gedanken von der Notwendigkeit des Kleinhauſes 
gegenüber dem Mietshaus. 

Stadtbaurat May = Frankfurt /Main führte 
aus: Das deutſche Volk folle endlich einſehen, daß 
die Wohnung genau jo wie anderes, ein Maffen- 
artikel ſei. In der Stadt Frankfurt a. M. ſeien 
jetzt zum erſten Male bei Kleinwohnungen dieſe 
neuen Geſichtspunkte vertreten worden. Es 
würden wenige Typen gebaut. Der geſamte 
Kleinwohnungsbau würde zu ^ von der Stadt 
ausgeführt, und nur A fei noch der Privatwirt⸗ 
ſchaft überlaſſen. Auch die Normierung der Bau- 
teile werde dadurch gepflegt, daß in den Winter- 
monaten große Aufträge herausgegeben worden 
ſeien. Er müſſe jedoch bei der Normierung auf 
eine Gefahr aufmerkſam machen und zwar auf die 
Gefahr der Erſtarrung! Man beachte die Un⸗ 
zweckmäßigkeit und Rückſtändigkeit Ford'ſcher 
Kraftwagen, die dadurch entſtehe, daß ſich ein 
Rieſenbetrieb auf einen Typ feſtgelegt habe. 

Als praktiſche Neuerung habe man in Frant- 
furt Türzargen aus Eiſen verwandt, die viel 
billiger als Holz ſeien. 

Auf jeden Fall müſſe der Ziegelbau ver- 
ſchwinden, da er tatſächlich unrationell fei Gu 
lange Bauzeit, zu kleines Format, zu große 
Feuchtigkeit, die erſt während des Baues und durch 
die Bauweiſe hineingebracht werde). Es handele 
ſich darum, die Produktion in die Fabrik zu ver⸗ 
legen. Vor allem dürfe man nicht darauf aus 
fein, Häuſer zu typiſieren, ſondern eine % a u = 
weiſe. Auch in Frankfurt verwende man Erd- 
aushubmaſchinen (Löffelbagger), die eine wefent- 
liche Erſparnis an menſchlicher Arbeitskraft be⸗ 
deuteten. Z. 3. würden 1800 Wohnungen an 
4 verſchiedenen Stellen gebaut. 

Bautechniſche Neuheiten, die in Frankfurt Bers 
wendung fanden, ſeien eine Deckenkonſtruktion, bei 
der Eiſenbetonbalken, fabrikmäßig hergeſtellt, auf 
der Bauſtelle einfach aneinander gelegt würden. 
Und endlich ſei noch ein beachtenswertes ameri— 
kaniſches Syſtem der Oberflächenbearbeitung von 
Beton zu erwähnen. Während bisher im allae- 
meinen Beton ſteinſetzmäßig behauen oder 
ſcharriert werde, gäbe es jetzt eine chemiſche Löſung, 
die auf die Innenſeite der Schalung geſtrichen, 
das Abbinden der Betonoberfläche verhindere. 
Nach Abnahme der Schalung würde der Zement 
abaefpritt, der Kies blieb ſtehen und der Beton er- 
halte dadurch eine natürliche Körnung von ſchönem 
Ausſehen. 

Auf jeden Fall ſei es notwendig, daß man ſich 
nicht zerſplittere bezüglich zu vieler Syſteme, 
ſondern daß-man fid) auf einige wenige beſchränke. 
Erit durch eingehendes und öfteres Verwenden 
und Durcharbeiten einer Bauweiſe könnten Fort⸗ 
ſchritte in der Rationaliſierung entſtehen. 
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Regierungsrat Dr. f a nt pf fm ey e r-Wien be- 
richtete über die Tätigkeit des ſtädtiſchen Siedlungs⸗ 
amtes der Stadt Wien. Man habe in Wien das zu 
fordernde Wohnbauprogramm bereits nach dem 
Kriege aufgeſtellt, es ſeien bis 1923 ca. 7000 Woh⸗ 
nungen errichtet worden; es ſei dann ein neues 
Bauprogramm für 5 Jahre mit 25 000 Woh- 
nungen aufgeſtellt worden, und durch Herabſetzung 
der Bauzeit ſei es gelungen, das Bauprogramm 
ſo abzukürzen, daß bereits im nächſten Jahre das 
ganze Bauprogramm durchgeführt ſei. Im 
Jahre 1925 hätten ſich nicht weniger als 15 000 
Wohnungen gleichzeitig im Bau befunden. Die 
Bauſtoffbeſchaffung ſei zentraliſiert durch eine be⸗ 
ſondere Magiſtratsabteilung, welche die Bauſtoffe 
im großen beziehe. Die Unternehmer bekämen 
nur die Durchführung. Die Bodenbeſchaffung ſei 
außerordentlich ſchwierig, da die öſterreichiſchen 
Enteignungsgeſetze vollkommen unzulänalich 
wären. Gerade die planmäßige Bautätigkeit habe 
dazu beigetragen, die Bauarbeiter in der ſtillen 
Zeit zu beſchäftigen. Es wäre außerordentlich 
ſchwer geweſen, die verzettelten Bauwünſche und 
Bauintereſſen durch allmähliche zielbewußte Arbeit 
zuſammen zu faſſen zu wenigen Unternehmungen. 
Es ſeien zuerſt Bauvorhaben an 60 verſchiedenen 
Stellen geplant geweſen. Durch Verhandlungen 
ſei es gelungen, dieſe zu 30 Gruppen zu ver⸗ 
einigen und auf 9 Bauſtellen zu beſchränken. Es 
beſtehe die Möglichkeit, im nächſten Jahr noch 
weniger Bauſtellen zu bekommen. Die Normierung 
könne nur ſo durchgeführt werden, daß geſagt 
würde, wer nicht normiert, bekommt kein Geld. 
Es ſei gelungen, bei der Verwendung eines Typs 
durch allmähliche Durchkalkulation zu einer Er⸗ 
mäßigung von 5% zu kommen. Er betrachte die 
Schaffung von Verſuchslaboratorien ebenfalls als 
eine außerordentlich ſegensreiche Einrichtung. Vom 
Standpunkt der Stadt Wien aus wäre zu ſagen, 
daß ſie hoffe, von den Arbeiten eines deutſchen 
Verſuchslaboratoriums auch mit zu profitieren. 
Zur Schaffung eines eigenen ſeien die öſter— 
reichiſchen Verhältniſſe zu eng. 

Stadtbaurat a. D. Taut beſchränkte ſich in 
feinen Ausführungen auf die Tätigkeit des Arhi- 
teften, bezw. die baukünſtleriſche Frage und er⸗ 
innerte an das Wort Schinkels: „Es aibt keine 
Kunſt, wenn ſie nicht neu iſt.“ Ein Wort des 
Berliner Stadtbaurats Hoffmann ſei ihm als be- 
deutungsvoll in Erinnerung geblieben. Dieſer 
habe zu ihm einmal geſagt: „Ich verſtehe Sie, Sie 
fangen von vorn an, weil der ganze Stilbetrieb 
ſeit dem Biedermeier verludert iſt.“ In der 
Hauptſache knüpfte er an die Beifviele, die Dr. 
Wagner in ſeinem Vortrag bereits erwähnt hatte, 
an und unterſtrich die baukünſtleriſche Notwendig⸗ 
keit bei neuer Auffaſſung einer neuen 
Materie gegenüber auch zu einem neuen 
Bauſtil zu kommen. 


Profeſſor Gropius -Deſſau knüpfte an den 
in der Diskuſſion zum Ausdruck gebrachten Peſſi⸗ 
mismus den neuen Verſuchen gegenüber an. Es 
gebe Verſuchsanſtalten für alle Zweige der Willen 
ſchaft, für alle möglichen Induſtrien, nur für die 
Bauwiſſenſchaft und Bauwirtſchaft mangelte es an 
den nötigen Verſuchszentren. Er führte im Liht- 
bild eine ganze Anzahl von Verſuchen in dieſer 
Richtung vor und wies darauf hin, daß wohl eine 
ungeheure Menge von Verſuchen vorliege, daß 
es aber den einzelnen und privaten Stellen aus 
Mangel an Mitteln nicht möglich fei, diefe Ver 
ſuche weiter auszubauen und wirklich zu erproben. 

Architekt Paulſen-Berlin ſprach in der 
Hauptſache über die Aufſchließungskoſten. Er 
ſtellte ſich ebenfalls auf den Standpunkt, daß bei 
dem Übergang unſerer Bauweiſe aus dem Miets— 
haus⸗Charakter der Großſtädte in die aufgelockerte 
Bauweiſe der Vorſtädte, bezw. in den Flachbau die 
Frage aufgeworfen werden müſſe: dürfen die 
hohen Soften der bereits mit der Ausficht auf 
hohe Bebauung angelegten Straßen und Kanali- 
ſationen auf die zufällig in Frage kommenden Anz 
lieger abgewälzt werden, oder ſei es nicht vielmehr 
notwendig, dieje Soften der Allgemeinheit aufau 
geben? Die Straßenbaukoſten könnten ſich 
nicht rentieren. Es gebe in der Wirtſchaft 
auch anderwärts Ausgaben, die nicht dire 
rentierlich ſeien. Generalbeiſpiel: der Hamburger 
Hafen. Der Staat Hamburg habe in den letzten 
20 Jahren ca. 30 Millionen Mark in ſeinen Hafen 
hineingeſteckt, obwohl es eine Tatſache ſei, daß ſich 
kein Hafen der Welt rentiere. Die ungeheuren 
Koſten, die ein ſolcher Hafen verurſache, könnten 
nicht aufgebracht werden durch Gebühren der ent 
laufenden Schiffe und der ihn benutzenden Reeder. 
Der Staat Hamburg hätte dieſe Koſten zweifellos 
auf die Allgemeinheit übertragen, alſo auch au 
Berufe, die direkt mit dem Hafen gar nichts zu tun 
haben. Er hätte das getan in der Erkenntnis, da 
eine Einheit beſtehe zwiſchen der Einrichtung des 


Hafens und dem geſamten Staatsgebiet. Das“ 
ſelbe ſei von den Aufſchließungskoſten zu ſagen. 


Für den ſtädtiſchen Typenbau müſſen Zuſchüſſe 
verlangt werden. 

Architekt Doin-Amſterdam ſprach im weſent' 
lichen zugunſten der Okzidentbauweiſe und ſuchte 
deren Vorteile darzulegen. 

Regierungsbaumeiſter Gellhorn ſprach noch 
den Wunſch aus, daß dieſe Tagung nicht ergebnis’ 
los verlaufen möge, ſondern daß in bezug auf die 
verſchiedenen Anregungen, insbeſondere auf die 
Schaffung der Wohnungsbaulaboratorien, ie 
Staatsregierung ernſthaft etwas tue. 8 

Regierungsbaumeiſter Ahrendts unterſtützte 
im weſentlichen die Außerungen der Vorredner, 
wies aber bezüglich der Okzidentbauweiſe darauf 
bin, daß nach ſeiner Information die Eiſenbe⸗ 
wehrung der ſehr großen Platten z. T. nur des⸗ 


Sich !l e f i ich es 


he i m 237 


wegen nötig ſei, weil ſie bei der Hebung durch den 
Kran, bei der ja nur eine Seite gehoben werde, 
lehr ſtark beanſprucht würden. Eine derartige 
Beanſpruchung auf Biegung trete nachher im Bau 
nie mehr auf. 


Die Entſchließung. 


Die Verſammlung nahm zum Schluß folgende 
don Staatsſekretär Scheidt vorgeſchlagene Ent- 
ſchließung an: 

Diejenigen Stellen, die Anträge auf die Gewäh— 
rung von Hauszinsſteuerhypotheken zu prüfen 
haben, ſind zu veranlaſſen, darauf hinzuwirken, 
daß die Koſten für Kleinhäuſer dadurch weſentlich 
geſenkt werden. 

Die Gewährung von Hauszinsſteuerhypotheken 
loll von der Erfüllung folgender Bedingungen 
abhängig gemacht werden: 

1. Typiſierung der Häuſer. 

2. Normung der Bauteile. 

3. Zuſammenfaſſung der 
wenigen Stellen. 

4. Herſtellung von Bauteilen im Maſſenbetriebe. 

Dazu auf Antrag von Regierungspräſident 
Krüger, Lüneburg: 
5. Die Bewilligung von öffentlichen Geldern 
für den Wohnungsbau, ſoweit ſie aus verſchiedenen 
Quellen (Arbeitgeberdarlehen, Beamten, Kriegs- 
beſchädigten⸗Fürſorge) ſtammen, iſt in einer Hand 
zu vereinigen, damit Nachteile und Verzögerungen 

ir den Bauherrn in Zukunft unterbleiben. 


* 


Die Wohnungsfürſorgetagung war unbeſtritten 
ein Erfolg inſofern, als ſie bewieſen hat, daß 
allenthalben im Reich ein Intereſſe an der qe = 
meinſamen Löſung der Frage der Ver- 
billigung unſeres Kleinwohnungsbaues beſteht. 
5 ijt die Schickſalsfrage unſeres Kleinwohnungs⸗ 
aues überhaupt. Wir haben den erſten Schritt 
getan mit der Erkenntnis, daß wir Kleinwoh— 
nungen bauen müſſen, und daß wir ſie folgerichtig 
wpiſieren müſſen. Wir haben in den letzten 
Fahren auf dieſem Gebiet eine Unſumme von 
rbeiten geleiſtet geſehen. In hervorragendem 
7 tape find zweifellos hieran die provinziellen 
Wohnungsfürforgegeſellſchaften beteiligt geweſen. 
Nur waren ſie in den meiſten Fällen leider nicht 
in der Lage, die induſtrielle, fabrikmäßige Her⸗ 
telung von Häuſern zu propagieren und zu 
fordern, weil fie keine Groß⸗Bauſtellen zur Ver- 
lügung hatten, und weil fie in der Tat die nächſt⸗ 
liegende Aufgabe zu erfüllen hatten, im Mugen- 
blick Wohnungen zu ſchaffen nach Maßgabe des 
örtlichen Bedürfniſſes. 

Das ſchließt ſelbſtverſtändlich nicht aus, daß 
auch die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften der Über- 


Bautätigkeit an 


zeugung ſind, daß nur durch die Großſiedlung eine 
weſentliche Verbilligung des Kleinwohnungsbaues 
erzielt werden kann, und daß der Serienbau zu 
fördern iſt. 

Gerade in den Zeilen dieſer Zeitſchrift ift mehr- 
fach auf die Notwendigkeit der Rationaliſierung 
unſerer Wirtſchaft durch Wirtſchaftspläne und 
Landesplanung hingewieſen worden.“) Die Frage 
der Großſiedlungen hängt auf das engſte zu- 
ſammen mit der Frage der Wirtſchaftspläne. Für 
eine Großſtadt wie Berlin liegt die Frage verhält— 
nismäßig einfach. Daß hier die Zuſammenfaſſung 
der Bauvorhaben an wenigen Stellen zu fordern 
ijt, ift ſelbſtverſtändlich und wird zweifellos in den 
meiſten Fällen geſchehen. Vorbildlich hierfür iſt 
auch die Stadt Wien. Wir dürfen jedoch nicht ver- 
geſſen, daß wir außer den wenigen Großſtädten 
auch noch das Land und die Provinzen haben. 
Eine ſo bedeutende Frage kann nur vom Stand— 
punkt der einheitlichen Löſung für die ganze 
Nation betrachtet werden. Wann der Ziegelbau 
in den Provinzen abgelöſt werden kann durch eine 
Betonbauweiſe, iſt noch gar nicht abzuſehen. In⸗ 
ſofern waren zweifellos die Ausführungen des 
Herrn Staatsſekretärs Scheidt von beſonderer Be- 
deutung für das Allgemeinintereſſe und 
für die Gegenwart. Für die Zukunft 
können wir in dieſem Sinne nur dadurch ſorgen, 
daß der Grundſatz des Zuſammenſchließens 
Geltung bekommt bis in unſere kleinen und 
kleinſten Städte hinab, und wenn irgend möglich, 
auch in den Landkreiſen. Die Erkenntnis, daß 
jeder zu ſeinem kleinen Teile an dieſem großen 
Problem unſeres Landes mitarbeiten kann, wird 
und muß ſich durchſetzen. 

In dieſem Zuſammenhang iſt ſicherlich von der 
„Häuſerfabrik“ mehr zu erwarten, als von der 
Herſtellung ganzer Hauswände auf der Bauſtelle. 
Wenn es gelingt, Hausteile fabrikmäßig herzu⸗ 
ſtellen, ſo daß ſie an jeder beliebigen Stelle und in 
verhältnismäßig beliebiger Anzahl durch Mon- 
tierung zu Häuſern zuſammengeſetzt werden kön— 
nen, dann werden wir zweifellos von % a t i o = 
naliſierung des Bauens und von dem 
Erſatz der Ziegelbauweiſe durch eine andere, neue, 
„billigere und gleichwertige“ reden dürfen. 

Gleichwohl kann nur durch zweckmäßige Or⸗ 
ganiſation aller dieſer Verſuche einwandfrei feft- 
geſtellt werden, welche Bauweiſe ſich zur 
Empfehlung und Anwendung eignet. Ob dies 
durch Schaffung einer zentralen Verſuchsanſtalt 


oder durch Zuſammenſchluß mehrerer, über das 


*) Vergleiche: „Regional⸗ und Landesplanung“ 
und „Kleinſtadtbildungen“ in Heft 12/1925, „Kreis⸗ 
wirtſchaftsplane“ in Heft 2/1926, „Heimatſchutz und 
Kleinſtadtplanung“ in Heft 3/1926 und „Städtebau⸗ 
geſetz und Landesplanung“ in Heft 5/1926 dieſer 
Zeitſchrift. 
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Land oder das Reich verteilter Verſuchsanſtalten 


geſchehen ſoll, ſei dahingeſtellt. 
Grundſätzlich iſt jedoch die Frage vom 
gemeinen Standpunkt dahin zu formulieren: 


1. 


2 


Wir brauchen den Kleinwohnungsbau. 


2. Wir müſſen ihn verbilligen. 
3. 


Das iſt im weſentlichen nur möglich durch 
Rationaliſierungsmethoden ganz allgemein, 
die jih im einzelnen auf Typen und Serien- 
bau, auf Verbeſſerung der Organiſation und 
Beſeitigung jeden Leerlaufs erſtrecken müſſen. 


Der Serienbau und neue Bauweiſen werden 


im allgemeinen nur imſtande ſein, zur Ver— 


billigung der Kleinwohnungen im ganzen 
Reich beizutragen, wenn die Rationali— 
ſierung bei der techniſchen Frage nicht halt 
macht, ſondern durch Wirtſchaftsorganiſation 
die Grundlage für die Anwendung der ted 
niſchen Errungenſchaften liefert. 


So ift zu fordern, daß Reichswohnungsbau⸗ 
Laboratorien geſchaffen werden, daß aber auch — 
beſonders bei uns im Oſten Deutſchlands — vom 
Reich beſondere Mittel zur Verfügung geſtellt 


werden zur Durchführung 


geſchloſſener Groß 


Siedlungen, bei denen die gefundenen Verbeſſe⸗ 
rungen Berückſichtigung finden können. 


Schroeder. 


Der oberſchleſiſche Wohnungsbau in den Nachkriegsjahren. 


Vom Bezirks⸗Wohnungsaufſichtsbeamten Reg.⸗ und Baurat M ii II er- Oppeln. 


DR Wohnungsbautätig⸗ 
keit in Oberſchleſien 
6000 


gewißheit über das Eid 
ſal dieſer Grenzprovinz 


hat ſich in den letzten 
Jahren endlich in einer 
Weiſe entwickelt, die dem 


der Wohnungsbau noch 
3 Jahre lahmgelegt: 
In den Jahren 1919 bis 


hohen Grade der hier 
vorliegenden beſonderen 
Wohnungsnotverhältniſſe Sooo 


192 1 wurden durchſchnitt⸗ 
lich kaum 2000 Wob- 


gerecht zu werden verſucht. 
Aus dem für die Zwecke 
des Statiſtiſchen Landes⸗ 


nungen fertiggeſtellt. Crit 
nach der Abſtimmung und 
der neuen Grenzziehung 
durch das Geufer Ab⸗ 


amts eingegangenen amt- 
lichen Erhebungsmaterial, 


kommen bis endlich zum 
Abrücken der feindlichen 


das die Zahl der fertig. 6 
geſtellten und baupoli- 
zeilichabgenommenen 


Wohnungen bis zum 
OL; Dezbr. 1925 feſtſtellt, 
gewinnen wir einen zu⸗ 
verläſſigen Überblick über 
das bisher im Wohnungs- 


Beſatzung im Jahre 1922 
waren Reich und Staat 
in der Lage, auch Ober” 
ſchleſien an den öffent 
lichen Wohnungsbaumit‘ 
teln zu beteiligen, ſo daß 
die Zahl der jährlich Dall? 
polizeilich abgenommenen 


bau in den Nachkriegs⸗ 
jahrenGeleiſtete. Abb. 28.) 


Die aus den Jahres⸗ PER 


Wohnungen langſam 
wuchs und im Jahre 1924 
rund 3900 Wohnungen 


leiſtungen entwickelte 
Kurve läßt unſchwer den 
Einfluß der politiſchen 
Verhältniſſe auf die 
Entwickelung der Woh⸗ 
nungsbautätigkeit erken⸗ 
nen. Während im übrigen 
Deutſchland ſchon gleich 
in den erſten Jahren nach 
dem Kriege eine lebhafte ) 

Förderung des Woh⸗ 0 
nungsbaues mit öffent⸗ 
lichen Mitteln einſetzen 
konnte, blieb in Ober⸗ 
ſchleſien infolge der Un⸗ 


1920 


1921 


Abb. 28. Anzahl Der in Den Nachkriegsjahren in Ober⸗ 
ſchleſien baupolizeilich abgenommenen Wohnungen 


1922 


umfaßte. Dieſe Jahres- 
leiſtung mochte unter 
normalen Verhältniſſen 


etwa im Durchſchnitts⸗ 
grade der Wohnungsbau 
tätigkeit in den übrigen 
Landesteilen ausgereicht 
haben, den beſonderen 
Notverhältniſſen Ober“ 
ſchleſtens aber wurde fie 
nicht im entierntejten ge⸗ 
1925 recht; denn es blieben un 
berückſichtigt die Woh- 
nungsnot in Oberſchleſten 
vor dem Kriege, die 


1925 1924 
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infolge der exploſivartig ſchnellen Entwicklung der In⸗ 
duſtrie entſtanden war, die Lahmlegung des Wohnungs⸗ 
baues über die Kriegszeit hinaus bis zum Jahre 
1922 und ganz beſonders die Verſchärfung des 
Wohnungselends infolge eines gewaltigen 
Flüchtlingszuſtroms, wie ihn auf 
gleicher Fläche kein anderer Bezirk zu erdulden 
hatte. Infolgedeſſen war das Ergebnis bis zum 
Jahre 1924 noch völlig unzureichend. Es be- 
durfte daher der Zuſammenfaſſung aller wirt⸗ 
ſchaftlichen und politiſchen Einflüſſe unter der 
perjönlichen Führung des Herrn Oberpräſidenten 
der Provinz Oberſchleſien, um in gemeinſamer 
Aufklärungsarbeit auf die ſo ziale, wirt- 
ſchaftliche und politiſche Bedeutung 
des oberſchleſiſchen Wohnungs- und Siedlungs⸗ 
problems mit Bezug auf das vorliegende Gejamt- 
Staatsintereſſe hinzuweiſen und Regierung und 
Parlamente zu einer durchgreifenden, programme 
mäßigen Aktion zu veranlaſſen. Der Erfolg iſt 


die anerkennenswert reichliche Unterſtützung des 
Bezirks im Jahre 1925 und damit die Erfüllung 
des erſten Teiles eines auf 3 Jahre berechneten 
Bauprogramms. Im verfloſſenen Jahre wurden 
rund 20 Millionen Reichsmark dem Bezirk an 
öffenlichen Wohnungsbaumitteln überwieſen. 
Hierzu kommen noch 3 Millionen Reichsmark der 
Gemeindeneubauanteile am eigenen Hauszins⸗ 
ſteuerauftommen im Bezirk ſelbſt, jo daß insge⸗ 
ſamt 2,3 Millionen Reichsmark zur Verfügung 
ſtanden. Dementſprechend zeigt die Kurve der 
Jahresleiſtungen einen ruckweiſen Aufſtieg: Im 
Kalenderjahre 1925 wurden 6431 Wohnungen 
fertiggeſtellt und baupolizeilich abgenommen. 
Die Verteflung dieſer Wohnungsbauten auf die 
einzelnen Stadt- und Landkreiſe des Regierungs- 
bezirk Oppeln geht aus der Überſicht hervor. Ins⸗ 
geſamt wurden in den Nachkriegsjahren von 1919 
bis 1925 23 003 Wohnungen gebaut. Dieſem 
Zugang ſteht leider auch der beträchtliche Ab = 


überſicht 
über die Vermehrung des oberſchleſiſchen Wohnungsbeſtandes in den Nachkriegsjahren. 


I. Stadtkreiſe 


1 Beuthen O / S. 332 
2 Gleiwitz 937 
3 [ Hindenburg 663 
4 | Neifje 517 
5 [Oppeln. 986 
6 [Ratibor 331 


Summe Il: | 3 766 
II. Landkreiſe 
1 | Beuthen O / S. 709 236 
oe 543 175 
3 | Falkenberg. 441 79 
4 | Gleiwitz 466 179 
5 Grogp-Strehlit 461 142 
6 | Grottkau 279 41 
7 Gynttentag . 157 31 
8 | Hindenburg. 931 282 
9 Kreuzburg DJS... 576 157 
10 Leobſchütz . 7 656 235 
11 Neiſſe 597 92 
12 | Neuſtadt O /S. 780 | 216 
13 Oppeln. 1299 362 
14 | Ratibor 667 218 
15 Rojenberg . 319 86 


8881 | 2531 
12 647 | 3 925 


Summe II: 


Summe I u. II: 


Lfd. } Baupolizeilich 
= b 1 5 is abgenommene Wohnungen Zugang Abgang SE 
i HY 1919.23 1924 | 1925 | 1919-25 | 1919-25 


7324 

3591304 8 1 296 
233 951 104 847 
167 687 65 622 
306 951 133 818 
142 745 102 643 
105 425 95 400 
125 313 78 235 
411 | 1624 13 1611 
225 958 100 858 
379 | 1270 173 1 097 
206 805 67 828 

| 380 | 1376 | 172 1204 
747 | 2408 200 2 208 

| 187 | 1072 | 88 984 
213 618 133 485 

5 15597 | 1461 |. 14136 


23 003 | 1 543 
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gang von 1543 Wohnungen gegenüber, der zwar 
zum Teil auf Abbruch alten Wohnraumes zwecks 
wirtſchaftlicherer Ausnutzung des Grundſtücks 
durch einen größeren Neubau, zum überwiegen— 
den Teil aber auf Aufſtandsſchäden und Verluſt 
durch vorzeitigen Verfall der Altwohnungen in- 
folge techniſch mangelhafter Ausführung vor dem 
Kriege und vernachläſſigter Inſtandſetzung im 
letzten Jahrzehnt zurückzuführen iſt. Aus der 
Differenz des Zu⸗ und Abganges iſt immerhin 
noch eine effektive Vermehrung des Bez 
ſtandes um die ſtattliche Zahl 21 460 Woh⸗ 
nungen in den Nachkriegsjahren zu verzeichnen. 

In dieſem ſtatiſtiſchen Zahlenmaterial über den 
geſamten Wohnungsneubau find jelbjtverjtänd- 
lich ſämtliche Arten von Neubauwohnungen ent⸗ 
halten, d. h. auch die ohne öffentliche Zuſchüſſe 
geförderten ebenſo wie die als reichs- und ſtaats⸗ 
eigene Dienſtwohnungen errichteten. Als öffent- 
liche Mittel für die Unterſtützung von Woh⸗ 
nungsbauten kamen neben den Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken die Zuſatzhypotheken des Reichs für 
Flüchtlingswohnungen in Betracht, ferner die Mr- 
beitgeberzuſchüſſe von Reich und Staat, aber 
auch die Mittel der produktiven Erwerbsloſen— 
fürſorge für den Bau von Landarbeiterwoh⸗ 
nungen. Zwiſchenkredite und das Stammkapital 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaft haben wmejent- 
lich zur Finanzierung beigetragen. Immerhin 
entfallen von den 23 Millionen Reichsmark der 
geſamten öffentlichen Mittel auf jede der im 
Jahre 1925 gebauten 6431 Wohnungen noch 
nicht 3600 Reichsmark, im Durchſchnitt 
alſo ein ſehr günſtiges Ergebnis. Man darf ſich 
allerdings durch die hohe Zahl der im vergangenen 
Jahre techniſch fertiggeſtellten Bauten nicht 
darüber täuſchen laſſen, daß bei ſehr zahlreichen 
Wohnungen nicht gleichzeitig auch die finan⸗ 
zielle Durchführung zum Abſchluß gekommen 
iſt; denn ſoviel privates Sparkapital iſt nicht vor⸗ 
handen geweſen, um den Reſt der Baukoſten end- 
gültig zu decken, vielmehr find meiſt kurzfriſtige 
Bankkredite in Anſpruch genommen, die der bal- 
digen Ablöſung harren, ganz beſonders auch im 
Hinblick auf die Notwendigkeit der Herabminde— 
rung des Zinſendienſtes, um die Miete tragfähig 
zu geſtalten. Es ſind daher von den weiteren 
Mitteln des neuen Jahres noch erhebliche Be- 
träge von vornherein abgezweigt worden zur Ab⸗ 
löſung der Zwiſchenkredite des Vorjahres durch 
die Erhöhung der Hauszinsſteuerhypothek auf das 
Durchſchnittsmaß und darüber hinaus durch 
Bereitſtellung von Zuſatzhypotheken in den be— 
ſtimmungsgemäßen Grenzen. Denn das Bau⸗ 
programm des vorigen Jahres iſt in Oberſchle— 
ſien in einer Weiſe überſpannt worden, die bei 
einzelnen Gemeinden bis an die Grenze der 
Leiſtungsfähigkeit der geſamten Stommunal- 


finanzen ging. Wenn es daher auch nach den 
bisherigen Überweiſungen weiterer Mittel ſeitens 
der Zentralbehörden den Anſchein hat, daß die 
eingeleitete Aktion auch für das neue Jahr in 
demſelben Umfange wie im vorigen Jahre fort— 
geſetzt werden joll, jo muß doch befürchtet werden, 
daß infolge der Notwendigkeit einer endgültigen 
finanziellen Sicherung des vorjährigen Pro- 
gramms für die im neuen Baujahr in Angriff zu 
nehmenden Wohnungen nicht ſoviel verbleibt, da 
die Kurve auf dem Kulminationspunkte gehalten 
werden kann, vielmehr wird ſie im Jahre 1926 
eine ſtarke Senkung erfahren müſſen. 
Es wäre aber dringend zu wünſchen, daß wenig- 
ſtens ſoviel Mittel bereitgeſtellt werden könnten, 
um eine Senkung unter die Produktion von 
5000 Wohnungen zu vermeiden, da ein Unter- 
ſchreiten dieſer Grenze nach der Lage des Woh- 
nungsmarktes in Oberſchleſien ſofort einen nicht 
wieder auszugleichenden Rückſchlag zur Folge 
haben würde. 

Denn was iſt bisher praktiſch erreicht worden? 

Die öffentlichen Gebäude und die überwiegende 
Zahl der baufälligen Kriegsbaracken konnten von 
Flüchtlingen geräumt werden. Inſofern iſt tat— 
ſächlich eine Beſſerung eingetreten. Dies Ziel 
konnte indeſſen nur erreicht werden durch die 
ſyſtematiſche Konzentrierung der öffentlichen 
Mittel auf die Städte und großen Landgemeinden 
des engeren Induſtriegebiets. Andere gleichfalls 
dringliche Notfälle in den überbelegten Einzimmer— 
wohnungen und in Notunterkünften von Kellern, 
Böden und Ställen mußten ſelbſt hier noch zurüd- 
geſtellt werden. Es iſt allerdings im neuen Jahre 
{don ſeitens des Regierungspräſidenten verſucht 
worden, den Umfang der Aktion zu erweitern und 
mit der Flüchtlingswohnungsfürſorge bis an die 
Peripherie des Induſtriegebiets 
heranzugehen, weil nämlich auch hier die Flücht⸗ 
linge allmählich unruhig geworden ſind und 
bereits das Beſtreben zeigten, zu den großen In⸗ 
duſtriegemeinden ſelbſt wieder zurückzuwandern 
in der Hoffnung, an den dortigen umfangreichen 
Fürſorgemaßnahmen teilzuhaben. Damit wäre 
aber das Wohnungselend und die Erwerbs: 
loſennot in den Städten um ein une 
trägliches Maß noch vermehrt worden. Es 
wurde alſo die höchſte Zeit, daß wenigſtens auch 
die Vororte bedacht wurden, um dort die Flücht⸗ 
linge zu beruhigen und feſtzuhalten. Dieſer Aus⸗ 
fall machte ſich aber ſofort als ſchwere Lücke im 
Bauprogramm der Induſtriegemeinden ſelbſt 
wieder bemerkbar, ſodaß die nächſten Mittel 
wieder hierher konzentriert werden mußten, um 
der infolge der dortigen Maſſierung der Flücht⸗ 
linge immer noch beſonders großen Not wenig“ 
ſtens in etwas abzuhelfen. Trotz einzelner Teil⸗ 
erfolge bleibt alſo das Geſamtergebnis noch 
immer nicht befriedigend. 


Such le ES a ER eos 


Die Wohnungs n o verhältniſſe für den ge- 
ſamten Bezirk einwandfrei ſtatiſtiſch erfaſſen zu 
wollen, iſt nach den bisherigen Erfahrungen 
außerordentlich ſchwierig. Einen einigermaßen 
zuverläſſigen Anhalt für die Beurteilung der 
augenblicklichen Geſamtlage gewinnt man aber 
aus der Unterſuchung einzelner örtlicher Verhält⸗ 
nijje, beiſpielsweiſe der Beuthener Süd⸗Oſt⸗Ecke 
des Bezirks. Dort hat ſich das äußere Bild kaum 
verändert, und der nicht unmittelbar mit dem 
Wohnungsweſen Vertraute iſt erſtaunt darüber, 
daß trotz der offenſichtlich ſtarken Wohnungsbau- 
tätigkeit immer noch einige als beſonders dring- 
lich anerkannte Mißſtände nicht behoben ſind. Für 
den Außenſtehenden liegt daher die Vermutung 
nahe, daß dies nur an einem Mangel an Einheit⸗ 
lichkeit der Aktion liegen könne. Und doch liegen 
die Verhältniſſe anders. Die neuerdings auch in 
der Offentlichkeit vorgebrachten Beſchwerden der 
Flüchtlingsvertretungen über das vermeintliche 
Verſagen der Gemeinden in der Ausführung der 
Regierungsverfügungen bezüglich der Verwen— 
dung der öffentlichen Mittel für den Wohnungs- 
bau und der Unterbringung der Flüchlinge ver- 


anlaßten den Regierungspräſidenten kürzlich 
wieder zu einer eingehenden örtlichen Nach- 


prüfung. Bei der am 9. Juni 1926 anberaumten 
Ortsverhandlung in Beuthen waren alle für den 
Woynungsbau verantwortlichen Organe ` per: 
treten und zwar Stadt- und Landkreis Beuthen, 
Gemeinde Roßberg, Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
und Flüchtlingsbaugenoſſenſchaft; hierzu war auch 
der Vertreter der Flüchtlingsſpitzenorganiſationen 
anweſend. Sämtliche Stellen wieſen die für die 
Belegung mit Flüchtlingen in Betracht kommenden 
Neubauwohnungen nach und ſtellten diefe in an- 
erkennenswert entgegenkommender Weiſe unter 
Hintanſetzung eigener Wünſche dem Regierungs- 
präſidenten zur Belegung in der Art zur Bers 
fügung, daß die Gemeindegrenzen bei etwaiger 
Umquartierung nicht berückſichtigt zu werden 
brauchten. Trotz dieſer günſtigſten Voraus⸗ 
ſetzung war es nicht möglich, eine Umgruppierung 
der von den Gemeinden beabſichtigten Belegung 
vorzunehmen, weil die Gemeinden ſelbſt noch 
dringlichere Fälle aufzuweiſen hatten, als es die— 
jenigen waren, die dem Außenſtehenden als 
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ſkandalös und daher beſonders dringlich erſcheinen 
mußten, d. h. trotz einiger hundert Neubauwoh— 
nungen in Stadt und Land Beuthen konnten 
die reſtlichen 18 Familien aus den Notbaracken in 
Beuthen im Augenblick noch nicht umquartiert 
werden. Wertvoll war bei dieſer Feſtſtellung die 
Mitwirkung der Flüchtlingsvertretung ſelbſt, die 
gleichfalls einen anderen Vorſchlag nicht zu 
machen vermochte, vielmehr nach Kenntnis der 
Sachlage die außerordentlichen Schwierigkeiten 
zugeben mußte, wie ſie in vollem Umfange nur 
durch die allein verantwortliche Gemeindever— 
waltung ſelbſt überſehen werden kann. So wie 
an dem Beiſpiel des Beuthener Ausſchnittes ge— 
zeigt worden iſt, liegen aber auch die Verhältniſſe 
in den übrigen Gemeinden. Wenn daher auch die 
Beſchwerden der Flüchtlinge über Mängel in 
der Durchführung der Aktion im allgemeinen als 
unbegründet zurückgewieſen werden müſſen, jo 
ſind doch die Klagen über das Fortbeſtehen ihres 
Wohnungselends leider nur allzu berechtigt. Es 
wurde aber auch feſtgeſtellt, daß der Zuſtrom der 
Flüchtlinge bei weitem noch nicht aufgehört hat, 
ſondern, wenn auch langſam, ſo doch ſtetig noch 
im Fluß iſt und die oberſchleſiſchen Gemeinden 
dauernd vor neue Aufgaben ſtellt derart, daß ſie 
neben einem großen Neubauprogramm für 
Dauerwohnungen ſich doch noch genötigt ſehen, 
trotz ſchwerſter wirtſchaftlicher Bedenken wiederum 
Behelfsbauten auszuführen als Obdach— 
loſenaſyle für neu hinzukommende Flücht⸗ 
linge und für wirtſchaftlich ſchwächſte Bevölke⸗ 
rungskreiſe, die wegen der Unmöglichkeit der 
Mietzahlung aus ihren Altwohnungen heraus— 
geſetzt werden und für die das Gemeindefürſorge— 
amt wegen eigener finanzieller Schwierigkeiten 
nicht dauernd einzutreten vermag. 

Zur Behebung der verbliebenen dringendſten 
Mißſtände werden alſo mindeſtens noch 2 Jahre 
einer geſteigerten Wohnungsbautätigkeit in 
demſelben Umfange wie 1925 erforderlich werden. 
Erſt dann wird man der Hoffnung Raum geben 
können, daß Oberſchleſien bezüglich der Woh— 
nungsnot den Durchſchnittsgrad des Reiches er- 
reichen und damit wenigſtens auf dieſem Gebiete 
aus den Sondern ot verhältniſſen heraus 
einigermaßen zur Ruhe kommen wird. 


242 


Kritiſche Bemerkungen von Erſtem Bürgermeiſter a. D. Salomon, Geſchäftsführer des Schleſiſchen 


Städtetages. 
A" 20. und 21. Mai fand die diesjährige Allgemeiner langer Beifall dankte dem Vor 
® Tagung der oben gedachten Vereinigung an tragenden für ſeine ausgezeichneten Aus 
beſonders geeigneter Stelle, dem herrlichen Hildes- führungen. 
heim, ſtatt, das mit ſeinen wundervollen alten und Der nächſtfolgende Vortrag des Stadtbau— 


neuen Bauten in beſonders eindringlicher Weiſe 
von dem Hochſtand deutſcher Baukunſt im Mittel⸗ 
alter zu reden weiß. 


Wer geglaubt hatte, daß die deutſchen Woh- 
nungsämter, die ja von ſehr Vielen bereits als 
antiquiert und abbaureif bezeichnet werden, nur 
von ihrem fich täglich mehr verengenden Wirkungs- 
kreis ſprechen würden, war ſchon durch die Tages— 
ordnung angenehm enttäuſcht. Tatſächlich bot der 
außerordentlich reichhaltig dargebotene Vortrags⸗ 
ſtoff einen Überblick über die Geſamttätigkeit der 
deutſchen Kommunen auf dem Gebiet des Bau- 
und Siedlungsweſens wie auf dem Gebiet der 
Wohnungsfürſorge und der Wohnungsaufſicht. 
Die Tagung war außerordentlich gut beſucht, auch 
Reichsarbeitsminiſterium und Volkswohlfahrts⸗ 
miniſterium hatten maßgebende Vertreter ent- 
jandt. Die Hildesheimer Behörden hatten eben- 
falls in jeder Form der Bedeutung der Verſamm— 
lung Rechnung getragen, waren doch u. a. auch 
Biſchof und Generalſuperintendent von Hildes- 
heim vertreten. 

Die Reihe der Vorträge wurde eröffnet durch 
den Miniſterialrat im Reichsarbeitsminiſterium 
Dr. Wölz (allgemein beſtens bekannt durch {eine 
Mitarbeit in feiner früheren Stellung am Zus 
ſtandekommen der Neuordnung des Fürſorge— 
weſens und die Herausgabe des bekannten Kom- 
mentars). Der Vortragende bewies, daß er auch 
in ſeinem neuen Wirkungskreiſe die Materie völlig 
beherrſcht. In längeren Ausführungen, welche 
rhetoriſch und inhaltlich auf einer bejonderen 
Höhe ſtanden, ging er aus von dem Problem der 
Finanzierung des Wohnungsneubaues, wie es ſich 
bei Kriegsende nach der Rückkehr unſerer Krieger 
als zunächſt übermächtig und nicht zu bewältigen 
den ſtaatlichen und kommunalen Behörden ent⸗ 
gegenſtellte. Mit außerordentlichem Freimut 
wurden auch von dem Vortragenden Fehler ge- 
rügt, welche auf dem Gebiet des Siedlungsweſens 
gemacht wurden. Bezüglich der Finanzierung des 
Wohnungsneubaues nahm er zu dem augenblid- 
lich vorliegenden Problem Stellung und ſprach 
begreiflicher Weiſe einer bis an die Grenze des 
Möglichen zu erweiternden Bereitſtellung von 
Mitteln für den Wohnungsneubau das Wort, da 
die Wohnungsfrage für den Wiederaufſtieg unſeres 
Volkes in geſundheitlicher, ſittlicher und ethiſcher 
Beziehung die Frage ſchlechthin bedeute. 


direktors Dr. Gut in München, des Leiters der 
Tagung, bot in den in großer Fülle dargebotenen 
Lichtbildern ein Bild über das bisher, namentlich 
in den letzten Jahren, von den deutſchen Kom- 
munen auf dem Wege der Siedlung Geleiſtete. 
Nur war dabei eines feſtzuſtellen, daß namentlich 
der geſamte Oſten öſtlich Berlins lediglich durch 
2 Schaubilder aus Frankfurt a. O. Berück⸗— 
ſichtigung fand, ſodaß wieder einmal der Eindruck 
erweckt wurde, als ob wir im Oſten auch auf 
dieſem verantwortungsvollſten und wertvollſten 
Arbeitsgebiet der Nachkriegszeit nichts zu leiſten 
verſtänden, was wert wäre, in einem größeren 
Kreiſe kritiſcher Zuſchauer gezeigt zu werden. Hier 
hat der Schreiber dieſer Zeilen energiſch Ver— 
wahrung eingelegt. Da im Anſchluß an den Vor: 
trag der Vortragende noch darauf hinwies, daß 
demnächſt in einem großen, reichlich mit Bildern 
zu ſchmückenden Geſamtwerk die Leiſtungen der 
deutſchen Kommunen auf dem Gebiet des Woh— 
nungsbaues der breiteſten Offentlichkeit unter“ 
breitet werden ſollten, iſt dafür Sorge getragen 
worden, daß unſere ſchleſiſchen Provinzen 
wenigſtens in dieſem Werk eine gebührende Be- 
rückſichtigung erfahren werden. 

Namentlich von der Tätigkeit der Wohnungs’ 
fürſorgegeſellſchaften war überhaupt nicht die 
Rede, obwohl der Vortragende hätte darauf Dit: 
weiſen können, daß mehr wie in anderen Gebiets“ 
teilen gerade in Schleſien, inſonderheit in Ober- 
ſchleſien, die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften viel- 
fach lediglich durch ihre Fürſorge eine große Reihe 
von Kommunen in den Stand geſetzt haben, der 
Wohnungsnot tatkräftig entgegenzutreten. Hier 
wird es das Zuſammenwirken von Städtetag und 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften ſein, bald— 
möglichſt geeignetes Material zu ſammeln, zu 
ſichten und zur Verwertung in dem oben gedachten 
Werke zur Verfügung zu ſtellen. Jedenfalls war 
es betrübend, wieder einmal feſtſtellen zu müſſen, 
welch geringe Einſchätzung der Oſten erfährt. Hier 
iſt noch viel Arbeit zu leiſten, ſoll das Vorurteil 
gegen unſeren an ſich in vielen Beziehungen 
gegenüber dem Weſten benachteiligten Oſten eine 
Reviſion erfahren. 

Dem gleichen Intereſſe begegneten die Vor- 
träge über die Wohnungsaufficht, und zwar ſprach 
zuerſt über die Erhaltung der Altwohnungen 
Magiſtratsaſſeſſor Dr Liebreich, Köln, der in 
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einem außerordentlich ſorgfältig ausgearbeiteten 
Referat die Schwierigkeit der Materie meiſterte, 
indem er die geſamten jehr verſtreuten Geſetzes— 
beſtimmungen vortrug, namentlich auch Winke 
gab, wie im richtigen Verfahren Widerſtände, 
hauptſächlich von privater Seite, ausgeſchaltet 
werden können. Es dürfte auf dieſem geſetzlich 
bisher recht ſtiefmütterlich behandelten Gebiet erft- 
malig eine jo vorzügliche Zuſammenſtellung geſetz— 
licher Beſtimmungen gebracht worden ſein, und 
wird dieſer Teil der demnächſt wohl erſcheinenden 
Veröffentlichung der Vereinigung deutſcher Woh- 
nungsämter über ihre Tagung einen beſonders 
wichtigen Raum einnehmen. 

„Der folgende Vortrag über die Wohnungsauf- 
ſicht in der Zeit der Zwangswirtſchaft (Direktor 
Gaubitz vom Wohnungsamt Berlin - Char- 
lottenburg) brachte wenig Neues, beſonders er- 
müdeten die in überreichlicher Zahl im Lichtbild 
gebrachten Tabellen. 

Die Wohnungsfürſorge für kinderreiche Fami- 
lien, namentlich aber die Wohnungsfürſorge für 
Tuberkulöſe, fanden gleichfalls eine ſachgemäße 
und wertvolle Würdigung. Bei letzterem Thema 
war es uns Schleſiern eine Genugtuung, daß dies- 
mal, trotzdem der Vortragende aus dem Weſten 
ſtammte — Stadtbaudirektor Dr. Strehlo, 
Dortmund —, mit beſonderer Liebe die muſter⸗ 
gültige Tuberkulöſenſiedlung in Bunzlau in 
Schleſien behandelt wurde. 

Auch die Frage der Unterbringung Obdachloſer 
und Räumungspflichtiger und das leider durch 
die Gewalt der Tatſachen überall zu beobachtende 
Gegeneinanderarbeiten von Wohnungsämtern 
und Polizei, daß nämlich von den Wohnungs⸗ 
amtern herausgeſetzte Räumungspflichtige von 
der Polizei wieder in die frühere Wohnung ein- 
geſetzt werden, wurde von Beigeordnetem 
Dr. Weitz, Duisburg, eingehend behandelt, 
namentlich immer wieder betont, wie ſehr durch 


ſolches Gegeneinanderarbeiten von Staatsbe⸗ 
hörden die allgemeine Staatsautorität leiden 
müſſe. Neues konnte indeſſen bei dieſem Vor⸗ 


trage nicht gebracht werden, da auch die höchſten 
Gerichte in letzter Zeit mehrfach mit Entſchei⸗ 
dungen in dieſes Wirrſal verwaltungsrechtlicher 
Normen hineinzuleuchten verſucht haben. 
Schließlich erregte noch ſehr großes Intereſſe 
der Vortrag von Stadtrat Dr Lange, Frank⸗ 
furt a. M. lein ehemaliger Schleſier), über die 
Schadenerſatzpflicht der Gemeinden aus Maß— 
nahmen der Wohnungszwangswirtſchaft. Der 
Vortragende behandelte dieſes den Gemeinden 
unerwünſchteſte Gebiet ihrer Tätigkeit mit der 
erwünſchten kritiſchen Schärfe. Er wies auch den 
Zwieſpalt nach, der darin beſteht, daß der Staat 
den Gemeinden ſeine Aufgaben auf dem Gebiet 
der Wohnungszwangswirtſchaft als Auftrags⸗ 
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angelegenheit zuweiſt, ſich dann aber den aus 
dieſer Tätigkeit entſtehenden Rechtsanſprüchen auf 
Koſten der Gemeinden entziehen will. Das ganze 
Unbefriedigende dieſes Zwieſpaltes wurde ſehr 
eingehend behandelt. Als Ergebnis des Vortrages 
konnte natürlich nur der Wunſch geäußert werden, 
daß hier im Wege der Geſetzgebung bald klare 
Verhältniſſe geſchaffen würden. 

Die ganzen Vorträge, welche unter erfreulicher 
Beteiligung der etwa 500 erſchienenen Gäſte 
1½ Tage in Anſpruch nahmen, waren, wie geſagt, 
beſtens eingerahmt durch das örtliche Milieu. Vor 
und nach der Tagung zogen Gruppen der Teil- 
nehmer durch die herrlichen Kirchen Hildesheims, 
durch ſeine Straßen und Gäßchen, auch ſeine in 
alten Innungshäuſern untergebrachten Schänken; 
Ausflüge nach intereſſanten Siedlungsbauten, 
einer großen Schleuſe am Mittellandkanal u. a. 
boten weiter reiche Anregungen. 

Schreiber dieſes hat zum erſten Mal Gelegen- 
heit gehabt, die Tagung der Vereinigung der 
Wohnungsämter zu beſuchen, und kann nur ſein 
Bedauern zum Ausdruck geben, daß die Tagung 
anſcheinend bei den Kommunen ſelbſt nicht die 
Würdigung findet, die ſie verdient, da außer— 
ordentlich wertvolle praktiſche Arbeit geleiſtet und 
viele nachhaltige Anregungen von den Teil- 
nehmern nach Hauſe mitgenommen ſein werden. 
Aus Schleſien waren nur 6 Vertreter erſchienen, 
wobei allein Oberſchleſien 3 ſtellte, und zwar haben 
die Städte Beuthen, Gleiwitz, Hindenburg ihre 
Dezernenten entſandt. 

Eine weitere Enttäuſchung brachte die Bors 
ſtandswahl für den Oſten, indem an Stelle des 
verſtorbenen früheren Leiters des Breslauer Woh- 
nungsamtes, der bis dahin der entſcheidende Ver— 
treter des geſamten Oſtens im Vorſtand der Ver⸗ 
einigung geweſen war, ein weſtlicher Vertreter, 
nämlich der Leiter des Hildesheimer Wohmungs⸗ 
amtes, gewählt wurde. Auch hier haben die Pro- 
teſte, welche der Schreiber dieſes einbrachte, für 
den Augenblick nichts helfen können, es blieb nur 
übrig, von ſeiten des Schleſiſchen Städtetages 
ſchriftlich einen nachträglichen Proteſt und die 
Forderung der Berückſichtigung im nächſten Jahre 
zu bringen. 

Jedenfalls hat die Tagung für uns im Oſten 
erneut den Nachweis gebracht, daß nur eine recht 
zahlreiche Beſchickung mit ſachkundigen Mitgliedern 
unſerer Kommunen trotz der dadurch entſtehenden 
großen Koſten geeignet ift, uns aus unſerer uns 
immer deutlicher werdenden Iſolierung gegenüber 
dem Weſten herauszubringen. 

Schließlich wird aber die beſte Propaganda für 
uns darin beſtehen, daß wir durch Taten beweiſen, 
daß auch der Oſten ebenſo leiſtungsfähig wie der 
Weſten iſt: Wenn unſere Leiſtungen auf dem 
Gebiet des Bau- und Siedlungsweſen in derſelben 
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Weiſe Förderung erfahren, wie bisher ſchon, und 
möglichſt noch geſteigert werden und wenn, worauf 
aber wir ſelbſt zu achten haben, dieſe Leiſtungen 
auch in Wort und Bild an ſolchen Tagungen vor- 
getragen werden, dann wird die mühſame Arbeit 
der kommunalen Organiſationen, unſerem Oſten 


ſ ches heim 


zur gleichen Berechtigung wie dem Weſten zu ver: 
helfen, ein kleines Stück weiter gebracht werden. 
Hierbei wollen Städteorganiſationen und Woh- 
nungsfürſorgegeſellſchaften, die ja miteinander 
verwachſen ſind, gemeinſam zu ihrem Teil bei— 
tragen. 


ôum Formproblem der Zeit. 
Von Walter Curt Behrendt, Berlin. 


Die nachſtehenden Sätze, die einer 
größeren Arbeit über den neuen Bau⸗ 
ſtil entnommen ſind, bringen wir hier 
zum Abdruck als Beitrag zu dem 
Thema, das die bevorſtehende Jahres- 
verſammlung des Deutſchen Werf- 
bunds beſchäftigen wird. 


Die Schriftleitung. 


A allen Gebieten geſtaltender Arbeit, die mit 
Kunſt nichts zu tun haben, die vielmehr dem 
unmittelbaren Einfluß und dem Zugriff der Kunſt 
entzogen ſind, will ſagen, auf allen Gebieten der 
techniſchen Geſtaltung, iſt heute eine 
formbildende Kraft am Werke, die eine ganze Welt 
von neuen, bisher unbekannten Formen geſchaffen 
hat. Der Reichtum dieſer neuen Formenwelt iſt 
unermeßlich, und die Fülle und Mannigfaltigkeit 
der neuen Gebilde ſtraft diejenigen Lügen, die bei 
jedem Anlaß in bewegliche Klagen ausbrechen über 
die Geſtaltungsarmut unſerer Zeit und unſern 
Mangel an formbildender Kraft. Zugleich aber 
beſtätigt der Reichtum eben dieſer neuen Formen- 
welt, die wir in den Gebieten der techniſchen Ge— 
ſtaltung rings um uns entſtehen ſehen, in finn- 
fälliger Weiſe das denkwürdige Wort Konrad 
Fiedlers, wonach nicht alle Zeiten das V e fte, was 
fie zu jagen haben, gerade in der Kunſt aus- 
drücken. Die Formkraft unſerer Zeit — das wird 
man angeſichts ihrer unzähligen neuartigen 
Schöpfungen nicht beſtreiten können — iſt gewiß 
nicht geringer oder ſchwächer als die vergangener 
Zeiten. Aber ihr Geſtaltungsvermögen hat ſich 
bisher am ſtärkſten und reinſten nicht in der Kunſt, 
ſondern in den Gebieten der techniſchen und in⸗ 
duſtriellen Produktion offenbart. 

Alle dieſe mannigfachen Formen der techniſchen 
Geſtaltungsarbeit, unſere Maſchinen und Appa⸗ 
rate, unſere Inſtrumente und Gebrauchsgeräte, 
unſere modernen Fahrzeuge, Schiffe, Flugzeuge, 
Automobile uſw. ſind Zweckformen. Sie 
ſind geſchaffen im Hinblick auf einen beſtimmten 
Leiſtungsanſpruch, mit dem Ziel auf vollkom⸗ 
menſte Zweckerfüllung. Dieſes Ziel wurde nicht 
mit einem Male, nicht beim erſten Wurf erreicht. 
Ganz allmählich, über einen langen Weg, wurden 
dieſe Formen in ſchrittweiſem Vorrücken auf das 
gegebene Ziel — von Verſuch zu Verſuch, von Er⸗ 


gebnis zu Ergebnis fortſchreitend — herausgeſchält, 
herausgebildet, herausgeformt, in immer ſchärferer 
und genauerer Anpaſſung an die neuen Produk— 
tionsverfahren, an die maſchinellen Arbeits- 
methoden, an die konkreten Bedingungen des 
Materials und der Konſtruktion, in immer fcparfe- 
rer Erkenntnis und klarer Durchdringung aber 
auch des Leiſtungsanſpruchs. 

An den einzelnen Stadien, die die Formfindung 
in dieſer Weiſe durchläuft, läßt Tih deutlich ver- 
folgen, wie mit der fortſchreitenden Erkenntnis 
des Leiſtungsanſpruchs ſich gleichzeitig auch das 
Formgefühl vervollkommnet und verfeinert. Die 
Formentwicklung der Lokomotiven, der Flugzeuge, 
der Automobile uſw., die wir ja als Augenzeugen 
miterleben, gibt dafür anſchauliche Beiſpiele. 
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Alle diefe Formen find, wie gejagt, 3 mw ed- 
gebilde Die Formfindung ift Dier nicht ein 
äſthetiſches, ſondern ein konſtruktives Problem. 
Gleichwohl enthalten dieſe neuen Formen eine 
ganze Reihe von äſthetiſchen Elementen: in der 
knappen Prägnanz ihrer Linienführung, in der 
vollendeten Reinheit ihrer A a in der 
ſtraffen Geſpanntheit ihrer ebenen und geſchwun⸗ 
genen Flächen, in der leuchtenden Farbigkeit ihrer 
Anſtriche und Lacke, in dem ſpiegelnden Glanz 
ihrer Polituren uſw. Solche äſthetiſchen Elemente 
ſind in all dieſen Gebilden ſo viele vorhanden, daß 
bezeichnenderweiſe, wie in dieſen Blättern ſchon bei 
früherem Anlaß erwähnt wurde, die ſchnittige 
Karoſſerie eines modernen Luxusautos als kunſt⸗ 
gewerbliche Leiſtung unſerer Zeit in Vergleich 
geſetzt wird mit einer Prunkkaroſſe Friedrichs des 
Großen. Und dieſe äſthetiſchen Elemente dürfen, 
wenn nicht ſelbſt etwa ſchon als Elemente eines 
neuen Stils, jo doch als Fermente und Ans 
knüpfungspunkte für die Bildung eines ſolchen 
angeſehen werden. 
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Wenn nun die Baukunſt — und fie ijt ja 
ſelbſt zu überwiegenden Teilen ein Gebiet te 
niſcher Geſtaltung — ſich heute an dieſen Methoden 
der techniſchen Formfindung neu zu orientieren 
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verſucht, wenn fie bei dieſem Orientierungsverſuch 
anknüpft an jene äſthetiſchen Elemente, die in den 
Gebilden der techniſchen Geſtaltung zutage treten, 
lo geſchieht das nicht in einem äußerlich formalen 
Sinn: etwa indem ſie dieſe Formen nachahmt. 
Das wäre nur wieder ein neuer Formalismus — 
die inzwiſchen nicht ausgebliebenen Außerungen 
dieſes Formalismus hat man ſehr treffend als 
„Maſchinenromantik“ gekennzeichnet! —, ſondern 
im Gegenteil, in einer bewußten Abkehr von 
jedem Formalismus. Der neuen Baugeſinnung 
gilt die Form gleichfalls nicht mehr allein als ein 
äſthetiſches, ſondern zugleich, und in entſcheiden⸗ 
dem Maße, als ein konſtruktives Problem. Das 
iſt nun nicht in naturaliſtiſchem Sinne zu ver⸗ 
ſtehen, oder im Sinne irgend eines Konſtruktivis⸗ 
mus, weder des neumodiſchen Dogmas ruſſiſcher 
Herkunft, noch der älteren Lehre Violette le Dues 
und der neugotiſchen Schule, die die Form als ein 
Produkt von Zweck, Material und Konſtruktion 
anſah, ſondern durchaus im wörtlichen Sinne: 
konſtruieren, vom lateiniſchen con- 
struere, in der Bedeutung von erfinden, her— 
leiten, bilden, formen, geſtalten. 

Und es iſt kein Zufall, daß in der Baukunſt 
zuerſt wieder bei den Gelegenheiten, wo die 
Formfindung in der objektiven und überperſön⸗ 
lichen Art der techniſchen Geſtaltungsweiſe als 
ein konſtruktives Problem aufgefaßt wurde, näm⸗ 
lich bei den Aufgaben des modernen Nu p- 
baues, bei Fabrikgebäuden, Werkſtätten, 
Speichergebäuden, Silos, Waſſertürmen uſw., wo 
die Bauaufgabe ſtreng unter dem Zwang eines 
beſtimmten, eindeutig feſtgelegten Leiſtungs⸗ 
anſpruchs behandelt wurde — eines Leiſtungs⸗ 
anſpruchs, der zudem hart und unerbittlich auch in 
ſeinen wirtſchaftlichen Forderungen auftrat —, 
neue, bisher nicht bekannte Formen herausgebildet 
wurden. Im Weſen und im Charakter dieſer 
Bauaufgaben liegt die unabweisbare Forderung, 
die Löſung unbeirrt von irgend welchen reprafen- 
tativen, artiſtiſchen und dekorativen Abſichten zu 
ſuchen, in ehrlicher Hingabe an den Leiſtungs⸗ 
anſpruch, unter vollkommenſter Ausnutzung der 
neuen Arbeitsverfahren, der neuen Material- 
bedingungen und Konſtruktionsmethoden und in 
fonjequenter und ſyſtematiſcher Auseinander— 
ſetzung mit dieſen neuen Gegebenheiten der Zeit. 
Und es hat ſich gezeigt, daß zuerſt bei den Auf— 
gaben des Induſtriebaues, die im Sinne der 
techniſchen Formfindung konſtruierend, ot: 
ſtaltend angefaßt und durchgeführt wurden, 
ſich vollkommen neue Formen ergeben haben, 
Formen von einer generell neuen Weſensart, die 
aber gleichfalls in ganz unverkennbarer Weiſe 
neue äſthetiſche Elemente in ſich tragen. Elemente 
eines neuen Bauſtils, die, wie es nicht anders ſein 
kann, in ihrem Weſen eine innere Verwandtſchaft, 
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in ihrer Wirkung eine unverfennbare Ähnlichkeit 
mit den äſthetiſchen Elementen haben, die an den 
neuen Formgebilden der techniſchen Geſtaltung zu⸗ 
tage treten. 

* 


Wo immer ſonſt der Verſuch gemacht wird, den 
mannigfachen Formproblemen, die durch die neuen 
Gegebenheiten der Zeit aufgeworfen worden ſind, 
praktiſch nachzugehen und ſich ehrlich mit ihnen 
auseinanderzuſetzen, da zeigt es ſich, daß ihnen 
mit den herkömmlichen Formen der polytechniſchen 
Architektur nicht beizukommen iſt, ja, daß die 
überlieferten Formvorſtellungen, die erſtarrten 
akademiſchen Formbegriffe, der Herausarbeitung 
neuer Formen zumeiſt ſogar hemmend im Wege ſtehen. 


Es bleibt alſo kein anderer Weg, als von neuem 
zu beginnen, als die alten, ungültig gewordenen 
Formbegriffe aufzugeben und in eigener, jelbjtän- 
diger Weiſe konſtruierend, bildend, ge⸗ 
ſtaltend zu Werke zu gehen. 

Es bleibt kein anderer Weg, als die u rt f = 
tionen der Bauelemente, ſo wie es die neuen 
Konſtruktionsverfahren fordern, neu zu faſſen, 
und den neuen Bauſtoffen, gemäß dem Geſetz 
ihrer Statik und gemäß den neuen Methoden der 
induſtriellen Technik, eine eigene Ausformung zu 
geben. 

Es bleibt ferner kein anderer Weg, als vom 
ſtatiſchen Gefüge auszugehen, ſein inneres Kräfte— 
ſpiel anſchaulich zu machen und neue äſthetiſche 
Elemente daraus zu gewinnen, derart, daß dieſe 
inneren Kräfteſpannungen des räumlichen Orga- 
nismus in ein reines und ebenmäßiges Verhältnis 
gebracht werden. 

Die Proportionen übernehmen damit 
wieder ihre eigentliche, ihre urſprüngliche Auf⸗ 
gabe: nämlich Ausdruck zu ſein, lebendiger und 
wahrheitsgetreuer Ausdruck für die 
Funktionen, für die Beſtimmungen des Ge— 
bäudes und aller ſeiner Teile (was ſie in den 
klaſſiſchen Stilen ſtets, in den klaſſiziſtiſchen da- 
gegen zumeiſt nur ungenau, nur oberflächlich und 
zufällig ſind). 

Der ganze Bau wird damit wieder zu einem 
einheitlichen Organismus, deſſen einzelne Teile 
ſich gegenſeitig bedingen und in Spannung halten. 
Bei dieſer Geſtaltungsweiſe kann es kein zufälliges 
Ornament, keine überflüſſige Verzierung, keine an⸗ 
gehängten Dekorationen mehr geben. Ein und 
dieſelbe Triebkraft bringt Formen und Pro- 
portionen untrennbar vereinigt hervor: eine Eigen⸗ 
tümlichkeit, die Jakob Burckhardt als das ent⸗ 
ſcheidende Merkmal aller urſprünglichen, aller 
organiſchen Stile bezeichnet hat. 


* 


Dieſer Weg der Formfindung, von einigen 
mutigen Vorkämpfern erſchloſſen, von einer wach⸗ 
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jenden Schar von Bekennern beſchritten, hat die 
Architektur vor dem drohenden Schickſal bewahrt, an 
Inzucht zugrunde zu gehen, und eröffnet ihr die 
Ausſicht auf eine neue Blütezeit. Das Ringen um 
die Elemente eines neuen Bauſtils hat erſt be— 
gonnen. Aber in dieſem Ringen, das wir mit 
Ehrfurcht betrachten, hat die Baukunſt jetzt feſten 
Boden unter den Füßen, ſeit ſie den Weg betrat, 
dem alles urſprüngliche Geſtalten folgt. Setzt ſie 


dieſen Weg fort, geht ſie, geſtützt auf die Grund⸗ 
ſätze alles urſpünglichen, alles organiſchen Ge- 
ſtaltens, zu Werke, mit objektiver, überperſönlicher 
Hingabe an die Sache, ſo wird den Werken des 
neuen Stils, des Maſchinenſtils, des ted- 
niſchen Stils, wenn man ſo will, ganz von 
ſelbſt der Segen der Kunſt zuteil werden, um 
den ſich der polytechniſche Stil bisher mit all 
ſeinen artiſtiſchen Mitteln umſonſt bemüht hat. 


Erſatz der hauszinsſteuer durch eine erhöhte Einkommenſteuer auf das 


Einkommen aus Miethäuſern. 
Ein vorſchlag zur Befreiung des Hausbeſitzes von der Fwangswirtſchaft und Wiederbelebung 


der Bautätigkeit. 
Von Regierungsrat Ott, Bunzlau. 


Wir bringen die nachfolgenden Mus- 
führungen, ohne uns in allen Punkten 
mit ihnen einverſtanden zu erklären. Die 
finanzielle Grundlage des Kleinwohnungs— 
baues nimmt aber das Intereſſe der 
Öffentlichkeit fo ſtark in Anſpruch, daß 
auch der im ſolgenden geſchilderte Weg 
einer ernſthaften Prüfung wert erſcheint. 

Die Schriftleitung. 


iber die Notwendigkeit, die zum großen Teil 
brach liegende Bautätigkeit wieder zu beleben, 
über die befruchtende Bedeutung des Baugewerbes 
für die allgemeine Wirtſchaft und über den Zu⸗ 
ſammenhang dieſer Frage mit dem Problem der 
Arbeitsloſigkeit herrſcht wohl allgemeine Überein- 
ſtimmung; ebenſo auch darüber, daß in erſter 
Linie die Feſſeln der Wohnungszwangswirtſchaft 
und erſt in zweiter Linie die Kapital- und Kredit⸗ 
not es ſind, welche die Entfaltung der Bautätigkeit 
verhindern. Trotzdem vermag ſich die Geſetzgebung 
nur ſchwer und äußerſt zögernd von dem Wege 
zu trennen, den ſie mit der Einführung der 
Zwangswirtſchaft im Wohnungsweſen und der 
Stellung der Hausbeſitzer unter ein Ausnahme— 
geſetz beſchritten hat, während andere Länder 
außerhalb Deutſchlands, die denſelben Weg be— 
ſchritten hatten — zu ihrem großen Vorteil —, 
das Wohnungsweſen längſt wieder frei gegeben 
haben bezw. kurz vor der Freigabe ſtehen. Er- 
ſchwert wird aber die Zurückfindung zu den nor⸗ 
malen Verhältniſſen der freien Wohnungs- und 
Bauwirtſchaft beſonders durch die Tatſache, daß 
man ſich in Deutſchland allmählich daran gewöhnt 
hat, die Finanznot der Länder und Gemeinden 
aus der durch die Wohnungszwangswirtſchaft er- 
ſchloſſenen Geldquelle, welche an ſich für die Be— 
dürfniſſe der Aufwertung und dann für die der 
Neubautätigkeit hätte reſerviert bleiben müſſen, 
mitzubefriedigen. Bekanntlich ſollen vom 1. Juli 
1926 an von der auf 5 Milliarden geſchätzten Fric- 
densmiete 40% = 2 Milliarden als Hauszins⸗ 


ſteuer erhoben werden und hiervon höchſtens die 
Hälfte für die Belebung der Bautätigkeit, die 
andere Hälfte aber für den allgemeinen Finanz— 
bedarf der Länder und Gemeinden verwendet 
werden. 

Die Anſichten in Wirtſchaftskreiſen über den 
Erfolg der Förderung der Bautätigkeit mit öffent⸗ 
lichen Mitteln find nach den bisher gemachten Er- 
fahrungen aber äußerſt peſſimiſtiſch. Im nadh- 
folgenden ſoll daher ein Vorſchlag gemacht 
werden, der grundſätzlich von der 
Wiederherſtellung der freien Woh- 
nungswirtſchaft ausgeht und die 
Wiederherſtellung der Bautätig⸗ 
keit im weſentlichen der Wirtſchaft 
ſelbſt überläßt, dabei aber dem nun 
einmal vorhandenen Bedürfnis der 
Länder und Gemeinden, aus der Re⸗ 
gelung des Wohnungsweſens einen 
weſentlichen Teil ihres Finanz- 
bedarfs zu decken, weitgehend Med: 
nung trägt. 

Wenn man ſich die Aufgabe ſtellt, eine Löſung 


zu finden, bei welcher die private Bautätigkeit fo- 


lebhaft angeregt wird, daß ſich der Staat und die 
Gemeinden, wenn auch nicht alsbald, ſo doch in 
nicht allzuferner Zeit, jede finanzielle Beihilfe hierzu 
erſparen können und nebenher gleichfalls die Ver— 
waltungskoſten für das Bauſubventionsweſen, 
das Wohnungsnachweiſungsweſen und den größten 
Teil der Koſten für den Mieterſchutz ſparen können, 
ſo muß von folgenden zahlenmäßigen Unterlagen 
ausgegangen werden: 


2000 Millionen (40% von 5000 Millionen Frie- 
densmiete) ſoll die Hauszinsſteuer 
vom 1. 7. 1926 an ergeben. 

1000 Millionen hiervon ſollen für die Förderung 
der Bautätigkeit verwendet 
werden. 
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Erübrigt ſich dieſe letztere Auf- 
gabe durch Eintreten der freien 
Bauwirtſchaft, ſo bliebe noch Er⸗ 
ſatz zu ſchaffen für 

1000 Millionen, wenn man die auf dem Syſtem 
der Zwangswirtſchaft beruhende 
Hauszinsſteuer bejei- 
tigen und durch eine andere 
Einnahme erſetzen will. Dieſer 

Anteil aus der wegfallenden 

Hauszinsſteuer, welcher für die 
allgemeinen Finanzbedürfniſſe 
der Länder und Gemeinden ge— 
braucht wird, verringert ſich aber 
um weitere 

200 Millionen, auf welche Summe die jährlichen 
Verwaltungskoſten für das Woh⸗ 

nungszwangswirtſchaftsweſen 

(einſchließlich der des Bauſubven⸗ 
tionsweſens?) geſchätzt werden 
auf 

800 Millionen Mark. 

Der Vorſchlag geht nun dahin, dieſen Betrag 
durch eine beſondere Einkommenſteuer 
auf den Reinertrag der Miethäuſer, 
welche vom Reich den Ländern und Gemeinden 
zur ſelbſtändigen Erhebung für eigene Zwecke zu 
überweiſen wäre, aufzubringen; dieje Einkommen⸗ 
ſteuer wäre auf durchſchnittlich 20% des Rein- 
ertrags (für geringere Reineinkommen vielleicht 
nach unten geſtaffelt bis 10 %, für größere nach 
oben bis 30%, wobei natürlich das Einkommen 
aus mehreren in einer Hand befindlichen Häuſern 
zuſammenzurechnen wäre) zu bemeſſen. Mit der 
vollen Überlaſſung dieſer Einkommenſteuer an die 
Länder und Gemeinden iſt dem Reiche kein großes 
Opfer angeſonnen. Der jetzige Einkommenſteuer⸗ 
ertrag aus Miethäuſern iſt äußerſt gering, in den 
meiſten Fällen wird der etwaige Reinertrag durch 
die Abſchreibungsquote aufgewogen. Die für 
künftig angenommene Steigerung beruht aber 
innerlich auf einer Quelle, die jetzt ſchon das- 
Reich den Ländern zur freien Ausbeutung über⸗ 
wieſen hat, der Hauszinsſteuer. 

Der Ertrag dieſer Steuer läßt ſich am beſten 
berechnen, wenn man, von den Verhältniſſen 
times Hauſes ausgehend, den Steuerertrag in 
Prozenten der Friedensmiete ausrechnet und dann 
dieſen Prozentſatz von dem mit 5 Milliarden Mark 
ermittelten Geſamtbetrag der Friedensmieten be- 
rechnet. 5 

Ein Haus mit 5000 Mark Friedensmiete wird 
unter den heutigen Verhältniſſen an ſämtlichen 
Laſten. einſchließlich der Grundſteuern und eines 
Durchſchnittsbetrages für Aufwertungszinſen, aber 
ausſchließlich der Hauszinsſteuer, etwa 2000 Mark 
zu tragen haben, ſodaß 3000 Mark Reingewinn 

leiben würden, wenn die Friedensmiete auf 


100 % feſtgeſetzt ift, was bekanntlich am 1. 7. 1926 
eintreten foll. Eine 20% Einkommenſteuer hier⸗ 
von ergibt 600 Mark = 12 % der Friedensmiete. 
Bei 5 Milliarden Geſamtfriedensmiete würden 
alſo 600 Millionen Mark Einkommenſteuer her⸗ 
auskommen. 

Wollte man aber annehmen, daß bei Freigabe 
der Mieten dieſe binnen kurzer Zeit auf 150% 
hinaufſchnellen würden, ſo wäre das Bild 
folgendes: 

7500 Mark (150% von 5000 Mark Friedens- 
miete) vermindert um 2000 Mark Unkoſten er⸗ 
geben 3500 Mark Reingewinn. Hiervon 20% 
Steuer = 1100 Mark, alſo 22% der 5000 Mark 
betragenden Friedensmiete, auf 5 Milliarden Mark 
Friedensmiete berechnet = 1100 Millionen Mark 
Reinertrag. 

Es ift aber nicht anzunehmen, daß der Duri- 
ſchnittsſtand von 150 % der Friedensmiete erreicht 
wird. Zunächſt muß noch auf geraume Zeit hin⸗ 
aus ein Mieterſchutz für die minderbemittelten 
Klaſſen in gewiſſem Umfange gewährt werden, 
was unten noch zu erörtern ſein wird, welcher das 
zu ſchnelle Hinaufſchnellen der Mieten verhindert. 
Ferner werden aber auch die Hausbeſitzer im 
eigenſten Intereſſe an Stelle einer vielleicht für 
1—2 Jahre zu erreichenden rapiden Mietsſteige— 
rung es vorziehen, langfriſtige Miets- 
verträge, etwa auf 5 Jahre, mit 
einer nur mäßigen Mietsſteige— 
rung, zu ſchließen, in der Erwartung, daß 
bei der bevorſtehenden ſtarken Einſetzung der Bau⸗ 
tätigkeit in einigen Jahren ſtarke Konkurrenz auf 
dem Wohnungsmarkt durch Neubauten zu Des 
fürchten iſt. Bei ſolchen Kompromiſſen zwiſchen 
Mietern und Vermietern, die in großem Umfang 
zu erwarten ſind, werden im allgemeinen kaum 
höhere Mietsſätze als 125% Friedensmiete ver- 
einbart werden, und geſtaltet ſich dann das Bild 
folgendermaßen: 6250 (= 125% von 6000) Mark 
Miete abzüglich 2000 Mark Unkoſten ergeben 
4250 Mark Reingewinn X 20% Steuer = 850 
= 17% von 5000 Mark Friedensmiete. Steuer- 
erfrag bei 5 Milliarden Friedensmiete = 850 
Millionen Mark. Mit dieſem Auf- 
kommen aus ber beſonderen Ein- 
kommenſteuer aus Hausbeſitz wird 
man bis auf weiteres rechnen 
können. 

Der oben berechnete Betrag von 800 Millionen 
Mark, welcher aus der Hauszinsſteuer als allge⸗ 
meiner Finanzbedarf der Länder und Gemeinden 
zu decken iſt, wird alſo durch die vorgeſchlagene 
Sondereinkommenſteuer reichlich aufgebracht. 

Die Einnahmen der Länder und Gemeinden 
werden aber bei Freigabe der Wohnungswirtſchaft 
und Wiedereintritt erhöhter Bautätigkeit noch in 
mehreren anderen Beziehungen eine Vergrößerung 
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erfahren. Zunächſt wird ein lebhafter Umſatz in 
Hausgrundſtücken eintreten. Unzweifelhaft hat 
ſich in Deutſchland ſchon wieder eine Menge 
flüſſiges Kapital gebildet, welches nach dauernder 
Anlage verlangt. Die meiſten Möglichkeiten, die 
ſich für langfriſtige Anlagen im Frieden boten, 
find aber zurzeit verbaut. Den „mündelmäßig 
ſicheren“ Kapitalanlagen, ſoweit ſie angeboten 
werden, ſteht man mit einem gewiſſen Mißtrauen 
gegenüber, weil man heutzutage, durch die Er- 
fahrungen der Inflationszeit gewitzigt, neben der 
„Mündelſicherheit“ (unbedingte Zahlungsfähigkeit 
des Schuldners) auch noch eine gewiſſe Wert: 
beſtändigkeit verlangt, die durch die bloße „Gold— 
klauſel“ keineswegs gegeben wird. Denn in 
welchem Umfang die allmähliche Ausſchüttung des 
amerikaniſchen Goldüberfluſſes an die der Gold⸗ 
währung angeſchloſſenen und noch anzuſchließen⸗ 
den Länder eine Entwertung des Goldes in allen 
Goldwährungsländern auslöſen wird und wann 
dieſe Folgen eintreten werden, kann noch kein 
Menſch vorausſagen. Erſtrebenswert für alle Ra- 
pitaliſten ſind daher weniger auf einen beſtimmten 


Goldbetrag lautende langfriſtige Anlagen als 
Sachwerte. Dieſer Anſchauung entſpricht, Dei- 


läufig bemerkt, auch die Tatſache, daß im Jahre 
1925 die Spareinlagen ſoviel zugenommen haben 
(von 600 zu 1600 Millionen Mark) wie in keinem 
der Jahre 1900 bis 1910. Dies ſind natürlich 
nur alles kurzfriſtige Anlagen (meiſt gegen tägliche 
Kündigung), weil die Entſchlußfaſſung über ſeine 
Bindung an lanafriſtige Anlagen dem Kapitaliſten 
außerordentlich ſchwer fällt. Was aber den Beſitz 
von Sachwerten betrifft, ſo können im weſentlichen 
nur drei Kategorien in Frage kommen: Waren, 
Aktien und Grundſtücke. Ein übermäßiges 
Hamſtern von Waren verbiatet ſich von ſelbſt. 
Der Beſitz von Aktien iſt nach den im Aktienweſen 
in den letzten Jahren gemachten Erfahrungen 
(Entrechtung der Kleinbeſitzer in den Generalver- 
ſammlungen und heftige Kursſchwankungen der 
Aktien) durchaus nicht mehr ſo verlockend, wie er 
in der wildeſten Inflationszeit erſchien, ſodaß nur 
Grundſtücke übrig bleiben. Hier wieder iſt der Er⸗ 
werb von landwirtſchaftlichen Grundſtücken nicht 
jedermanns Sache, da zu deren Beſitz und Ver⸗ 
wertung doch Sachkenntnis gehört und ſelbſt wenn 
dieſe vorhanden iſt, die beſonders ungünſtige Lage 
der Landwirtſchaft ſehr abſchreckt. Um fo bers 
lockender würde für alle Kapitalbeſitzer der Erwerb 
von Miethäuſern ſein — natürlich nur, wenn der 
Hausbeſitz wieder in ſeine normalen Rechte, wie 
jeder andere Beſitz eingeſetzt ift, alfo von der Mus- 
nahmegeſetzgebung der Wohnungszwangswirtſchaft 
befreit wird. j 

Das Aufkommen an Grunderwerb⸗ 


ſteuer, welche bekanntlich in voller Höhe den 
Ländern und Gemeinden zufällt, würde alſo bei 


Wegfall der Zwangswirtſchaft ſich ganz bedeutend 
erhoͤhen. Im engſten Zuſammenhang hiermit 
ſteht die Erhöhung aus den Einnahmen der 
Wertzuwachsſteuer, welche Steuer be— 
ſonders in den Fällen allgemein als gerecht 
empfunden werden wird, wenn Hausbeſitz zur Zeit 
des Tiefſtandes ſeiner Bewertung zu Spottpreiſen 
erworben worden war. 

Weit höher aber als aus dieſen beiden Steuer 
quellen würde ſich der Mehrertrag aus der 
Vermögensſteuer ſtellen. Geht man von 
5 Milliarden Friedensmieten aus, ein Betrag, der 
infolge der mehrjährigen Zwangswirtſchaft, die 
fich überall auf die Friedensmieten ſtützte, ziem- 
lich ſicher errechnet zu ſein ſcheint, und davon, daß 
die Friedensmiete eine durchſchnittliche Verzinſung 
von etwa 6,66 % des Kapitalwertes darſtellt (alfo 
Miete zu Kapitalwert wie 1:15), fo würde fih 
der geſamte Kapitalwert der Wohnhäuſer in 
Deutſchland nach dem Friedensſtande auf 15 5 
= 75 Milliarden Mark ſtellen. Infolge der 
Zwangswirtſchaft konnte natürlich dieſer Kapital- 
wert bei der Vermögensſteuer nicht voll angeſetzt 
werden. Der Miniſter ſah ſich daher veranlaßt, 
bei der Vermögensſteuerveranlagung 1924 die 
Wohnhäuſer nur mit 30 % ihres Wehrbeitrags⸗ 
wertes heranzuziehen (die Landesfinanzämter 
konnten dieſen Satz noch herabſetzen). Fällt die 
Zwangswirtſchaft, ſo kann natürlich ſofort der 
Friedenswert der Häuſer zur Vermögensſteuer her 
angezogen werden, alſo 70% von 75 Milliarden 
Mark = 52,50 Milliarden mehr der Vermögens: 
ſteuer unterworfen werden. Nimmt man einen 
Durchſchnittsſteuerſatz von 4% an, jo ergibt dies 
ein Mehr an Vermögensſteuer von 210 Millionen 
Mark. In einem Artikel über die Wirtſchafts⸗ 
kriſe in der Berliner Börſenzeitung vom 31. 1. 26 
ſchätzt Konſul S. Marx (der übrigens gleichfalls 
lebhaft für die Freigabe des Wohnungsweſens ein⸗ 
tritt) den Kapitalwert des ſtädtiſchen Grundbeſitzes 
erheblich niedriger, auf 30 Milliarden. Nimmt 
man aber die Zahl von 5 Milliarden für die Frie 
densmieten als feſtſtehend an, ſo würde letzterer 
Betrag eine 17 prozentige Verzinſung des von 
Marx ſo niedrig geſchätzten Kapitalswertes bar” 
ſtellen, welche natürlich bei weitem nicht erreicht 
worden iſt. Die Schätzung mit 30 Milliarden 
dürfte alſo viel zu niedrig gegriffen ſein. 

Weiter iſt aber von der Belebung der Bautätig 
keit nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft eine 
weſentliche Erhöhung des Aufkom mens 
an Einkoinmen⸗, Körperſchafts- und Umſatzſteuer 
auf dem weit verzweigten Gebiete des Baugewerbes 
ſelbſt und auf dem von dieſem befruchteten Gebiet 
der ſonſtigen gewerblichen Tätigkeit zu erwarten, 
welche ſchwer zu ſchätzen iſt, die oben bei der Ver⸗ 
mögensſteuer angegebene Zahl von 210 Millionen 
aber um ein Mehrfaches überſchreiten dürfte. 
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Dieſe Mehreinnahme dürfte dem Reich bei ber 
ſoeben eingetretenen Senkung der Umſatzſteuer 
und dem Wegfall der Luxusſteuer ſehr zu ſtatten 
kommen. 

Die allerwichtigſte finanzielle Rückwirkung wird 
indes in dem Wegfall des größten Teiles der jetzt 
immer noch im Anſchwellen befindlichen Koſten 
für die Arbeitsloſenfürſorge beſtehen. 
Auch hier handelt es ſich um außerordentlich große, 
ſchwer ſchätzbare Summen. Die Erſparung der 
auf dieſem Gebiet liegenden Ausgaben ſtellt eine 
bedeutende Reſerve für die Zwecke der unten noch 
au erörternden Finanzierung der Neubautätigfeit 
ar. 

Die Forderung auf Freigabe des Wohnungs- 
weſens bedarf allerdings einer Einſchränkung in⸗ 
ſoweit, als auf einige Jahre hindurch ein ge- 
wiſſer Mieterſchutz aufrecht erhalten werden 
muß. Ausgeſchloſſen muß hierbei ein für alle mal 
ſein, daß etwa freie Vereinbarungen zwiſchen 
Mieter und Vermieter einer behördlichen Zenſur 
unterworfen werden, wie bisher. Soweit ſich die 
Parteien über den Mietzins freiwillig einigen 
(3. B. weil beide Teile ſich durch einen langfriſtigen 
Mietvertrag mit einem mittleren Mietzins gegen un— 
liebſame Überraſchungen ſchützen wollen, oder indem 
der Hausbeſitzer ſich zu größeren Reparaturen oder 
Verbeſſerungen auf Grund eines erhöhten Miets⸗ 
zinſes verpflichtet uſw.), darf auch in den unterſten 
Klaſſen keine Einmiſchung der Behörde erfolgen. 
Im übrigen könnte bei einem Einkommen bis 
etwa 5000 Mark ein Schutz gegen die Erhöhung 
der Friedensmieten über 125% und bei Ein⸗ 
kommen bis 10 000 Mark bis über 150 % hin⸗ 
aus gewährt werden; auch dieſe Grenzen dürften 
aber nicht ganz ſtarr genommen werden, da z. B. 
ein kinderloſes Ehepaar mit 5000 Mark eine Stei- 
gerung mit 125 % eher ertragen könnte als ein 
ſolches mit 3—4 Kindern. Die Mieterſchutzange— 
legenheiten aber wären der Koſtenerſparnis und 
der größeren Rechtsſicherheit halber den Amts⸗ 
gerichten anzugliedern mit einer Rechtsbeſchwerde⸗ 
inſtanz an das Landgericht. Weitere Einzelvor⸗ 
ſchläge über dieſen einer ſehr ſorgfältigen Er- 
wägung bedürfenden Gegenſtand anzuführen, 
würde zu weit führen. 

Der bei weitem am ernſteſten zu nehmende 
Einwand, der gegen obigen Vorſchlag erhoben 
werden könnte, beſteht aber in dem Bedenken, ob 
bei der vorgeſchlagenen Neuregelung genügende 
Gewähr dafür geboten iſt, daß die Neubautätigkeit 
ſoweit in Gang gebracht wird, bezw. in Gang ge- 
halten wird, daß nicht nur dem dringendſten Woh⸗ 
nungsbedürfnis genügt wird, ſondern allmählich 
auch das Gleichgewicht auf dem Wohnungsmarkte 
wieder hergeſtellt wird. Hier iſt zunächſt eine Vor⸗ 
bemerkung zu machen. Wenn das vorhandene 
Wohnungsbedürfnis nach der Menge der Ein⸗ 


tragungen in den Wohnungsliſten der Städte be⸗ 
urteilt würde, ſo würde man ein ganz übertrie⸗ 
benes Bild von dem Wohnungsbedarf bekommen, 
weil bekanntlich eine Unmenge Perſonen, welche 
in dieſen Liſten ſtehen, aus den verſchiedenſten 
Gründen als wohnungsbedürftig nicht anzuſehen 
ſind. Weiter iſt bekannt, daß gegenwärtig infolge 
der verhältnismäßig billigen Mieten vielfach noch 
großer Wohnungsluxus getrieben wird, und ſehr 
viele Wohnungsinhaber etwas mehr zuſammen⸗ 
rücken und Platz für Wohnungsſuchende ſchaffen 
würden, wenn durch die erhöhten Mieten ein ge- 
linder Druck auf ſie ausgeübt würde. Die viel⸗ 
fach angeführten Zahlen über den Wohnungs⸗ 
bedarf namentlich in den Großſtädten ſtehen ja 
auch in gar keinem Verhältnis mit der verſchwin⸗ 
dend geringen Zunahme der Bevölkerungsziffer in 
dieſen Städten gegenüber der Vorkriegszeit. 

Trotzdem kann das Vorliegen eines großen 
Wohnungsbedarfs natürlich nicht in Abrede geſtellt 
werden. Daß die private Bautätigkeit, die in der 
Vorkriegszeit im weſentlichen allein den Woh- 
nungsbedarf befriedigte, durch die Freigabe des 
Wohnungsweſens einen mächtigen Antrieb er⸗ 
halten wird, wird niemand leugnen. Damit iſt 
aber die Frage noch nicht beantwortet, woher nun 
das Baugewerbe die Gelder zum Hausbau nimmt, 
wenn die Mittel der Hauszinsſteuer nicht mehr 
fließen. In welchem Umfang werden nun die 
Neubauten aus dieſer ſehr billigen (1%) Quelle 
zurzeit durchſchnittlich finanziert? Es kann an⸗ 
genommen werden, daß durchſchnittlich 30—40 % 
der Baukoſten von dieſer Hypothek gedeckt werden, 
wozu dann vielfach noch eine Hypothek aus ſtädti⸗ 
ſchen Mitteln in annähernd derſelben Höhe, aber 
mit einem, dem Geldmarkt angemeſſenen Zinsſatz 
(8—10 %) kommt, während für den Reſt auf 
irgendwelche andere Art Rat geſchafft werden 
mußte und auch tatſächlich geſchafft worden iſt. 
Sollten die Städte und die Länder nun nicht in 
der Lage ſein, in dem Verhältnis, in welchem 
ſie durch die Abnahme der Arbeitsloſenfürſorge ent⸗ 
lajtet werden, die freiwerdenden Mittel zur Finan- 
zierung der Neubautätigkeit zu verwenden, zwar 
nicht in dem vollen Umfange, wie jetzt aus Mitteln 
der Hauszinsſteuer, aber doch wenigſtens ſoweit, 
um im Verein mit der verſtärkten Privatbautätig⸗ 
keit hinter dem bisherigen Tempo in der Neubau⸗ 
tätigkeit nicht zurückzubleiben? 

Auch in dem erwarteten Mehraufkommen an 
Grunderwerbſteuer und Wertzuwachsſteuer ſtehen 
den Gemeinden weitere Mittel für dieſen Zweck 
zur Verfügung. Ferner könnte zu dieſem Zweck 
wohl das Reich den oben auf 210 Millionen Mark 
berechneten Mehranfall an Vermögensſteuer, 
welcher ſich bei Heranziehung der Häuſer zu ihrem 
vollen Kapitalwert ergibt, voll für die Neubau⸗ 
zwecke überweiſen, denen bisher die Hauszins⸗ 
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ſteuer gedient hat. Weiter iſt zu berückſichtigen, 
daß, wenn der Hausbeſitz wieder ein normales 
Vermögens- und Anlageobjekt wird, wie jedes 
andere, große gebundene Kapitalien in Form von 
Hausbeſitz, die jetzt in privatem Beſitz von An— 
gehörigen des Baugewerbes ſind, durch Verkauf 
frei werden, weil, wie jdpon oben ausgeführt, ber 
nicht mehr durch Zwangswirtſchaft gebundene 
Hausbeſitz die verlockendſte wertbeſtändigſte Kapital— 
anlage bilden wird. 


Alle dieſe in Vorſchlag gebrachten Quellen für 
eine aushilfsweiſe Finanzierung der gemein— 
nützigen Bautätigkeit neben der allmählich in 
Gang kommenden privaten werden indeſſen erſt 
nach und nach gehörig in Fluß kommen, ſodaß für 
den Anfang noch weitere Maßnahmen notwendig 
ſind, um keine Lücke in der Aufrechterhaltung der 
Bautätigkeit eintreten zu laſſen. Hier ſtehen ſich 
nun zwei Richtungen gegenüber, von denen die 
eine für das Hereinnehmen ausländiſcher Kredite 
plädiert, während die andere in irgend einer Form 
den Apparat der Geldſchöpfung, der nach allge— 
meinen modernen Währungsregeln nur für die 
Zwecke des kurzfriſtigen Handelskredits dienen ſoll, 
für die Zwecke langfriſtigen Kredits in Tätigkeit 
ſetzen will. Den erſteren Weg will u. a. Konſul 
S. Marx beſchreiten, welcher in dem {don oben 
erwähnten Artikel der Berliner Börſenzeitung jehr 
richtig in dem von der Zwangswirtſchaft befreiten 
Hausbeſitz ein Objekt ſieht, welches dem inter- 
nationalen Anlagebedürfnis ſehr willkommen ſein 
dürfte, und eine gemeinſchaftliche Aktion der zu 
dieſem Zweck zuſammenzuſchließenden Hypotheken— 
banken zur Erlangung von Außenkrediten vor- 
ſchlägt. Vor dieſem Weg kann indeſſen nicht drin— 
gend genug gewarnt werden. Abgeſehen davon, 
daß an ſich die Inanſpruchnahme von Außenkredit 
für die Geſamtwirtſchaft äußerſt bedenklich iſt, eine 
Erkenntnis, die ſich immer mehr ſelbſt in Kreiſen, 
die noch vor 1—2 Jahren die eifrigſten Befür— 
worter dieſer Kreditnahme waren, immer mehr 
durchzuſetzen beginnt, wäre gerade für den Woh— 
nungsbau die mit dem Auslandskredit verbundene 
ſtarke Zinsbelaſtung ganz unerträglich, da ſie der 
allgemein als notwendig erkannten Angleichung der 
Mieten in den Neubauten an diejenigen in den 
alten, zurzeit noch der Zwangswirtſchaft unter- 
liegenden Häuſern direkt entgegenwirkt. (Wenn 
z. B. für ein mit 100 000 Mark Koſten neu zu 
erbauendes Wohnhaus eine 1. Hypothek von 
60 000 Mark mit Auslandsgeld beliehen wird, 
deſſen Verzinſung ſich einſchließlich aller Neben— 
ſpeſen ewa um 4% höher ſtellen würde als bei 
einer inländiſchen Beleihung, ſo ergibt dies eine 
um 2400 Mark höhere Zinsbelaſtung; dasſelbe 
Haus hätte im Frieden etwa 60 000 Mark herzu⸗ 
ſtellen gekoſtet bei 4000 Mark Friedensmiete; die 
Mieten in dem neuen Hauſe müßten ſich alſo 
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gegenüber denjelben Wohnungen in dem alten 
auje allein ſchon wegen der höheren Zins- 
belaſtung um 2400 Mark, d. h. um 60 % der Frie⸗ 
densmieten erhöhen, abgeſehen von der Erhöhung 
wegen der höheren Herſtellungskoſten!) 

Von den Vorſchlägen, welche ſich auf den zweiten 
Weg der Geldbeſchaffung beziehen, iſt der am wei— 
teſten gehende der vor kurzem veröffentlichte Ge- 
ſetzesvorſchlag der deutſchwölkiſchen Partei betr. 
die Errichtung von Bau- und Wirtſchaftsbanken. 
So richtig das wirtſchaftliche Ziel dieſes Entwurfs 
ſein mag, ſo unmöglich iſt indeſſen die geplante 
Durchführung. Daß der Entwurf eine Verewigung 
der Hauszinsſteuer (mindeſtens auf die Tilgungs— 
zeit der Baukredite, d. i. 50 Jahre hinaus!) in ſich 
einſchließt, daß er in den Baubanken einen neuen 
koſtſpieligen Verwaltungsapparat vorſieht, zu 
einer Zeit, wo man mit Recht den koſtſpieligen 
Apparat der Wohnungszwangswirtſchaft aufs 
ſchärfſte kritiſiert, mag nebenher erwähnt werden. 
Das größte Bedenken beſteht indeſſen gegen die 
geplante Ausgabe von „Kaſſenſcheinen“, die auf 
„Goldmark“ (alſo eine dritte Währungseinheit 
neben Reichsmark und Rentenmark) lauten und 
bis 1 Mark herunter geſtückelt find. Zieler Aus: 
gabe von Kaſſenſcheinen, welcher ſchon das Vant- 
notenmonopol der Reichsbank entgegenſtehen 
dürfte, wird natürlich allgemein den Einwand der 
inflatoriſchen Geldſchöpfung hervorrufen; auch 
was ſonſt noch hierüber geſagt iſt, z. B. die Ein— 
löſung in Gold (7), ift ſchwer verſtändlich und ſtark 
anfechtbar. 

Neben dieſem Verſuch ſind aber in letzter Zeit 
eine Reihe anderer Vorſchläge veröffentlicht 
worden, welche eine gewiſſe innere Verwandtſchaft 
mit dem erſteren darin zeigen, daß ſie die Schaffung 
von Umlaufsmitteln zwecks Finanzierung der 
Bautätigkeit vorſehen, die nicht direkt als Geld 
anzuſprechen find, natürlich auch keinen Zwangs- 
kurs haben, auch keinesfalls bis zu 1 Mark Der: 
untergeſtückelt ſein dürften, ſondern höchſtens bis 
zu etwa 50 Mark herunter; dieſe Umlaufsmittel 
würden den Charakter von Inhaberpapieren 
haben, die nicht für den Kleinverkehr, ſondern nur 
für den Großverkehr beſtimmt ſind und in ihrer 
Bedeutung für den Verkehr etwa zwiſchen Vant- 
noten und Handelswechſel ſtehen leine ähnliche 
Stellung hat ja auch die „über den Ladentiſch ver- 
kaufte“ Goldanleihe in der letzten Inflationszeit 
eingenommen). Bei der ganzen Angelegenheit 
handelt es fid) um eine vorübergehende Mağ- 
nahme, die für ganz beſondere Verhältniſſe gedacht 
iſt und daher auch nicht nach den ſtrengen Regeln 
des Währungsweſens beurteilt werden kann (auch 
die Rentenmark ſtellt ja eine noch viel weitgehen⸗ 
dere Abweichung von dieſen Regeln dar und hat 
trotzdem ſehr gute Dienſte getan). Inflatoriſchen 
Charakter dürfte dieſes Hilfsmittel kaum tragen, 
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da ja den vermehrten Umlaufsmitteln eine ent- 
ſprechend vermehrte Produktion auf dem Gebiete 
des Baugewerbes und den damit zuſammenhän⸗ 
genden ſonſtigen Gewerben entſpricht. Weiteres 
über dieſen Gegenſtand hier zu ſagen, erübrigt ſich, 
da die überaus wichtige Frage einer ganz jorgfäl- 
tigen beſonderen Behandlung bedarf. 


Wenn manchen Kreiſen, die ſich daran gewöhnt 
haben, den Hausbeſitzer („Hausagrarier“) als den- 
jenigen Stand zu betrachten, der aus ſeinem Beſitz 
abſolut nicht mehr herauswirtſchaften darf, als die 
Selbſtkoſten zuzüglich eines geringen Betrages für 
Kapitalverzinſung und Verwaltungskoſten, das zu⸗ 
künftige Einkommen des Hausbeſitzers nach obigen 
Vorſchlägen zu hoch erſcheinen ſollte, ſo iſt darauf 
zu erwidern, daß dieſes Einkommen ja nicht nur 
durch die um 10 % gegenüber der allgemeinen Be- 
ſteuerung höhere Einkommenſteuer, ſondern auch 
durch die erhöhte Vermögensſteuer ſowie die in 
einigen Jahren eintretende volle Verzinſung der Muf- 
wertungshypotheken mit 5 % ſtark beſchnitten wird, 
daß das Mehreinkommen der erſten Jahre drin— 
gend nötig ſein wird, um lang aufgeſchobene grö— 
ßere Reparaturen allmählich in Angriff zu nehmen, 
und daß dem Hausbeſitz eine weitere ſchwere 
Periode bevorſteht, wenn in 7—8 Jahren die Auf- 
wertungshypotheken fällig werden und zu gleicher 
Zeit die Neubautätigkeit ſo ſtark zugenommen 
haben wird, daß Die ſchwere Sorge der Mietaus- 
fälle wieder an ihn herantreten wird. Aber ganz 
abgeſehen davon, ob man dem Hausbeſitzer eine 
Erhöhung ſeiner Einnahmen gönnt oder nicht, iſt 
doch zu bedenken, daß es einen ernſtlichen Krant- 
heitskeim für die ganze Wirtſchaft bedeutet, wenn 
ein großer Teil des Volksvermögens — der Haus- 
beſitz dürfte mindeſtens ein Viertel des geſamten 
Volksvermögens ausmachen — durch eine Aus— 
nahmegeſetzgebung feines eigentlichen Kapital— 
und Verkaufswertes beraubt iſt und innerhalb des 
freien Spiels der wirtſchaftlichen Kräfte geradezu 
als ein Fremdkörper erſcheint. 


Nachwort. 


Seit Abfaſſung dieſes Aufſatzes ijt injofern eine 

nderung des Rechtszuſtandes eingetreten, als 
durch das Geſetz vom 31. 3. 26 über Steuermilde⸗ 
rungen im § 1 beſtimmt ift, daß die Mieten bis 
zum 31. 3. 27 nicht über 100 % der Friedensmiete 
erhöht werden ſollen. Der Vorſchlag des Ver— 
faſſers würde ſonach erſt mit dem 1. 4. 27 in Kraft 
treten können. Weiter iſt durch miniſterielle Aus— 
ührungsbeſtimmungen angeordnet worden, daß 
die Wohnhäuſer bei der nächſten Vermögensbe⸗ 
ſteuerung mit 45 % (jtatt 30 % wie bisher) des 

ehrbeitrags einzuſtellen ſind, wodurch ſich die 
obige Berechnung des Wehrbeitrags an Ver⸗ 
mögensſteuer etwas verſchiebt. Endlich ift noch 
anzuführen, daß die Geſamtkoſten der jetzigen 
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Zwangswirtſchaft in Hausbeſitzerkreiſen neuer- 
dings nicht nur auf 200, ſondern ſogar auf 400 
Millionen Mark geſchätzt werden. 


Es erſcheint angebracht, auf die in den vor- 
ſtehenden Ausführungen nur geſtreifte Frage, wie 
die Verwendung der zur Verfügung 
ſtehenden öffentlichen Mittel zur 
Finanzierung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaues geſchehen ſoll, noch etwas 
näher einzugehen. 


Selbſwerſtändlich iſt nicht zu erwarten, daß bei 
Freigabe des Wohnungsweſens im Sinne obiger 
Vorſchläge nun mit einem Male die private Bau— 
tätigkeit ſo lebhaft angeregt würde, daß die Arbeit 
aller bis jetzt mit der gemeinnützigen Bautätigkeit 
unter Benutzung der öffentlichen Zuſchüſſe be— 
faßten Stellen (Gemeinden, Gemeindeverbände 
und gemeinnützige Wohnungsbaugeſellſchaften) jo- 
fort eingeſtellt werden könnte. Schon aus dieſem 
äußeren Grunde muß mit mit einem Weiter- 
beſtehen dieſes Organismus gerechnet werden, 
welchem alle diejenigen Mittel zur Verfügung zu 
ſtellen wären, welche nach Wegfall der Hauszins⸗ 
ſteuer durch eine andere Art der Beſteuerung bezw 
automatiſch eintretende Erhöhung des Aufkom— 
mens anderer Steuern uſw. hierfür frei werden 
würden, nämlich: 


a). das Mehraufkommen an Grunderwerbſteuern 
infolge Belebung des Grundſtücksmarktes; 

b) das Mehraufkommen aus Wertzuwachsſteuern 

infolge desſelben Umſtandes; 

Zuweiſung des Reichs aus dem Mehraufkom— 

men an Vermögensſteuern (Einſetzung der 

alten Wohnhäuſer mit 100 ſtatt 45% des 

Friedenswertes); 

d) Zuweiſungen der Gemeinden und Länder für 
die Zwecke des öffentlichen Bauweſens, die ſie 
infolge ihrer Erſparniſſe auf dem Gebiete der 
Arbeitsloſenfürſorge leiſten können. 


6 
— 


Aber ganz abgeſehen von dieſer äußeren Mot- 
wendigkeit für die Weiterführung der gemein— 
nützigen Bautätigkeit, beſteht ein noch weit wid- 
tigerer innerer Grund hierfür. Wie ſchon in der 
vortrefflichen, das Problem nach allen Seiten 
gründlich und vollkommen unparteiiſch beleuch— 
tenden Eingabe des deutſchen Vereins 
für Wohnungsreform anden Reichs⸗ 
tag vom Juli 1925 (abgedruckt im Sle- 
ſiſchen Heim, Jahrgang 6, Heft 8) ausgeführt ift, 
muß neben der freien Bauwirtſchaft, „deren Dr- 
ganiſation durch die Kriegs- und Inflationsjahre 
bis auf den Grund erſchüttert iſt“ und welcher 
„eine gleichmäßige Beſchäftigung für längere 
Jahre“ zu ſichern ift, auch das „Weiter- 
beſtehen einer lebenskräftigen oe: 
meinnützigen Bautätigkeit“ gefordert 
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werden, „damit die Qualität ber Woh⸗ 
nungsbauten ſtändig verbeſſert“ wird. 
Bei letzterer Tätigkeit braucht man gar nicht 
utopiſchen Plänen nachzujagen, wie fie von den 
radikalen Gegnern der öffentlichen Bautätigkeit 
unterſtellt werden, ſondern „dieſes Ziel läßt ſich 
mit den Grundſätzen der Sparſamkeit ſehr wohl 
vereinigen“. Alles, was weiter über dieſen Ge— 
genſtand zu fagen ift, ift in der erwähnten Ein- 


gabe des Vereins durchaus treffend ausgeführt. 
Mit Rückſicht hierauf iſt auch die in dem oben 
erwähnten Vorſchlag der deutſch-völliſchen Partei 
über die Errichtung von Baubanken vorgeſehene 
Regelung zu verwerfen, welche die Überweiſung 
der öffentlichen Mittel für die Pflege der Bau— 
tätigkeit an eine geplante neue koſtſpielige Or— 
ganiſation vorſieht und damit die bewährten 
Organe der öffentlichen Baupflege aufs Trockne ſetzt. 


vermiſchtes. 


Bericht über die Sitzung der Wohnungsausſchüſſe des 

Preußiſchen und des Deutſchen Städtetages am 

8. März 1926, erſtattet auf der oberſchleſiſchen Bürger- 

meiſter⸗Konferenz am 20. März 1926, von Stadtbaurat 
Maurer⸗ Oppeln. 

Meine Herren! Wir ſchreiben heute den 20. März. 
Die Wohnungsausſchüſſe der Städtetage haben am 
8. März getagt, und der Beſchluß des Preußiſchen 
Landtages, der im weſentlichen Gegenſtand der Be⸗ 
ratung der Ausſchüſſe war, iſt am 12. Januar 1926 
gefaßt worden. Wir haben in jedem Jahre dasſelbe 
Bild, nämlich, daß die maßgebenden Erörterungen für 
die Finanzierung des Wohnungsbaues im kommenden 
Jahre immer erſt ſtattfinden, wenn eigentlich mit dem 
Bau der Wohnungen begonnen werden ſollte. Es 
ſcheint, daß die Hinderniſſe, die einer rechtzeitigen Er- 
örterung entgegenſtehen, unüberwindbare ſind. 

Bei der Sitzung der Wohnungsausſchüſſe erſtattete 
das Referat über die Finanzierung des Wohnungs⸗ 
baues im Jahre 1926 Herr Stadtrat F.u ds, Breslau. 
Eine ſehr ausgiebige Diskuſſion ſchloß ſich ſeinen Aus⸗ 
führungen an. Außer den Städtevertretern waren ver⸗ 
treten: das Reichsarbeitsminiſterium, das Preußiſche 
Finanzminiſterium, das Preußiſche Miniſterium des 

nnern und das Preußiſche Volkswohlfahrts⸗ 
miniſterium. : 

Die folgenden Ausführungen ſollen Ihnen zu⸗ 
fammenfaffenb ein Bild geben ſowohl über die Aus: 
führungen des Referenten, als auch über die Ergebniſſe 
der Diskuffion. 

Der Referent ſtellte zunächſt feſt, daß zurzeit rund 
1 Million Wohnungen fehlen und daß auf 100 Haus: 
halte ca. 10 fehlende Wohnungen kommen. Zum 
Zwecke einer genauen Feſtſtellung des Wohnungs: 
bedarfs ſoll im Herbſt 1926 eine Wohnungszählung ver⸗ 
anſtaltet werden, die ſo aufgezogen werden ſoll, daß 
ſie möglichſt genaue Grundlagen für den Wohnungs⸗ 
bedarf gibt. 

Der Preußiſche Landtag hat am 12. Januar 1926 
folgenden Beſchluß gefaßt: 

„Aus der Landtagsdruckſache Nr. 1896. 
Beſchluß des Preußiſchen Landtags vom 12. 1. 1926. 

A. Der Landtag hält zur Beſeitigung der Woh⸗ 
nungsnot für erforderlich, daß 
1. mit Hilfe öffentlicher Beihilfen in Preußen ab 1926 

jährlich mindeſtens 100000 Wohnungen errichtet 

werden. Dieſe Zahl iſt jährlich in dem Maße zu 
ſteigern, daß neben dem laufenden Bedarf Der Aus- 
fall des letzten Jahrzehnts ausgeglichen wird; 

2. zur Deckung ber Baukoſten hinter einer erſten 
Hypothek, die in der Regel 40 Prozent der Bau⸗ 
koſten betragen ſoll, Hypotheken aus öffentlichen 
Mitteln zur Verfügung geſtellt werden, die im all⸗ 


gemeinen 50 Prozent, in beſonderen 
60 Prozent ber Baukoften betragen; 

3. zur Deckung der für die aus öffentlichen Mitteln 
zu gewährenden Hypotheken erforderlichen Beträge 
vom Geldentwertungsausgleich der bebauten Grund- 
ſtücke ab 1. April 1926 ein Betrag zur Verfügung 
geſtellt wird, der mindeſtens 20 Prozent der 
Friedensmiete ausmacht; 

4. ſoweit die Wohnungsbauenden nicht ſelbſt die erſte 
Hypothek aufbringen können, die Gemeinden und 
Kreiſe hierfür zu ſorgen haben. Insbeſondere ſind 
dafür die Einlagen der Sparkaſſen mindeſtens bis 
zu einem Betrage von 40 Prozent des Einlage— 
beſtandes zu verwenden; 

5. zur Niedrighaltung der Mieten in den Neubauten 
zur erſten Hypothek Zinszuſchüſſe in der Höhe 
gewährt werden, die den Zinsſatz der erſten 
n in der Regel 6 Prozent nicht überſteigen 
aſſen; 

6. das Staatsminiſterium erſucht wird, auf die lang⸗ 
friſtig Gelder ausgebenden Stellen mit allen zu 
Gebote ſtehenden Mitteln, wenn nötig, mit Hilfe 
der Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung einzuwirken, 
damit diefe Gelder in erſter Linie dem Wohnungs- 
bau zugeführt werden; 

7. zur Erleichterung der Bautätigkeit die Gemeinden 
und Landkreiſe zu verpflichten find, Baugelände zu 
einem entgegenkommend billigen Preiſe zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Bei der Bemeſſung dieſer Preiſe 
it darauf Rückſicht zu nehmen, daß die Stadt⸗ 
anleihen nur mit 12% Prozent aufgewertet werden. 

Nach gleichen Grundſätzen ſoll der Staat billiges 
Baugelände zur Verfügung ſtellen. Die Hergabe 
von Bauland im Erbbauverfahren ift dem gleich⸗ 
zuſtellen. 

In gleicher Weiſe iſt auf die privaten Beſitzer 
von Bauland, insbeſondere an fertigen Straßen. 
einzuwirken, daß Gelände für den Wohnungsbau 
hergegeben wird; 

8 zur Verbilligung des Wohnungsbaues die Ge— 
meinden und SanbRreife als Anliegerbeiträge nur 
die tatſächlichen Selbſtkoſten erheben. Bei fertigen 
Straßen iſt der Aufwertungsſatz für Stadtanleihen 
entſprechend zu berückſichtigen. 

Wohnungsbauten ſind von 
gebühren zu befreien. 

Auf die öffentlichen Verſorgungsbetriebe (Gas, 
Waſſer, Strom) iſt einzuwirken, daß möglichſt keine 
Anſchlußkoſten, keinesfalls jedoch über den Selbſt⸗ 
koftenpreis hinaus, erhoben werden; 

9. zur Senkung der Grundſtückslaſten und zur An⸗ 
regung der Neubautätigkeit Staat, Gemeinden und 


Fällen 
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Reich folgende Steuererleichterungen herbeiführen: 
der Staat hat 

a) für die erſten 10 Jahre nach Fertigſtellung neuer 
Wohnungen auf die ſtaatliche Grundvermögens⸗ 
ſteuer zu verzichten, 

b) von der Erhebung von Grundbuchkoſten und 
Verwaltungsgebühren bei Neubauten abzuſehen, 

c) auf die Kommunalauffichtsbehörden einzu- 
wirken, daß ſie Wertzuwachsſteuerordnungen 
nur genehmigen, wenn ſie die Beſtimmungen 
enthalten, daß eine Wertzuwachsſteuer nicht ers 
hoben werden darf, wenn 


1. ſie einen Bauplatz betrifft und die Bebauung 
innerhalb eines Jahres nach der Fälligkeit 
der Steuer in Angriff genommen wird, 

2. der Erlös eines Verkaufs zur Schaffung neuen 
Wohnraums verwendet und mit der Schaffung 
innerhalb eines Jahres nach Fälligkeit be⸗ 
gonnen wird, 

3. es ſich um den erſten Verkauf eines Neubaues 
handelt, 

d) auf die Gemeinden einzuwirken, daß ſie 
1. auf die Grunderwerbsſteuer für Bauplätze 

verzichten, wenn die Bebauung innerhalb 
eines Jahres in Angriff genommen wird, 

2. auf die Zuſchläge zur Grundvermögensſteuer 
für die erſten 10 Jahre nach Fertigſtellung 
neuer Wohnungen verzichten, 

e) auf die Reichsregierung einzuwirken, daß fie für 
die erſten 10 Jahre nach Fertigſtellung neuer 
Wohnungen verzichtet 
1. auf die Reichsvermögensſteuer für Gelder, die 

in Form von Eigenkapital oder Hypotheken 
in den Neubau einer Wohnung hineingegeben 
werden, 

2. auf die Kapitalertragsſteuer für dieſe Gelder, 

3. auf die Reichseinkommenſteuer, die auf die 
Wohnungsneubauten entfallen und wenn es 
ſich nicht um Wohnungen handelt, die über 
den normalen Bedarf hinausgehen.“ 

Sie ſehen, daß bei den vorgeſchlagenen Maßnahmen 
nicht nur Laſten für die Gemeinden, ſondern auch für 
Staat und Reich in Frage kommen. Wenn Staat und 
Reich die Forderungen erfüllen, die in dieſem Be⸗ 
ſchluſſe geſtellt werden, ſo müßten auch die Gemeinden 
ihrerſeits verſuchen, die von ihnen verlangten Opfer 
zu bringen, ſo weit es irgendwie in ihren Kräften 
ſteht. Es iſt aber immer zu bedenken und bei der 
Sitzung auch einmütig klar zum Ausdruck gebracht 
worden, daß an ſich die Beſeitigung der Wohnungsnot 
als Folge des verlorenen Krieges Sache von Reich und 
Staat und nicht der Gemeinden iſt. Deshalb wurde mit 
aller Deutlichkeit ausgeſprochen, daß die Angelegen⸗ 
heit nicht wieder — wie dies ſchon öfter der Fall ge⸗ 
weſen ſein ſoll! — ſo ausgehen darf, daß die Erfüllung 
der von Reich und Staat verlangten Forderungen am 
Widerſtande der Finanzminiſter ſcheitert und nur die 
Laſten für die Gemeinden übrig bleiben. S 

, 9ntereffant wäre eine Berechnung, wieviel ungefähr 
die Forderungen an Staat und Reich ausmachen bei 
der Verbilligung der Miete einer Normalwohnung, und 
wieviel die Forderungen, die an die Gemeinden ge⸗ 
ſtellt werden. Es iſt mir nicht bekannt, ob ſolche 
Berechnungen in eingehender Form gemacht worden 
ſind, nur ſoviel kann dazu gejagt werden, daß der 
Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums in der Sitzung 
äußerte, daß er die Verbilligung der Baukoſten für 
eine Wohnung durch die techniſchen Verbilligungs⸗ 
vorſchläge im Landtagsbeſchluß, die faſt ausſchließlich 
zu Laſten der Gemeinden gehen ſollen, auf 1000 bis 
1500 اك‎ einſchätzt. Andererſeits nahm Stadtrat Fuchs, 
Breslau, bei ſeinen Berechnungen an, daß die vorge⸗ 
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ſchlagenen Steuervergünſtigungen eine Ermäßigung 
der Miete für eine Normalwohnung von etwa 50 M 
bedeuten. 

Es muß uns ganz klar ſein, daß das Problem 
heute nicht mehr iſt: Wie bauen wir ſchnell viele Woh⸗ 
nungen und wie ſchaffen wir das Geld dazu, ſondern: 
Wie finanzieren wir die Wohnungsbauten ſo, daß auch 
für die ärmere Bevölkerung tragbare Mindeſtmieten 
herauskommen. d 


Es iſt ganz ſelbſtverſtändlich, daß ber Wohnungsbau 
möglichſt und mit allen Mitteln verbilligt werden 
muß. Damit allein iſt es aber nicht getan. Dieſe 
Verbilligung kann ſogar als verhältnismäßig unbe⸗ 
deutend bezeichnet werden gegenüber dem Einfluß, den 
die Verhältniſſe auf dem Geldmarkt heute auf den 
Wohnungsbau ausüben. Bei den Baukoften einer 
Wohnung ſpielen vor allem die Anforderungen an die 
Wohnung eine ausſchlaggebende Rolle. Es muß aus⸗ 
geſprochen werden, daß nach dieſer Richtung bei uns 
in Deutſchland immer noch ſo getan wird, als ob wir 
den Krieg gewonnen und nicht verloren hätten. In 
den Siegerſtaaten find die Anforderungen an die Woh- 
nungen vielfach ſehr viel geringer, als in Deutſchland. 
Wenn auch zugegeben werden muß, daß ein einheit⸗ 
liches Schema für alle deutſchen Länder nicht aufgeſtellt 
werden kann, ſo muß doch gefordert werden, daß die 
Anforderungen überall auf das den heutigen Zeit⸗ 
verhältniſſen entſprechende Mindeſtmaß herab- 
geſchraubt werden. 

Vom Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums 
wurde darauf hingewieſen, daß heute doch vielſach zu 
leicht über die Möglichkeit hinweggegangen werde, 
durch Sparbauweiſe eine Verbilligung zu erzielen. Es 
müſſe berückfichtigt werden, daß heute in dieſer Bes 
ziehung ſehr viel größere Möglichkeiten beſtänden, als 
unmittelbar nach dem Kriegsende. Zu lebhafter Er⸗ 
örterung gab Anlaß, daß Städte genannt wurden, die 
im Vergleich zu anderen Städten ſehr viel billiger 
bauen. Der Referent, der ſeinen Ausführungen Bres⸗ 
lauer Verhältniſſe zugrunde legte, nahm die geſamten 
Koſten für eine Wohnung, einſchließlich Grund und 
Boden, Anliegerbeiträgen uſw., mit 12 000 اك‎ an. Dem: 
gegenüber erklärte der Oberbürgermeiſter von Ulm, 
daß ihre Wohnungen durchſchnittlich 5500 bis 6000 M 
koſten. Weiter wurde mitgeteilt, daß in Duisburg ein 
Wohnungsprojekt von 500 Wohnungen aufgeſtellt 
wurde, bei dem für das Bauland pro Wohnung 
1700 , für die Baukoſten 5700 M, im Flachbau ange- 
nommen wurden. In Hannover ſollen Wohnungen 
mit 7000 und 8000 A erjtellt worden fein. Ebenſo 
ſoll Bremen eine große Anzahl recht billiger Wohnungen 
gebaut haben, und entgegen anderslautenden Prophe⸗ 
zeiungen ſollen die Wohnungsſuchenden ſich um die 
Wohnungen geriſſen haben; ja, es ſollen ſogar vielfach 


Mieter aus beſſeren, größeren Wohnungen ſich für die 


billigeren Wohnungen gemeldet haben, der billigeren 
Miete wegen. Man ſieht daraus, daß der wirkungs⸗ 
vollſte Druck auf die Anforderungen an die Wohnung 
in der Miete liegt. In Mühlheim⸗Ruhr follen große 
Wohnungen für kinderreiche Familien mit 8000 bis 
9000 AM gebaut worden fein. 

Der Landrat des Landkreiſes Oppeln z. B. be⸗ 
hauptet mit aller Beſtimmtheit, daß im SanbRreife 
Oppeln pro Wohnung nicht mehr als 5000 M Bau- 
koſten entſtänden. Die letzten Bauten der Stadt 
Oppeln haben eine durchſchnittliche Baukoſtenſumme 
von rund 10000 A pro Wohnung ergeben, wobei zu 
berückſichtigen iſt, daß es ſich um Häuſer mit ver⸗ 
ſchieden großen Wohnungen und mit Läden im Erd- 
geſchoß handelt. E | 

Es drängt fid) die Frage auf, ob für Oberſchleſien 
nicht eine Studienreiſe lohnend wäre zum Studium 
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dieſer verſchiedenen praktiſch erprobten Verbilligungs⸗ 
möglichkeiten. 

Wenn von Verbilligung des Wohnungsbaues die 
Rede ift, muß immer mit zweierlei Arten von Ber- 
billigung gerechnet werden, nämlich: 

1. mit Verbilligung der techniſchen Ausführung, 
2. mit der Verbilligung bei der Geldbeſchaffung. 


Die Vorſchläge des Preußiſchen Landtages befaſſen 
ſich mit beiden Arten der Verbilligung in allerdings 
ziemlich lapidaren Sätzen. Wenden wir uns zunächſt 
den techniſchen Verbilligungsmöglichkeiten zu, was ich 
in etwas weiterem Rahmen aufzufaſſen bitte, ſo daß 
auch Baugelände mit unter die techniſchen Verbilli⸗ 
gungsmöglichkeiten fällt. 

Bezüglich des Baugeländes verlangt der Landtags: 
beſchluß, daß ſowohl die Gemeinden als auch der 
Staat Baugelände zu einem entgegenkommend billigen 
Preiſe zur Verfügung ſtellt. Es muß zunächſt dem⸗ 
gegenüber feſtgeſtellt werden, daß die Gemeinden heute 
nicht mehr in der Lage ſind, ihren Grund und Boden 
zum Wohnungsbau zu verſchenken, wie dies in den 
letzten Jahren wohl von den meiſten Gemeinden ge— 
ſchehen iſt. Es kann ſich nur darum handeln, daß 
Grund und Boden der Gemeinden zum Wohnungsbau 
gegen einen niedrigen, aber angemeſſenen Preis ab— 
gegeben wird. Dabei ſoll die Abgabe möglichſt nur 
an gemeinnützige Siedlungsunternehmungen erfolgen, 
ſo daß die Spekulation ausgeſchloſſen iſt. Es iſt auch 
zu bedenken, daß die heutigen Bodenpreiſe wohl als 
anormal niedrig bezeichnet werden müſſen. Die all⸗ 
gemeine Teuerung bewegt fidh auf 150 Prozent gegen- 
über den Vorkriegspreiſen, während vom Referenten 
bei feinen Ausführungen die Behauptung aufgeſtellt 
wurde, daß durchſchnittlich wohl die Bodenpreiſe heute 
etwa 50 Prozent der Vorkriegspreiſe betragen. Bei 
der Frage der Abgabe von Grund und Boden der 
Gemeinde muß von ausſchlaggebender Bedeutung ſein 
die Rückſicht auf die gemeindliche Bodenvorratswirt⸗ 
ſchaft. Ohne vernünftige Bodenvorratswirtſchaft iſt 
eine vernünftige Entwicklung der Gemeinden ausge- 
ſchloſſen. Wenn im Ee gejagt iff, daß 
die Gemeinden auf die Privatbeſitzer von Grund und 
Boden, vor allem an ausgebauten Straßen, einwirken 
ſollen, daß dieſer Boden zum Wohnungsbau hergegeben 
werden wird, ſo kann man ſich davon irgend⸗ 
einen in Betracht kommenden Gewinn nicht ver- 
ſprechen. Bevor dieſe, wohl in allen Städten reichlich 
vorhandene Art von Boden dem Wohnungsbau in 
größerem Umfange zugeführt werden kann, dürfte es 
erforderlich fein, die Befugniſſe der Gemeinden bei 
dem Zugriff nach ſolchem Boden zu regeln und den 
Gemeinden das Enteignungsrecht unter gewiſſen BOTs 
ausjegungen dafür zu geben. Auch die Stellung der 
Regierung zu der Eingemeindungspolitik der Städte 
ſpielt bei der Bodenfrage eine weſentliche Rolle. Alle 
dieſe Fragen könnten in dem gegenwärtig ja zur 
Debatte ſtehenden Städtebaugeſetz ihre Regelung 
inden. 1 
; Nicht unintereffant in dieſem Zuſammenhang war 
die Mitteilung des Oberbürgermeiſters von Ulm, daß 
die Stadt Ulm als angemeſſenen Preis für 1 Quadrat⸗ 
meter von ihr abzugebenden Boden zum Wohnungs⸗ 
bau durchſchnittlich 15—20 M feſtgeſetzt hat. Dieſe 
Mitteilung erregte nicht unberechtigtes Erſtaunen bei 
den Teilnehmern der Sitzung, da ja doch gerade Ulm 
durch ſeine großzügige Bodenvorratswirtſchaft vor dem 
Kriege europäiſche und darüber hinausgehende Be- 
rühmtheit erlangt hat. Die Stadt beſitzt nicht viel 
weniger als 100 Prozent des in ihrem Weichbilde vor⸗ 
handenen Grund und Bodens. : 

Weiterhin nicht unintereffant war ein Rechen⸗ 
erempel, das Herr Geheimrat Pauly vom Wohlfahrts- 


miniſterium aufſtellte, um zu zeigen, welchen Einfluß 
ber Bodenpreis auf die Geſamtkoſten und damit auf 
die Mietsbildung hätte. Er führte ein Beiſpiel an, 
bei dem 1000 Quadratmeter Boden â 15 M einen 
Bodenpreis von 15 000 Al und die reinen Baukojten 
ebenfalls eine Summe von 15 000 A ergeben hätten, 
fo daß aljo Der Bodenpreis 50 Prozent der Geſamt— 
koſten bedeute. Nicht mit Unrecht wurde aus der 
Verſammlung heraus entgegengehalten, daß dieſes 
Beiſpiel nicht als Normalbeiſpiel anerkannt werden 
könnte und daß 1000 Quadratmeter Boden für eine 
Wohnung für unſere heutigen Verhältniſſe viel zu 
viel wären. 


Im Beſchluß des Landtages iſt weiter geſagt, daß 
die Anliegerbeiträge von den Gemeinden nur in Höhe 
der tatſächlichen Selbſtkoſten erhoben werden ſollen. 
Dies ſoll ſich allem Anſchein nach darauf beziehen, daß 
auch mit Inflationsgeld hergeſtellte Straßen nur 
zu den Sätzen der umgerechneten Goldmarkſumme als 
Anliegerbeiträge eingezogen werden ſollen. Bei der 
geſetzlichen Regelung der Anliegerbeitragsleiſtung iſt 
meines Wiſſens überhaupt nur die Einziehung der 
Selbſtkoſten möglich, die nachgewieſen werden müſſen. 
Der Schwerpunkt dürfte dabei nicht auf den Selbſt⸗ 
koſten liegen, ſondern darauf, daß dieſe Selbſtkoſten 
möglichſt herabgedrückt werden. Dies iſt vor allem 
eine Frage des Bebauungsplanes. Die Gemeinden 
müſſen dafür ſorgen, daß ſie rechtzeitig zweckmäßige 
Bebauungspläne a. em bei denen zwiſchen Berz 
kehrs⸗ und Wohnſtraßen uſw. Dark Unterſchiede find. 
Daß dabei allerdings noch viel zu ſparen iff, und daß 
dabei auch allerdings noch viel geſündigt wird, iſt leider 
eine Tatſache. Es hat keinen Zweck, im Rahmen 
dieſer Ausführungen in Details des Bebauungsplanes 
einzudringen. Ein allgemein gültiges Schema kann 
es natürlich nicht geben. Ein kurzes Wort zur Ver⸗ 
billigung des Straßenbaues möge aber geſtattet ſein: 


Wie Ihnen allen bekannt, wird gegenwärtig eine 
Rieſenreklame in Szene geſetzt für Aſphalt⸗ und Teer- 
produktenſtraßen. Es werden Studienxeiſen nach 
England, nach Amerika, nach der Schweiz und ſonſt 
wohin gemacht und bewundernde Berichte in die Welt 
geſchickt. Bei dieſer Frage darf zunächſt nicht Uber: 
ſehen werden, daß die Länder, die diefe Art Straßen» 
bau in großem Umfange betreiben, zumeiſt unſer 
Serben nicht haben. Andererſeits ſpielt die 
sai iedenartigkeit des Klimas eine ausſchlaggebende 
Rolle bei dieſer gras: Denn das Klima ift mit von 
entſcheidendem Einfluß auf die Lebensdauer der 
Straßen. Daß dabei das faft das ganze Jahr gleich- 
mäßige Seeklima Englands in ſeinem Einfluß anders 
bewertet werden muß, als das Klima Deutjchlands, 
dürfte ſelbſtverſtändlich ſein. In Deutſchland wird 
wahrſcheinlich ſogar ein Unterſchied gemacht werden 
müſſen zwiſchen dem Seeklima an den Küſten und dem 
ganz anders gearteten Klima im Binnenland. Der 
Feuchtigkeitsgehalt der Luft und die Veränderlichkeit 
dieſes Feuchtigkeitsgehalts find natürlich ganz weſent⸗ 
liche Faktoren. Ohne deshalb gegen die heute jo jtark 
propagierte neue Straßenbauweiſe Stellung nehmen 
zu wollen, möchte ich doch zum Ausdruck bringen, 
daß es angebracht iſt, Altbewährtes nicht ohne weiteres 
beiſeite zu ſchieben, um es durch neues zu erſetzen, für 
deffen Bewährung brauchbare Unterlagen vielfach noch 
nicht vorhanden ſind. 


Alle dieje Aufſchließungs⸗ und die ſonſtigen ted- 
niſchen Fragen beim Wohnungsbau ſind meines Er⸗ 
achtens in den Händen der Deutſchen Tedniher [hof 
gut aufgehoben. Die Vereinigun techniſcher ber⸗ 
beamten deutſcher Städte 3. B. beschäftigt fih feit Jahr 
und Tag in der eingehenden Weiſe mit all dieſen 
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Problemen. Ebenſo wie es Die Induſtrie- und Wirt- 
ſchaftsſtellen aller Art tun. 

„Daß auch bei der Aufſchließungsfrage die Befug⸗ 
nijje der Gemeinden in bezug auf die Möglichkeiten 
der Inanſpruchnahme von Geländen zur Aufſchließung 
eine große Rolle ſpielen, iſt ſelbſtverſtändlich. Auch 
die Regelung dieſer Fragen kann am beſten im Rahmen 
des Städtebaugeſetzes erfolgen. Die Befugniſſe der 
Gemeinden bezüglich der Inanſpruchnahme von Grund 
und Boden müſſen unbedingt vergrößert werden, wenn 
annehmbare Verhältniſſe geſchaffen werden ſollen. 

Der Vorſchlag wegen des Verzichts auf die Bau⸗ 
poligeigebühren kann mit ein paar Worten abgetan 
werden. Breslau hat feſtgeſtellt, daß für eine Wohnung 
im Etagenhaus etwa 12 bis 17 الك‎ Baupolizeigebühren 
in Frage kommen, beim Flachbau pro Wohnung etwa 
4,30—5,30 AM. Daß damit nicht allzuviel anzufangen 
iſt, liegt auf der Hand. Weſentlich wichtiger dagegen 
iſt die Frage des Erlaſſes oder der Ermäßigung der 
Anſchlußkoſten für Gas, Waſſer, elektrif zen Strom 
Mjm. Breslau hat errechnet, daß für feine. feinen 
Berechnungen zugrunde liegende 12 000 -Wohnung 
die Koften für dieſe Anſchlüſſe 264 M, das find 
2,2 Prozent der Geſamtbaukoſten, ausmachen. Der 
Betrag verringert ſich, wenn die Werke auf Gewinn 
verzichten, auf 200 AM. Wenn auch diefe Verbilligung 
ſchon erheblicher ins Gewicht fällt, fo ift doch dagegen 
zu ſagen, daß ſie und die übrigen Verbilligungs⸗ 
vorſchläge dieſer Art verhältnismäßig große Opfer den 
Gemeinden auferlegen und trotzdem beim Wohnungs⸗ 
bau nicht ſehr weſentliche Erleichterungen ſchaffen. Die 
Gemeinden können auf dieſe Einnahmen gerade heute 
eben kaum verzichten, da, wie allgemein bekannt, die 
Haushaltspläne ſowieſo kaum zur Balanzierung zu 
bringen ſind. 

Mit Recht wurde deshalb in den Wohnungs- 
ausſchüſſen darauf hingewieſen, daß der Einfluß aller 
dieſer Dinge ſehr weſentlich zurückſtehe gegenüber dem 
Einfluß, den die Materialpreiſe und die Löhne auf 
den Wohnungsbau ausübten. Zunächſt iſt nicht recht 
einzuſehen, warum bei einem allgemeinen Teuerungs⸗ 
ſatz von 150 Prozent das Bauen 190 Prozent bis 
200 Prozent der Vorkriegskoſten verurſacht, alſo ganz 
weſentlich über den allgemeinen Teuerungskoeffizienten 
hinausſchlägt. Vom Vertreter des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums wurde darauf hingewieſen, bafi man 
ſtändig beftrebt wäre, die Materialienpreife zu fenken, 
und daß fie auch in der letzten Zeit ſtändig geſunken 
wären. Vor allem verſpräche man ſich in dieſer Be⸗ 
ziehung viel von der Auswirkung der vom Herrn 
Reichsfinanzminiſter vorgeſehenen Steuerreform und 
Steuerermäßigung. Auch der Vorrat an Materialien 
gebe zu Bedenken keinerlei Anlaß und würde preis⸗ 
verbilligend wirken. Gefährlicher ſehe es allerdings 
auf dem Ziegelmarkt aus, da eine Syndikatsbildung 
über ganz Deutſchland im Gange wäre. 


Meine Herren! Von der Verbilligung der Ma- 
terialien haben wir wohl alle bisher nicht allzuviel 
bemerkt und die Ausſichten auf die Auswirkung der 
Steuererleichterungen ſind ein Wechſel auf die Zukunft, 

ei dem man nach unſeren bisherigen Erfahrungen wohl 
jagen kann: „Die Botſchaft hör' ich wohl, doch mir 
fehlt der Glaube.“ 

Recht ſcharfe Worte wurden von den einzelnen Bers 
tretern gefunden bei der Erörterung der Bauarbeiter⸗ 
löhne. Es wurde z. B. als geradezu unverſtändlich 
bezeichnet, daß die Bauarbeiterlöhne einen ſolch großen 

zorſprung vor allen übrigen Facharbeiterlöhnen 
hätten, wobei der Ausdruck „Rünſtliche Blähung“ fiel. 
Es wurde die Vermutung zum Ausdruck gebracht, daß 
die Urſache dieſer hohen Bauarbeiterlöhne einmal 


darauf zurückzuführen wäre, daß der Bauarbeiter als 
Saiſonarbeiter gilt, und daß dieſe Eigenſchaft von den 
Gewerkſchaftsführern bei den Tarifverhandlungen in 
erfolgreichſter Weiſe ausgenützt worden wäre. Wenn 
ſchon der Bauarbeiter als Saiſonarbeiter gelte, dann 
wäre es unverſtändlich, daß er auch für die bei ihm 
normale arbeitsloſe Zeit im Winter, für deren Ausfall 
er durch die Saiſonarbeiterlöhne abgefunden fein jollte, 
Erwerbsloſenunterſtützung bezieht. Daß er ſolche 
Unterſtützung bezieht für die Zeit, die er während der 
Bauſaiſon feiern muß, iſt ohne weiteres berechtigt. 
Auch hat er einen Anſpruch darauf, weil er ja auch 
beteiligt iſt bei der Aufbringung der Mittel für dieſe 
Unterſtützung. Als weiterer Grund wurde vermutet 
die allzu ſchroffe Zentraliſierung der Tarifverhand: 
lungen im Baugewerbe. Durch dieſe Zentraliſierung 
werden die lokalen Verhältniſſe völlig ausgeſchaltet, 
die gerade bei der Bauarbeiterſchaft eine ungeheure 
Rolle ſpielen. 

Bezüglich der Arbeitszeit wurde verlangt, daß für 
den Bauſaiſonarbeiter wenigſtens während der Bau⸗ 
ſaiſon der Achtſtundentag nicht durchgeführt, ſondern 
die Arbeitszeit verlängert würde. Dem Vertreter des 
Reichsarbeitsminiſteriums gegenüber wurde zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß von den Städten erwartet wird, 
daß das Reich ſeine Preisſenkungsaktionen bei den 
Materialien und Löhnen mit aller Energie fortſetzt. 


Bezüglich der Zahl der im Jahre 1926 zu ſchafſenden 
Wohnungen herrſchte große Meinungsverſchiedenheit. 
Es liegt auf der Hand, daß es nicht leicht iſt, zu be⸗ 
urteilen, welche Zahl von Wohnungen gejchaffen 
werden kann, da dies einmal abhängt von den zur 
Verfügung ſtehenden Mitteln, das andere Mal von den 
zu beſchäftigenden Bauarbeitern. Der Landtag hat in 
ſeinem Beſchluß vom 12. Januar für erforderlich ge⸗ 
halten, daß im Jahre 1926 in Preußen 100000 Woh⸗ 
nungen gebaut werden. Dem einen erſcheint dieſe Zahl 
zu hoch, dem andern zu niedrig. Die Vertreter der 
Reichsminiſterien ſtehen auf dem Standpunkt, daß 
möglichſt mindeſtens 200 000 Wohnungen geſchaffen 
werden müßten, weil ſonſt die Bauarbeiter nicht be⸗ 
ſchäftigt werden könnten und zu einem erheblichen Teil 
auch während der Bauzeit der Erwerbsloſenfürſorge 
zur Laſt fielen. Es ſei zu bedenken, daß die Induſtrie 
im Jahre 1926 ſo gut wie gar nicht baue, und daß des⸗ 
halb die ganze Bauarbeiterſchaft auf den Wohnungs⸗ 
bau angewieſen wäre. Von der Gegenſeite wird ins 
Feld geführt, daß ſchon 100000 Wohnungen zu viel 
wären, weil die zur Verfügung ſtehenden Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken nicht hinreichten, dieſe 100 000 Woh⸗ 
nungen zu finanzieren. 

Aus der Verſammlung heraus geäußerte Bedenken, 
daß ein zu ſtarkes Einſetzen der Wohnungsbautätigkeit 
Lohnforderungen hervorrufen würde, glaubte der Herr 
Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums damit zer⸗ 
ſtreuen zu können, daß er erneut darauf hinwies, 
daß es wahrſcheinlich wegen des Nichtbauens der In⸗ 
duſtrie kaum gelingen dürfte, die Bauarbeiterſchaft 
ganz zu beſchäftigen, ſo daß ſchon aus dieſem Grunde 
die Erhebung von Lohnforderungen nicht zu erwarten 
wäre, und wenn ſie trotzdem kommen ſollte, ſo wäre 
es kein Unglück, die begonnenen Wohnungsbauten eine 
Zeitlang ſtill zu legen. 


Meine Herren! Daß der Kernpunkt der ganzen 
Frage in der Finanzierung, d. h. in der Möglichkeit 
der Geldbeſchaffung liegt, iſt ſo ſelbſtverſtändlich, daß 
es kaum ausgeſprochen zu werden braucht. Wenn es 
uns gelingt, einen Weg der Geldbeſchaffung zu finden, 
mit dem erträgliche Mieten erreicht werden, ſo haben 
wir den Weg zur endgültigen Behebung der Woh⸗ 
nungsnot gefunden. 
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Zur Finanzierung des Wohnungsbaues ſtehen uns 
außer der Hauszinsſteuer zwei Quellen zur Bers 
fügung: 

1. der Inlandsgeldmarkt, 
2. der Auslandsgeldmarkt. 


Die übliche Form der Geldbeſchaffung beim Woh- 
nungsbau iſt die Hypothek. Im Beſchluß des Land. 
tages ſind als Hypothekengeldgeber genannt: 


a) die Gemeinden und Kreiſe und deren Sparkaſſen, 
b) alle Stellen, die langfriſtige Gelder ausgeben. 


Gemeint ſind damit in erſter Linie die ſozialen 
Verſicherungsanſtalten, die Landespfandbriefanſtalt, 
die Hypothekenbanken. 


Daß es heute in Deutſchland keine Gemeinden 
mehr gibt, die aus ihrem Vermögen heraus (Stiftungen 
uſw.) Hypotheken geben können, dürfte eine wohl 
leider allgemein gültige Tatſache ſein. Anleihen der 
Gemeinden zum Zwecke der Hypothekenhergabe 
können hier zunächſt ausſchalten. Die Bedenken und 
Schwierigkeiten und die Stellung der maßgebenden 
Regierungskreiſe dazu ſind ja bekannt. Bleiben die 
Sparkaſſen. Nach dem Beſchluß des Landtages ſollen 
die Sparkaſſen gezwungen werden, 40 Prozent ihrer 
Einlagen zum Wohnungsbau zur Verfügung zu ſtellen. 
Eine gewiſſe Berechtigung dieſer Forderung läßt ſich 
nicht von der Hand weiſen. Es herrſchte aber Ein⸗ 
ſtimmigkeit darüber, daß zunächſt verſucht werden 
müßte, ohne Zwang auszukommen. Zwangsmaß⸗ 
nahmen könnten vielleicht für den Fall angedroht 
werden, daß Sparkaſſen offenſichtlich ihrer Verpflich⸗ 
tung, zur Finanzierung des Wohnungsbaues nach ihrem 
Vermögen beizutragen, nicht nachkommen. Vom Bers 
treter des Reichsarbeitsminiſteriums wurde mitgeteilt, 
daß durchſchnittlich die Sparkaſſen ſich mit über 
40 Prozent ihrer Einlagen am Wohnungsbau beteiligt 
hätten. Einzelne Kaſſen wären ſo weit gegangen, daß 
ſie 100 Prozent ihrer Einlagen zum Wohnungsbau 
verwendeten, fo daß die Auſſichtsbehörde zum Ein- 
ſchreiten gezwungen worden wäre. Er hält deshalb 
den im Landtagsbeſchluß genannten Prozentſatz von 
40 Prozent für nicht zu hoch. Immerhin muß aber 
bedacht werden, daß die Gemeinde- und Kreisſpar⸗ 
kaſſen heute ſo ziemlich die einzigen Geldinſtitute ſind, 
die dem Mittelſtand, dem Kleingewerbe uſw. Kredite 
zur Verfügung ſtellen, und daß die Erfüllung dieſer 
Aufgabe der Sparkaſſen nicht durch zu ſtarke Anforde⸗ 
rungen für den Wohnungsbau unmöglich gemacht wird. 


Weſentlich iſt nun vor allem die Höhe der Mittel, 
die insgeſamt aus den Sparkaſſen heraus zum Woh⸗ 
nungsbau zur Verfügung ſtehen. Auch dabei werden 
die verſchiedenſten Angaben gemacht. Der Referent, 
Stadtrat Fuchs, Breslau, ſchließt aus der im Jahre 
1925 feſtgeſtellten Erhöhung der Sparkaſſeneinlagen, 
daß im Jahre 1926 mit einem Zugang von etwa 
900 Mill. Mk. gerechnet werden kann. Er will davon 
33½ Prozent — 300 Mill. Mk. zum Wohnungsbau 
verwendet wiſſen. Dieſen Zahlen gegenüber wird von 
anderer Seite geltend gemacht, daß bei dem ſtarken 
Zufluß an Spareinlagen im vorigen Jahre ſehr viel 
ſogenannte gerettete Vermögen beteiligt wären und 
daß mit einem regelmäßigen jährlichen Zufluß zunächſt 
von nicht über 200 Mill. Mk. gerechnet werden könne. 
Dazu ijt von zuſtändiger Sparkaſſenſeite erklärt 
worden, daß im Jahre 1926 höchſtens 20 Prozent von 
200 Mill. Mk., das find 40 Mill. Mk., zu Wohnungs: 
zwecken zur Verfügung geſtellt werden könnten. Auch 
dieſer Betrag könne aber nicht reſtlos zum Neubau 
Verwendung finden, ſondern davon müßten zur Er⸗ 
haltung der Altwohnungen entſprechende Beträge noch 
abgezweigt werden. 


S chleſiſch es 
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Dieſelbe Unklarheit wie bei den Sparkaſſenmitteln 
beſteht bei den etwa aus den Verſicherungsanſtalten 
herauszuholenden Geldern. Stadtrat Fuchs ſchätzt 
3. B. die Leiſtungsfähigkeit für den Wohnungsbau im 
Jahre 1926 bei der Krankenverſicherung auf 100 Mill. 
Mark, bei der Invalidenverſicherung auf 80 Mill. Mk., 
bei der Angeſtelltenverſicherung auf 120 Mill. Mk. und 
ſetzt bei ſeiner Geſamtberechnung für die Finanzierung 
von 150 000 Wohnungen 200 Mill. Mk. ein, die aus 
dieſen Anſtalten fließen ſollen. 


Der Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums ſeiner— 
ſeits rechnet aus den Verſicherungsanſtalten mit nur 
60 Mill. Mk. Er macht nebenbei darauf aufmerkſam, 
daß alle dieſe Geſellſchaften ſtatutenmäßig nur erſte 
Hypotheken geben können, mit Ausnahme der Landes» 
verſicherungsanſtalten, die zweite Hypotheken geben 
können. Aus dieſen letzteren rechnet er für das Jahr 
1926 mit 25 Mill. Mk. 

Dem Rechenexempel des Referenten gegenüber ſtellt 
der Vertreter des Reichsarbeitsminiſteriums ſeiner⸗ 
ſeits ein Rechenexempel für die Finanzierung auf. 
Stadtrat Fuchs, Breslau, will die Finanzierung auf 
150 000 Wohnungen, der Vertreter des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums auf 200 000 Wohnungen — aus den vorn 
angeführten Gründen — zugeſchnitten wiſſen. Das 
Rechenexempel des Vertreters des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums iſt, wenn es mir richtig im Gedächtnis 
zurückgeblieben iſt, etwa folgendes: 

An Hauszinsſteuerhypotheken ſtehen zur 
Verfügung für 1926 vorausſichtlich. . 750 Mill. Mk. 
Aus d. Reichsverſ.⸗Anſt. ca. 60 Mill. Mk. 
Aus d. Landesverſ.⸗Anſt. ca. 25 Mill. Mk. 
Aus Hypothekenbanken ca. 150 Mill. MR. 
Durch Abſatz von Pfand⸗ 
briefen i. Ausl. ca. 200—250 Mill. MR. 


zuſammen alfo etwa: 400—500 Mill. Mk. 


fo daß immer noch ein ungedeckter ehl- 
betrag von es. OG INS 
verbleibt. 

Die Deckung dieſes Betrages wäre das zu löſende 
Problem, wenn die übrigen Vorausſetzungen einiger⸗ 
maßen richtig find. Zu dieſen Wahrſcheinlichkeits⸗ 
berechnungen wäre noch zu fagen, daß die Hypotheken⸗ 
banken im Jahre 1925 von 750 Mill. Mk. gegebenem 
Realkredit nur 150 Mill. Mk. für den Wohnungsbau 
gegeben haben ſollen. Sie ſind verhältnismäßig 
ſchwer an den Wohnungsbau heranzubringen, eventuell 
müßte verſucht werden, durch Zwangsmaßnahmen ſie 
dem Wohnungsbau geneigter zu machen. Es wird 
auch darauf aufmerkſam gemacht, daß die heute bei 
den Hypothekenbanken vorhandenen Gelder viel aus 
Landwirtſchaft und Induſtrie ſtammen und Tages- 
gelder ſind, die langfriſtig nicht ausgeliehen werden 
können, oder wenn ſie langfriſtig in Pfandbriefen 
angelegt ſind, in dem Augenblick lombardiert werden 
miiffen, in dem die Wirtſchaft wieder anzieht. All die 
obengenannten Geldquellen fließen ſehr langſam, zum 
Teil erſt nach Fertigſtellung des Hauſes. enn die 
Bautätigkeit deshalb in Gang gebracht werden ſoll, 
kann De Dies nur, wenn Zwiſchenkredite zur Ver: 
fügung geſtellt werden, wie es der Preußiſche Staat 
bereits getan hat. Der Vertreter des Reichsarbeits- 


200 Mill. Mk. 


miniſteriums meint, daß unter Zuhilfenahme der 


Zwiſchenkredite ruhig mit dem Bau begonnen werden 
îollte. Der Zwiſchenkredit des Preußiſchen Staates 
muß allerdings mit 9 Prozent verzinſt werden. Ein⸗ 
zelne Städte haben die Annahme des Zwiſchenkredits 
aus dieſem Grunde bereits abgelehnt. 

Das Rechenexempel des Referenten, Herrn Stadt⸗ 
rat Fuchs⸗Breslau, ſieht etwa wie folgt aus: 
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150000 Wohnungen zu je 12000 AM 


erfordern `. يريم‎ 1800 Mill. Mk. 

n Hauszinsſteuerhypotheken zu ers 

warten E 750 Mill. Mk. 
Aus Sparkaſſen etwa 300 Mill. Mk. 


us Verſicherungsanſtalten etwa 200 Mill. Mk. 


ſo daß zunächſt ein Fehlbetrag von etwa 550 Mill. Mk. 
vorhanden iſt. 

Zur Deckung dieſes Fehlbetrages will Herr Fuchs 
ebenfalls heranziehen die Hypothekenbanken, auch die 
privaten Banken. Er gibt an, daß im Jahre 1925 
auf dem privaten Inlandsmarkt 144 Mill. Mk. An⸗ 
leihen zuſtande gekommen wären, während in den 
beiden erſten Monaten des Jahres 1926 bereits 
94 Mill. Mk. ſolcher Anleihen getätigt wurden, fo daß 
auch von dieſer Seite ein ſtärkeres Fließen von 
Geldern zum Wohnungsbau vielleicht erhofft werden 
könnte. Die Heranziehung von unmittelbaren Aus⸗ 
landskrediten zum Wohnungsbau lehnt er ab und zwar 
aus den drei bekannten Gründen: ' 

1. Weil Die Rückzahlung in fremder Baluta erfolgen 
muß (eventuell Berlufte!), 

2. weil eine unerwünſchte Belaſtung der Wirtſchaft 
erfolgt und unſere Ausfuhr dadurch vermindert 
wird, 

3. weil eventuell mit einer Gefährdung der Valuta 
gerechnet werden muß. 

Dagegen hält er es mit dem Vertreter des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums für gangbar und erwünſcht, daß 
im Auslande, ſpeziell in Amerika, möglichſt viel Pfand⸗ 
briefe untergebracht werden. Die Aufnahmemöglich⸗ 
lichkeit läge in Amerika zurzeit günſtig, und es be⸗ 
ſtänden dabei nicht die Gefahren, wie beim unmittel⸗ 
baren Kredit. Schwierigkeiten ſind allerdings noch in 
bezug auf die Steuer zu beſeitigen. 

Außerdem rechnet er mit einer möglichſt großen 
Beteiligung der Poſtverwaltung und der Reichsbahn⸗ 
verwaltung beim Wohnungsbau durch die Hergabe von 
Arbeitgeberdarlehen für ihre Bedienſteten. Vom Ver⸗ 
treter des Reichsarbeitsmiſteriums wird der völlig ab⸗ 
lehnenden Haltung des Referenten gegenüber einer 
mäßigen Inanſpruchnahme des direkten Auslands⸗ 
kredits das Wort geredet. 

Der Vertreter der Stadt München, der erſt einige 
Tage von einer Amerika⸗Reiſe zurück iſt, bringt zum 
Ausdruck, daß ſeiner Anſicht nach Pfandbriefe in dem 
nötigen Umfang in Amerika nicht untergebracht werden 
könnten. Dagegen hält er die Aufnahme von An⸗ 
leihen für durchaus möglich, hauptſächlich dann, wenn 
die vielen Zwiſchenſtellen und Zwiſchengewinne weg⸗ 
fallen. Die Anleiheaufnahme müßte zentraliſiert 
werden, wozu 3. B. die Girozentrale ohne weiteres 
in Anſpruch genommen werden könnte. Die Bedenken 
und die Gefahren des direkten Auslandskredits würden 
ſeiner Anſicht nach vielfach übertrieben. Die In⸗ 
anſpruchnahme dieſes Kredits und die Unterbringung 
des ausländiſchen Geldes in dieſer Form wäre ſeines 
Erachtens immer noch beſſer, als wenn zahlreiche und 
große Aktienpakete nach Amerika ſchwimmen, wie 
das leider vielfach der Fall wäre. Als Beweis des 
Vertrauens amerikaniſcher Kreiſe zum Wiederaufbau 
Deutſchlands bezeichnet er die Tatſache, daß in 

merika zurzeit Geſellſchaften in der Gründung be⸗ 

griffen ſind, die nicht etwa nur Geld zum Bauen nach 
Deutſchland geben, ſondern die den Bau von Woh⸗ 
nungen in Deutſchland in eigener Regie in die Hand 
nehmen wollen. Daß dies in größerem Umfang ge⸗ 
ſchieht, dürfte wohl kaum im deutſchen Intereſſe 
iegen. 

Die geſamten vorſtehenden Ausführungen und Be⸗ 
rechnungen zeigen eines klar, nämlich, daß die Decke 


überall zu kurz iſt. Für um ſo wichtiger muß es des⸗ 
halb angeſehen werden, daß das Bauprogramm für 
das Jahr 1926 wirklich richtig bemeſſen wird. Die 
Folge einer überſpannung des Programms wäre doch 
die, daß, zunächſt theoretiſch auf dem Papier, eine 
große Zahl von erſtehenden Wohnungen aufmarſchiert, 
von denen dann wahrſcheinlich ein großer Teil not⸗ 
leiden würde und nicht fertiggeſtellt werden könnte. 
Wenn dieſe Wohnungen ſchließlich auch durch Herein⸗ 
werfen neuer Mittel zur Fertigſtellung gelangen, ſo 
wird ihre Herſtellung doch durch die eintretende Ver⸗ 
zögerung und durch die ſonſtigen damit verbundenen 
Amſtände mindeſtens verteuert. Das zweite gleich 
wichtige Moment iſt die richtige Bemeſſung der Haus⸗ 
zinsſteuer. Daß die Hauszinsſteuern im ganzen un⸗ 
zureichend ſind, iſt unwiderſprochen. Der Vertreter 
des Reichsarbeitsminiſteriums erklärt, daß ſeines Er⸗ 
achtens die einzige ſichere Verbeſſerungsmöglichkeit bei 
der Finanzierung die wäre, daß ſtatt 15 Prozent aus 
den Friedensmieten 20 Prozent zum Wohnungsbau für 
1926 zur Verfügung geſtellt werden, wie es im Be⸗ 
ſchluß des Landtages vom 12. Januar 1926 auch ver⸗ 
langt wird. Außerdem müßten wir uns unbedingt 
mit einer weiteren Erhöhung der Altmieten vertraut 
machen. Bei dieſer Maßnahme müſſe aber immer das 
Leitmotiv bleiben: Tragbare Mieten! Mit Sicherheit 
muß ja leider feſtgeſtellt werden, daß die Erwerbs⸗ 
lofigkeit in Deutſchland keine vorübergehende Er- 
ſcheinung, ſondern eine wahrſcheinlich noch recht lange 
andauernde ſein wird. Es muß deshalb auch immer 
wieder gefordert werden, daß ein größerer Teil als 
bisher aus dem Hauszinsſteueraufkommen, möglichſt 
das ganze Aufkommen, zum Wohnungsbau Ver⸗ 
wendung findet. Es muß feſtgehalten werden, daß 
die Hauszinsſteuer eigentlich erfunden iſt zum Zwecke 
der Finanzierung des Wohnungsneubaues, und daß 
erſt nachträglich die Finanzminiſter von Ländern und 
Reich ihre Hand darauf legten, als ſie die Quelle ſo 
reichlich fließen ſahen. 


Bezüglich der Verwendung der Hauszinsſteuer 
wird gerügt, daß ein Teil der Hauszinsſteuermittel 
ſich in Fonds „verkrümele“ zur Beteiligung des 
Staates bei allerhand Geſellſchaften, vor allem Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften. Es wird gefordert, daß 
zu ſolchem Zwecke Hauszinsſteuermittel nicht ver⸗ 
wendet werden, ſondern daß der Staat, wenn er 
ſolche Beteiligung ſeinerſeits für erforderlich halte, 
die Mittel dazu ſich auf anderem Wege beſchafſen 
ſolle. Die Tätigkeit der Wohnungsfürſorgegeſell— 
ſchaften erfuhr ebenfalls eine nicht immer freund⸗ 
liche Kritik. Wir in Oberſchleſien können dabei 
nur feſtſtellen, daß ohne die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft in Oberſchleſien im Wohnungsbau weder 
quantitativ noch qualitativ das geleiſtet worden 
wäre, was geleiſtet worden iſt. Wir haben in Ober⸗ 
ſchleſien auch keinen Grund, mit der Verteilung der 
Mittel aus dem Ausgleichsfond unzufrieden zu ſein. 
Die Regierung hat ſich mit Erfolg bemüht, möglichſt 
viel Geld aus dem Ausgleichstopf nach Oberſchleſien 
zu bringen, und ich ſetze als ſelbſtverſtändlich 
voraus, daß ſie ſich nach dieſer Richtung auch im 
nächſten Jahre bemühen wird. Ausreichend wird 
trotzdem das, was hereinkommt, nie ſein! 


Die Bemeſſung der Hauszinsſteuer wird natür⸗ 
lich ganz weſentlich beeinflußt von dem, was als 
„tragbare Miete“ angeſehen wird. Neben den 
Hauszinsſteuern kommt dabei in allererſter Linie 
die zu erlangende erſte Hypothek in Frage. Daß 
erſte Hypotheken nicht genügend vorhanden ſind, 
haben wir bereits feſtgeſtellt. Weiter iſt aber feſt⸗ 
‚uitellen, daß bei den heute zu erlangenden erſten 
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Hypotheken der Zinsfuß viel zu hoch iſt. Die Aus⸗ 
wirkung dieſer Verhältniſſe macht man ſich am 
beſten klar an einem Rechenexempel für die einzelne 
Wohnung, wie dies Stadtrat Fuchs, Breslau, in 
ſeinem Referat ebenfalls tat. Er rechnet folgender— 
maßen: 

Baukoſten für eine ca. 70 Quadratmeter große 
Wohnung einſchließlich Grunderwerb, Anliegerbei— 
träge uſw. 12 000 M. 

Die Aufbringung dieſer Summe und den er- 
forderlichen Kapitaldienſt denkt er ſich ſo: 
I. Hypothek 4000 A zu 6 Proz. bedeutet eine 

jährliche Belaſtung von 
Hauszinsſteuerhypothek 7000 A zu 1 Proz. 

bedeutet eine jährliche Belaſtung von. 
Eigenes Kapital des Bauherrn 1000 A zu 

12 Proz. bedeutet eine jährliche Belaſtung 

w ا‎ LER 
jedaß der Kapitaldienſt zujammen . 
beträgt. 

Dazu kommen an Betriebs- und Verwal- 

rt t 159 
ſodaß eine jährliche Mindeſtmiete von . . 580 
herauskommt. 

Wenn entſprechend dem Beſchluß des 
Landtages die geforderten Steuerermäßi— 
gungen eintreten, jo wären von den Be- 
triebs⸗ und Verwaltungskoſten etwa . . 50 = 


abzuſetzen, ſodaß eine Mindeſtmiete von . 530 M 
verbliebe. 

Dieſe Berechnung krankt an folgendem: 

1. Eine erſte Hypothek iſt weder der angegebenen 
Höhe nach, noch dem angegebenen Prozentſatz nach 
zurzeit zu beſchaffen. (Vom Vertreter des Reichs⸗ 
arbeitsminiſteriums wird höchſtens mit einer 
erſten Hypothek im Betrage von 3000 M gerechnet; 
der Vertreter der Stadt Köln hält eine durchſchnitt⸗ 
liche erſte Hypothek von 2000 A idon für reichlich.) 

(Zur Senkung des Zinsfußes ſollen Zinszuſchüſſe 
dienen, von denen noch zu ſprechen ſein wird.) 

2. Eine Hauszinsſteuerhypothek in der Höhe von 

7000 A pro Wohnung erklären ſämtliche anweſen⸗ 
den Miniſterialvertreter übereinſtimmend für ganz 
undiskutierbar. 
3. Der Durchſchnittsſatz von 1000 A als eigenes 
Kapital des Bauherrn erſcheint auch reichlich hoch, 
weil die Mafe der Wohnungsſuchenden 1000 A 
eben nicht beſitzt. ; 

Bei diejer Gelegenheit wird Klage darüber ge- 
führt, insbeſondere vom Vertreter der Stadt Köln, 
daß der Zinsfuß bei den ſtaatlichen Geldinſtituten 
zurzeit höher wäre, als bei den privaten Geld- 
inſtituten. Der Vertreter der Stadt Köln bpe- 
hauptete, daß in Köln 6 bis 7 prozentige kurzfriſtige 
Anleihen zu bekommen wären, während die ſtaat⸗ 
lichen Stellen 10, 12 und 14 Prozent verlangten. 

Zur Herabdrückung des Zinsfußes der erſten 
Hypothek iît im Landtagsbeſchluß der Vorſchlag ge⸗ 
macht, Zinszuſchüſſe zu geben. Die Hergabe ſolcher 
Zinszuſchüſſe war bereits bisher möglich, da nach 
den Richtlinien für die Hergabe von Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken geſtattet war, aus den rückfließen⸗ 
den Beträgen aus der Hauszinsſteuer (Zinſen, 
Tilgungsbeträge) ſolche Zinszuſchüſſe zu geben. 
Einzelne Städte haben von dieſer Möglichkeit auch 
Gebrauch gemacht, z. B. die Stadt Halle. Nunmehr 
wird aber verlangt, daß die Zinszuſchüſſe nicht nur 
aus dieſen Rückflüſſen, ſondern aus den Mitteln 
der Hauszinsſteuerhypotheken überhaupt gegeben 
werden ſollen. Die Nachteile dieſes Verfahrens 


240 A 


70. = 


120 = 
430 Mi 


nn 


liegen zunächſt darin, daß einmal eine Kürzung der 
Mittel für den Wohnungsneubau eintritt, was aber 
in Kauf genommen werden müßte und könnte, und 
daß andererſeits, und dieſer Nachteil erſcheint mir 
weſentlicher, der Druck zur allgemeinen Gr: 
mäßigung des Zinsfußes, der durch die hohen 
Mieten verurſacht wird, zu einem erheblichen Teile 
aufgehoben wird. Dieſer Nachteil iſt doch recht be⸗ 
denklich, denn man muß ſich darüber klar ſein, daß 
eines der Hauptziele der Wohnungsfinanzierung 
die Senkung des Zinsfußes für erſte Hypotheken 
bleiben muß. Das Verfahren bei der Hergabe von 
Zinszuſchüſſen in der Stadt Halle iſt im Preußiſchen 
Verwaltungsblatt Nr. 10 vom 5. Dezember 1925, 
Seite 98 abgedruckt. Es ſoll darnach der Stadt Halle 
möglich fein, mittels eines Fonds von 90 000 . bis 
zum 31. Dezember 1926 660 Neubauwohnungen 
dergeſtalt mit Zinszuſchüſſen zu verſehen, daß bei 
der einzelnen Wohnung eine Mietsherabſetzung 
von rund 135 „erfolgt, ſodaß die ſonſt erforderliche 
Miete von 667,50 A auf 532,50 A fib ermäßigt. Daß 
ſolche Einzelbeiſpiele zur Feſtſtellung der erforder- 
lichen Mindeſtmieten aus den verſchiedenſten Ge— 
ſichtspunkten heraus aufgeſtellt werden können, 
dürfte klar ſein. In der Sitzung der Wohnungs⸗ 
ausſchüſſe iſt ein angeblich im Volkswohlfahrts⸗ 
miniſterium errechnetes ſolches Beiſpiel erwähnt 
worden, deſſen Unterlagen aber nicht genannt wur⸗ 
den, bei dem das Ergebnis geweſen ſein foll: 950 A 
Miete. Daß beim Hören dieſer Summe ſofort die 
Frage auftaucht, wer kann eine ſolche Miete be— 
zahlen, iſt nicht verwunderlich. 

Bevor wir zur Feſtlegung eines Ergebniſſes 
dieſer Betrachtung kommen, muß noch eine Feſt⸗ 
ſtellung gemacht werden, die man für überflüſſig 
halten ſollte, die es aber leider immer noch nicht zu 
ſein ſcheint. Nämlich die Feſtſtellung, daß die Woh⸗ 
nungsnot nur zu beſeitigen iſt durch Neubautätig⸗ 
leit. Die Verſuche, mit Notwohnungen, Baracken 
uſw. der Wohnungsnot beizukommen, können nur 
unter beſonders ungünſtigen Verhältniſſen als PID 
viſoriſche Maßnahmen verantwortet werden. Sie 
ſind möglichſt zu vermeiden. 

Der Referent, Herr Stadtrat Fuchs, Breslau, 
hat den Wohnungsausſchüſſen des Deutſchen und 
des Preußiſchen Städtetags in Zuſammenfaſſung 
ſeines Referats Leitſätze unterbreitet, die in der 
Sitzung durchgeſprochen worden ſind, über deren 
endgültige Faſſung aber erſt in einer beſonderen 
Sitzung in Berlin beſchloſſen werden ſollte. Das 
Ergebnis des Durchſprechens der Leitſätze in der 
Sitzung Der Wohnungsausſchüſſe ſelbſt war jo, daß 
im weſentlichen ihr Inhalt auch noch nach der er- 
ſchöpfenden Ausſprache im Anſchluß an das er- 
ſtattete Referat als zutreffend anerkannt wurde. 
In Anlehnung an dieſes Ergebnis möchte ich 
folgende Forderungen aufſtellen, für deren 
Durchführung Reich, Staat und Gemeinden meines 
Erachtens bemüht ſein müßten, wenn im Jahre 
1926 ein erheblicher Schritt vorwärts in der Be⸗ 
kämpfung der Wohnungsnot gemacht werden ſoll: 


I. 

Zum Zwecke der Erreichung einer beſſeren 
Rentabilität bei Neubauwohnungen muß zunächſt 
die Erhöhung der Mieten in den Altwohnungen et? 
folgen, wahrſcheinlich jogar über die Friedens- 
mieten hinaus. u 

Dieſe Erhöhung kann und darf aber nur allmäh⸗ 
lich ſich der ſonſtigen Teuerung angleichen und es 
muß dabei unbedingt im Auge behalten werden, daß 
alle Mieten tragbar bleiben. 
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Das Ergebnis dieſer Mietenreform muß ſo ſein, 
daß die Mieten in den Neubauwohnungen die Mit- 
mieten nicht weſentlich überſteigen. 

Zur Erreichung des Zieles ift die Hauszinsſteuer 
in immer größerem Umfange zum Wohnungsneu- 
au zu verwenden. 

Bei dem heutigen Verfahren ſollten im Jahre 1926 
allgemein mindeſtens 20 Proz. der Friedensmieten 
zum Wohnungsneubau verwendet werden. 

Zweckmäßig erſcheint, die Hauszinsſteuer in ihrer 
heutigen Form möglichſt bald verſchwinden zu 
laſſen und ſich bei der Belaſtung, die dieſe Steuer 
ür die Grundſtücke bedeutet, darauf zu beſchränken, 
daß ſie nur ſo groß gemacht wird, als es zur 
Ninanzierung des Wohnungsneubaues erforder 

) tit. 

In der Gewährung der Hypotheken aus der 
Hauszinsſteuer oder aus dem Aufkommen zum 
Wohnungsneubau in anderer Form iſt den Ländern 
und den Gemeinden möglichſt viel Bewegungsfrei⸗ 
heit zu gewähren, denn wenn auch ganz allgemein 
die Anforderungen an Neubauwohnungen auf ein 

tinimum herabgeſchraubt werden müſſen, jo 
bleiben ſie doch in den einzelnen Ländern und Ge⸗ 
meinden, in Stadt und Land ſo verſchieden, daß nur 
von den mit den lokalen Verhältniſſen betrauten 
Stellen eine zweckentſprechende Verteilung der 
Mittel erfolgen kann. Auf keinen Fall ſollen die zu 
gewährenden Hypotheken zu gering bemeſſen 
werden. 

Die Verzinſung der Hauszinsſteuerhypotheken 
darf bis auf weiteres ein Prozent nicht überſteigen, 
eventuell iſt auf Verzinſung zunächſt ganz zu ver⸗ 
zichten. 

Zinszuſchüſſe, ſoweit ſie nach Durchführung der 
obigen Vorſchläge noch erforderlich find, um die 

tieten auf ein erträgliches Maß herabzudrücken, 
ſind aus dem Hauszinsſteueraufkommen zu ge- 
währen. Der Zinsfuß für erſte Hypotheken ſoll 
durch die Zinszuſchüſſe auf nicht über 6 Prozent 
herabgedrückt werden können. Doch darf die Bu- 
ſicherung dieſer Zinszuſchüſſe ſich jeweils nicht über 
einen größeren Zeitraum als ein Jahr erſtrecken. 

II. 
1 Reich und Länder haben ihnen gehöriges, zum 
Wohnungsbau geeignetes Gelände zu denſelben an⸗ 
gemeſſenen Bedingungen wie die Städte zur Ver- 
ügung zu ſtellen. 

Im Intereſſe einer geſunden Bodenvorratspolitik 
der Städte muß deren Eingemeindungspolitik mehr 
als ſeither von den Ländern mindeſtens inſoweit 
unterſtützt werden, als die Erweiterung der Gc- 
meindegrenzen für die Bodenvorratswirtſchaft er⸗ 
forderlich ift. 

Eine Erweiterung der Befugniſſe der Gemeinden 
in der Richtung der Enteignungsmöglichkeit für den 

ohnungsbau in Frage kommender Gelände ift er- 
forderlich. 

III. 


Die Preisſenkungsaktion der Reichsregierung 
Maß mit allem Nachdruck, vor allem in bezug auf 
katerialtoſten und Löhne, weiter verfolgt werden. 

Wenn die in Ausſicht geſtellten Steuerer— 
mäßigungen tatſächlich gewährt werden, fo muß da- 
Tar geſorgt werden, daß die verbilligenden Folgen 
ieſer Maßnahme ſich bei den Materialpreiſen ſofort 
ſichtbar auswirken. 


â Durch Reich und Länder muß dafür geſorgt wer- 
en, daß die Kapitalien der ſozialen Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften ſowohl, als auch der privaten Ver⸗ 


ſicherungsgeſellſchaften und die Gelder der übrigen 

für den Wohnungsbau in Betracht kommenden 

Geldquellen zum Zwecke der Wohnungsherſtellung 

in dem möglichen Ausmaß und zu annehmbaren Be- 

dingungen zur Verfügung ſtehen. 

Sparkaſſenmittel ſollen in weiteſtmöglichem Um⸗ 
fange zum Wohnungsneubau herangezogen werden. 
Von einem direkten Zwange ſoll zunächſt mit Rück⸗ 
ſicht auf die übrigen Aufgaben der Sparkaſſen ab⸗ 
geſehen werden. 

Mit der Hergabe von Arbeitgeberdarlehen für die 
Bedienſteten der Reichs- und Staatsbehörden muß 
mindeſtens in dem Umfange wie bisher ſolange 
fortgefahren werden, bis die Bedürfniſſe dieſer 
Kategorie von Wohnungsſuchenden befriedigt ſind. 

Die Zinsſätze der jtaatlichen Geldinſtitute müſſen 
geringer ſein, als die der privaten Geldquellen. 

V 

Auf Auslandsanleihen kann zunächſt für den Woh⸗ 
nungsneubau nicht völlig verzichtet werden. Es 
muß die Möglichkeit geſchaffen werden, ſolche An⸗ 
leihen in mäßigem Umfange direkt, in größerem 
Umfange durch Unterbringung von Pfandbriefen 
im Auslande zu beſchaffen. 

Dies wären Forderungen allgemeiner Natur. 
Für Oberſchleſien im beſonderen muß geſagt werden: 
y Auf Sonderunterſtützungsmaßnahmen bei der 
Herſtellung der erforderlichen Wohnungen kann 
Oberſchleſien nicht verzichten. Die Gründe für 
dieſe Forderungen ſind allgemein bekannt und im 
weſentlichen folgende: 
1. Der Zwang zur 

Flüchtlinge, 

2. das Zurückbleiben in der Wohnungsherſtellung 
gegenüber anderen Landesteilen wegen Der 
feindlichen Beſatzung, 

3. ii vieler Wohnungen während der Muf- 
tände. 

(Durch die provinzielle Wohnungs- und Für⸗ 
ſorgegeſellſchaft für Oberſchleſien iſt errechnet wor⸗ 
den, daß Oberſchleſien durch dieſe Umſtände bei der 
normalen Bekämpfung der Wohnungsnot auf 
gleicher Grundlage gegenüber den anderen Landes⸗ 
teilen um über 5000 Wohnungen zurück iſt, d. h. 
wenn wir in Oberſchleſien lediglich dieſelbe Woh⸗ 
nungsnot zu bekämpfen gehabt hätten wie die im 
Innern Deutſchlands liegenden Landesteile, und 
wenn in Oberſchleſien zum ſelben Zeitpunkt mit der 
Errichtung neuer Wohnungen hätte begonnen mer= 
den können, ſo müßten in Oberſchleſien heute 
5000 Wohnungen mehr vorhanden ſein, als tatſäch⸗ 
lich vorhanden ſind.) 

Wir müſſen meines Erachtens ohne Einſchränkung 
anerkennen, daß unſere Regierung mit Erfolg be- 
müht geweſen iſt, die erforderlichen Sondermaß⸗ 
nahmen für Oberſchleſien im weiteſtmöglichen Um⸗ 
fange durchzuſetzen. Wir müſſen aber an dieſe Feſt⸗ 
ſtellung die dringende Bitte knüpfen, daß die Re⸗ 
gierung in ihren Bemühungen nicht nachlaſſen, ſon⸗ 
dern daß ſie ſie in Zukunft noch möglichſt ſteigern 
möge, denn nur bei Anſpannung aller Kräfte und 
Ausſchöpfung aller Möglichkeiten kann gehofft wer⸗ 
den, daß in abſehbarer Zeit auch in Oberſchleſien 
die Wohnungsnot auf ein einigermaßen erträgliches 
Maß zurückgedämmt werden kann. 


Unterbringung der vielen 


Der Rheiniſche Verein für Kleinwohnungsweſen, 
Düſſeldorf, bittet uns um Aufnahme folgender Notiz: 
In unſerer Hauptverſammlung am 17. d. Mls. 
ſprach Herr Regierungspräſident Krüger = Lüneburg 
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über „Das Schlagwort vom Unfug des Bauens und 
die Folgerungen für die zukünftige Geſtaltung des 
Wohnungsbaues.“ Seine Ausführungen gipfelten in 
folgenden Leitſätzen: 


1. Alle an der Bekämpfung der Wohnungsnot und 
am gemeinnützigen Kleinwohnungsbau intereſſierten 
Kreiſe verurteilen auf ſchärfſte die Angriffe, die 
neuerdings gegen die Fortführung des gemeinnützigen 
Kleinwohnungsbaues gerichtet worden ſind, und die 
dazu geführt haben, daß in der Preſſe „Vom Unfug 
des Bauens“ geſchrieben worden iſt. 


2. Die Verwendung von Kapital zum gemein⸗ 
nützigen Kleinwohnungsbau dient nicht, wie fälſchlich 
behauptet wird, nur „konſumtiven Zwecken“, ſie iſt 
vielmehr im höchſten Grade produktiv. Denn ſie trägt 
zur Erhaltung und Förderung der menſchlichen 
Arbeitskraft bei, alfo der wertvollſten Produktiv- 
kraft, über die unſere Wirtſchaft überhaupt verfügt. 
Sie regt aber ferner direkt und indirekt einen großen 
Teil der Induſtrie und der Landwirtſchaft an. 


3. Die Verwendung von Kapital für den gemein⸗ 
nützigen Kleinwohnungsbau iſt auch für die öffent⸗ 
lichen Finanzen vorteilhaft. Sie erſpart Aufwendungen 
für die Erwerbsloſen und bringt dem Reich, den 
Ländern und den Gemeindeverbänden andererſeits 
mannigfache Steuereinnahmen. 


4. Die Verwendung der dem Wohnungsbau zu⸗ 
geführten Kapitalien zu induſtriellen Inveſtierungs⸗ 
oder Betriebskrediten kann nicht in Frage kommen, 
da die für den Wohnungsbau beſtimmten Gelder zum 
großen Teil mündelſicher angelegt werden müſſen. 


5. Es iſt falſch, einen Gegenſatz zwiſchen den Inter⸗ 
eſſen der Induſtrie und dem Wohnungsbau zu kon⸗ 
ſtruieren. Weite Kreiſe der Induſtrie, auch der 
Schwerinduſtrie, haben ein erhebliches Intereſſe 
daran, daß eine rege Bautätigkeit entfaltet wird. Die 
Kredite für den Wohnungsbau ſichern ihr erſt Abſatz 
und damit die Möglichkeit lohnender Beſchäftigung. 


6. Auch der auf dem Dawesgutachten beruhende 
Londoner Zahlungsplan ſteht der Förderung des 
Kleinwohnungsbaues nicht entgegen, er fordert viel⸗ 
mehr eine möglichſt lebhafte Bautätigkeit, da 
Zahlungen an den Agenten für Reparationszahlungen 
nur möglich ſind, wenn alle Zweige der Wirtſchaft ſo 
vollkommen wie irgend möglich beſchäftigt ſind. 


7. Auslandsanleihen für den Wohnungsbau dürfen 
bei der heutigen währungs⸗ und wirtſchaftspolitiſchen 
Lage nur dann verwendet werden, wenn der in⸗ 
ländiſche Kapitalmarkt nicht ausreicht. Dabei iſt 
darauf zu ſehen, daß bei der Umwandlung der fremden 
Deviſen in inländiſche Zahlungsmittel inflationiſtiſche 
Nebenwirkungen vermieden werden. Die Zins⸗ und 
Tilgungsbedingungen ſind der Lage unſerer Wirt⸗ 
ſchaft und den Erforderniſſen des Wohnungsbaues 
anzupaſſen. Es wäre aber falſch, ausländiſche An⸗ 
leihen für den Wohnungsbau völlig zu verhindern. 
Denn der Schaden, der unſerer Wirtſchaft und unſerer 
Währung durch Stillegung der Bautätigkeit erwachſen 
würde, würde größer ſein, als die Nachteile aus der 
Verwendung der Auslandsanleihe für den Wohnungs⸗ 
bau. 


8. Auch in Zukunft müſſen zur Unterſtützung der 
Bautätigkeit Hauszinsſteuerhypotheken auf Grund 
eines Wohnungsbauprogramms für das ganze Reich 
zur Verfügung geſtellt werden und zwar rechtzeitig 
und in genügendem Umfang. Doch muß vielmehr 
Zweckmäßigkeit und Sparſamkeit beim gemein⸗ 
nützigen Wohnungsbau obwalten: Reich, Länder, Ge⸗ 
meinden, Realkreditinſtitute, Bauherren, Architekten 


und Bauunternehmer, Bauſtoffinduſtrie und Bauſtoff⸗ 

handel müſſen bemüht ſein, mit den vorhandenen Dë 

ſchränkten Mitteln ſoviel zweckmäßige und genügende 

Wohnungen wie möglich herzuſtellen. 

9. Im einzelnen iſt dazu erforderlich: 

a) der Bau von kleinen und billigen Wohnungen in 
Kleinhäuſern mit Gärten für die minderbemittel⸗ 
ten Volksſchichten in größerem Umfange als 
bisher, 

b) möglichſte Herabſetzung der Baukoſten und der 
Koſten für die Ausführung der Straßen, für die 
Verſorgung mit Waſſer, Gas und elektriſchem 
Strom uſw., 

c) Verminderung der Koſten für die einzelnen 
Wohnungen durch Vergebung der Bauaufträge im 
großen, ferner durch Rationaliſierung ber Bauz 
ſtoffinduſtrie und des Bauhandwerks, 

d) Anwendung des Reichsheimſtättengeſetzes vom 
10. Mai 1920 (R.⸗G.⸗Bl. S. 962) wegen der damit 
verbundenen Erſparniſſe an Steuern, Stempel⸗ 
koſten und Gebühren. 


Den Ausführungen des Herrn Oberregierungsrats 
Schierer⸗Breslau lagen folgende Geſichtspunkte 
zugrunde: 

Die Heimſtätte iſt die erſte Verwirklichung des 
Artikels 155 der Reichsverfaſſung und beruht gleich⸗ 
zeitig auf den Artikeln 119 und 120, welche die Rein⸗ 
erhaltung, die Geſundung und ſoziale Förderung der 
Familien verlangen. Eine Reichsheimſtätte iſt ge⸗ 
wiſſermaßen das Fideikommiß des Bürgers. Die 
Heimſtätte gewährt der Familie, ſolange ſie ſeßhaft 
bleiben will und kann, eine dauernde Unterkunft auf 
einem Stück Heimaterde. Muß eine Heimſtätte auj- 
gegeben werden, fo foll fie unverteuert und unter den- 
ſelben günſtigen Bedingungen einer anderen Familie 
die Anſiedlung ermöglichen. 


In Preußen gibt es Wohnheimſtätten, d.h. 
ein Einfamilienhaus mit Nutzgarten und Heim- 
ftättengärten. Dieſe beruhen auf 5 30 des 
Reichsheimſtättengeſetzes, wonach auch Grundſtücke, 
die für nicht gewerbsmäßige gärtneriſche Nutzung 
dienen (Kleingärten, Laubenland), als Heimſtätte aus 
gegeben werden können. Eine beſondere Rechtsform 
für Preußen ſind die Heimſtättengebiete. — Die 
weſentlichſten Beſtimmungen über die Heimſtätten 
beziehen ſich auf die Sicherung vor überſchuldung und 
Zwangsverſteigerung. So iſt die Zwangsvollſtreckung 
in eine Heimſtätte wegen einer perſönlichen Schuld 
des Heimſtätters unzuläſſig. Jede unvorſichtige oder 
untragbare Belaſtung ift ausgeſchloſſen, weil die Ber 
laſtung der Heimſtätte der Zuſtimmung des Ausgebers 
bedarf, andererſeits beugt aber das Heimſtättenrecht 
auch einer ſpekulativen Ausnutzung der Heimſtätte vor 
inſofern, als für die Belaſtung mit Hypotheken, 
Grundſchulden und Rentenſchulden auf die Heimſtätte 
eine Verſchuldungsgrenze eingetragen werden kann. 
Bei der Veräußerung der Heimſtätte hat der Ausgeber 
das Vorkaufsrecht und kann verlangen, daß ihm 
die Heimſtätte übertragen wird (Heimfallanſpruch), 
wenn der Heimſtätter ſie nicht dauernd ſelbſt bewohnt 
oder ſelbſt bewirtſchaftet, oder wenn er grobe MiB 
wirtſchaft treibt. Bei Ausübung des Vorkaufsrechtes 
oder des Heimſtättenanſpruches hat der Ausgeber als 
Kaufpreis höchſtens den Betrag zu zahlen, der ſich 
bei Zugrundelegung des für den Boden bei Errichtung 
oder Vergrößerung der Heimſtätte feſtgeſetzten Be⸗ 
trages unter Hinzurechnung des noch vorhandenen 
Wertes etwaiger Baulichkeiten und Verbeſſerungen 
ergibt. Soweit der Wert des Bodens ſich verringert 
hat, iſt der niedrigere Betrag einzuſetzen. 
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Nebenleiſtungen, zu denen ſich der Käufer der 
Heimſtätte verpflichtet hat, bleiben bei Ausübung des 
Vorkaufsrechtes außer Betracht. 

Macht der Ausgeber von ſeinem Vorkaufsrecht 
oder ſeinem Heimfallanſpruch Gebrauch, ſo kann er 
einen Dritten bezeichnen, an den der Heimſtätter die 
Heimſtätte aufzulaſſen hat. 


Alle zur Begründung und Vergrößerung von 
Heimſtätten erforderlichen Geſchäfte und Verhand⸗ 
lungen ſind von allen Gebühren, Stempelabgaben und 
Steuern des Reiches, der Länder und ſonſtigen öffent⸗ 
lichen Körperſchaften befreit. Die Gebühren⸗, Stempel⸗ 
und Steuerfreiheit iſt durch die zuſtändige Behörde 
ohne weitere Nachprüfung zuzugeſtehen, wenn der 
Ausgeber verſichert, daß der Antrag oder die Hand⸗ 
lung zur Durchführung eines ſolchen Verfahrens er⸗ 
folgt. Die Eigenſchaft als Heimſtätte kann auch vor 
der Bebauung eingetragen werden und kann um⸗ 
gekehrt auch bei einem bereits bebauten Grundjtücke, 
ſofern es den an eine Heimſtätte zu ſtellenden Voraus⸗ 
ſetzungen entſpricht, eingetragen werden. 

Beſonders beachtenswert ſind die Preußiſchen Be⸗ 
ſtimmungen über Heimſtättengebiete. Das 
Weſentliche eines Heimſtättengebietes ift feine vor: 
ausſchauende Abgrenzung. Dieſe kann ein 
Gelände umfaſſen, das zum Teil ſogar bereits bebaut 
iſt. Bedingung iſt nur, daß die vorhandenen Gebäude 
und ſonſtigen Anlagen der Zweckbeſtimmung des 
Heimſtättengebietes nicht abträglich ſind, dann können 
ſie auch ohne Bindung durch das Reichsheimſtätten⸗ 
geſetz in dem Gebiete verbleiben. Es iſt auch nicht 
nötig, daß das abgegrenzte Gebiet ſogleich reſtlos in 
einzelne Heimſtätten aufgeteilt wird, ſondern man hat 
ſich ein Heimſtättengebiet ähnlich vorzuſtellen, wie 
eine von der Baupolizeibehörde feſtgeſetzte Bauzone, 
in der nur Flachbauweiſe in Geſtalt von Einfamilien⸗ 
wohnhäuſern zuläſſig iſt. 

Auch für die Heimſtättengebiete gelten eine Anzahl 
wichtiger Befreiungen und Vorzüge. Der wichtigſte 
Punkt ift hier die Bodenpreisbildung. Für Die Heim⸗ 
ſtättengebiete hat Der Preußiſche Miniſter für Volks- 
wohlfahrt Muſter zu Ortsſatzungen und Polizeiverord⸗ 
nungen herausgegeben, welche die Abgrenzung von 
ſolchen Gebieten für die einzelnen Gemeinden außer⸗ 
ordentlich erleichtern. 

Es kann den Gemeinden nur immer wieder drin⸗ 
gend empfohlen werden, fih mit dieſem, für die 

odenpreisbildung und für eine geſunde Siedelungs⸗ 
politik ſo überaus wichtigen Problem vertraut zu 
machen und mit der Abgrenzung von Heimſtätten⸗ 
gebieten unverzüglich vorzugehen. Die geſamte Heim⸗ 
ſtättenbewegung läßt fid) in folgenden Leitſätzen zu- 
ſammenfaſſen: 


1. Gemeinden, große und kleine, grenzt Heimſtätten⸗ 
gebiete ab! — Das koſtet euch, auch als Ausgeber, 
keinen Pfennig und bedeutet vorſorgliche Boden⸗ 
vorrats- und Bodenpreispolitik. Bodenpreis⸗ 
ſenkung durch Baubeſchränkungen. Aufteilung 
des abgegrenzten Gebietes braucht erſt allmählich 
und ſelbſt im Enteignungsfalle erſt binnen zehn 
Jahren zu erfolgen. 

2. Heraus in die Öffentlihkeit mit dem Heimſtätten⸗ 
gedanken durch Artikel in den Tageszeitungen, 
Plakate, Aufklärungsvorträge uſw. 


Vorteile der Reichsheimſtätte: 

Erleichterte Landbeſchaffung. — Anſpruch auf 
bevorzugte Berückſichtigung bei Ausgabe der 
Hauszinsſteuerhypotheken. — Bauerleichterungen 
> Steuer⸗ und Gebührenerſparniſſe. — Eigentums⸗ 
ſchutz (keine Zwangsverſteigerung). — Bei Klein⸗ 


gärten braucht Pachtform nicht ſofort in Eigen⸗ 
tumsform überzugehen. 


3. Kreiſe und Städte, beachtet, daß ihr bei Ausgabe 
der Hauszinsſteuerhypotheken gemäß Ziffer 3 der 
Richtlinien des Miniſters für Volkswohlfahrt und 
des Finanzminiſters vom 27. II. 1926 Reichsheim⸗ 
ſtätten bevorzugt zu berückſichtigen habt. 


4. Regierungspräſidenten (Bezirkswohnungskom⸗ 
miſſare), vergeßt nicht, bei Ausſchüttung des 
Wohnungsfürjorgefonds, diejenigen Städte und 
Kreiſe zu bevorzugen, die Heimſtättenpolitik mit 
Erfolg betreiben. 


In dem in der Verſammlung erſtatteten Geſchäfts⸗ 
bericht wurde hervorgehoben, daß der Verein eine 
ſtarke Steigerung ſeiner Wirkſamkeit im letzten Jahre 
erlebt hat. Es haben zwei öffentliche Veranſtaltungen 
ſtattgefunden, der Vortrag des Direktors der 
Bayeriſchen Handelsbank, Hofrat Steyrer-München, 
über Wiederaufbau des Realkredites für den Woh⸗ 
nungsbau in Elberfeld und die Rheiniſchen Siedlungs⸗ 
tage in Köln mit Referaten namhafter Fachleute über 
Fragen der Landesplanung, der Großſtadtgeſtaltung 
und Gartenſtadtſiedlung. Die Zeitſchrift „Rheiniſche 
Blätter für Wohnungsweſen und Bauberatung“ iſt ſehr 
weitgehend ausgeſtaltet worden mit Abhandlungen und 
Abbildungen über architektoniſche und wohntechniſche 
Fragen und ſolche der Wohnungsbaufinanzierung, 
Organiſation und des Wohnungsrechtes. In umfang⸗ 
reicher Beratungstätigkeit wurden die gemeinnützigen 
Bauvereine zu fördern geſucht und erſtrebt, daß un⸗ 
zulängliche, nicht lebensfähige Bauvereine nicht ent⸗ 
ſtanden. Energiſch vorgegangen wurde gegen die über⸗ 
lokalen Eigenheimſparorganiſationen, in deren redt- 
licher und wirtſchaftlicher Ausgeſtaltung ſchwere Be- 
denken für die Sicherheit der ihnen anvertrauten 
Gelder geſehen wurden. Auch die Bauberatungsſtelle 
des Vereins war ſtark beſchäftigt mit der arcpiteRto- 
niſchen und wohntechniſchen Beratung von einzelnen 
Wohnungsbauten und Wohnungsſiedlungen. Bemer⸗ 
kenswert iſt, daß auch das Saargebiet wieder in den 
Bereich ihrer Wirkſamkeit einbezogen wurde. Den 
in vieler Beziehung lehrreichen und vorbildlichen 
Kleinwohnungsbauten in Holland ſchenkte die Bau⸗ 
beratungsſtelle eingehende Beachtung. Zu Wohnungs⸗ 
bau⸗ und Siedlungsplanwettbewerben wurde ihr 
Leiter mehrfach als Preisrichter herangezogen. Die 
diesjährige Tagung der Bauberatungsſtelle ſoll mit 
derjenigen des Deutſchen Ausſchuſſes für wirtſchaft⸗ 
liches Bauen Anfang Juni in Düſſeldorf ſtattfindenden 
vereinigt werden. Namhafte Fachleute find als Re- 
ferenten gewonnen. 

Der Mitgliederkreis des Rheiniſchen Vereins iſt 
durch Werbetätigkeit erweitert worden, ſo daß jetzt 
faſt alle rheiniſchen Gemeinden und die Mehrzahl der 
rheiniſchen Baugenoſſenſchaften ihm angehören. Die 
infolge der erweiterten Tätigkeit erhöhten Mehr⸗ 
ausgaben über die Einnahmen wurden vertragsgemäß 
von der Rheiniſchen Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft 
übernommen. 


„Wirkung und Zweckmäßigkeit der Verunſtaltungs⸗ 
gefeke.“ 
über dieſes Thema ſpricht Oberbaurat Dr.-Ing. 
Hellweg am 20. Juni, vormittags 12% Uhr, im 
Vortragsſaal des Schleſiſchen Muſeums für Kunſt⸗ 
gewerbe und Altertümer in Breslau, Graupenſtraße. 
Der Vortrag wird vom Schleſiſchen Bund 
für Heimat ſchutz veranſtaltet, auch Nicht⸗ 
angehörige des Bundes ſind als Gäſte willkommen. 
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Herr Oberbaurat Hellweg ift zurzeit mit Der Re- 
vifion des Hamburgiſchen Baupflegegeſetzes beſchäftigt 
und wird in erſter Linie über die Hamburgiſchen 
und Preußiſchen Geſetze dieſer Art ſprechen. Der 
Vortrag wird ſich im weſentlichen mit der Frage 
des Ausbaues und der Verbeſſerung der Denkmals⸗ 
pflege und des Heimatſchutzes befaſſen und die Zweck- 
mäßigkeit der Hamburger Regelung gegenüber der 
Preußiſchen vor Augen führen. Wir ſtehen in einer 
neuen Entwicklung unſerer geſamten Bauauffaſſung. 
Hier iſt die grundlegende Frage, wie ſtellen wir 


= zu den äſthetiſchen Fragen der Baupflege, 
0 gAn ie find fie überhaupt durchführbar 
und zweckmäßig? Es ijt zweifellos erwünſcht, 


die Baukultur unſeres geſamten Landes ſo zu heben, 
daß wir Einheitlichkeit und Qualität bekommen. Ein 
gangbarer Weg iſt jedoch bis jetzt noch nicht gefunden 
worden. Eine Diskuſſion im Anſchluß an den Vortrag 
wird Gelegenheit zur Klärung der Frage geben. 8. 


Die ſtaatliche Baugewerkſchule Dt. Krone beſichtigt 
am 4. d. Mts. unter Führung von Herrn Studienrat 
Dipl.⸗Ing. Karſch mit 12 Schülern der ſtaatlichen 
Baugewerkſchule in Deutſch⸗Krone einige Siedlungen 
der Schleſiſchen Heimſtätte bei Hirſchberg, unter 
anderem die Siedlung der Baugenoſſenſchaft Schwarz⸗ 
bach. Pläne und Ausführung der Haustypen wurden 
für muſtergültig erklärt. Vorlagen derſelben kommen 
als Muſterbeiſpiele zweckmäßigen und wirtſchaft⸗ 
lichen Kleinwohnungsbaues im Unterrichtsgebäude der 
Baugewerkſchule zum Aushang. Sa! 


Auswirkung der Beamtenfiedlungsverordnung. 


Von Johannes Lubahn, Leiter des Heimſtätten⸗ 
amts der deutſchen Beamtenſchaft E. V. 


Auf meinen Antrag nahmen Ende 1923 alle im 
Heimſtättenamt der deutſchen Beamtenſchaft ver- 
einigten Beamtenorganiſationen die Forderung 
auf, den abgebauten Beamten die Möglichkeit zu 
geben, eine Heimſtätte zu erwerben, in der ſie 
gärtneriſch oder landwirtſchaftlich ſich betätigen 
können. Es kam die Beamtenſiedlungsverordnung 
vom 11. Februar 1924. Dieſe gilt für Reichsbeamte. 
Preußen ſchuf dieſelben geſetzlichen Beſtimmungen 
für ſeine Beamten und Lehrer. 

Die Beamtenſiedlungsverordnung verwandelt 
einen Teil des Ruhegehalts in eine wertbeſtändige 
Zeitrente, die zur Schaffung eines Kapitals zur 
Errichtung einer Heimſtätte dienen ſoll. Das Reich 
und auch Preußen gaben hierzu einen beſonderen 
Kreditfonds. 

Die Durchführung der Beamtenſiedlungsverord⸗ 
nung lag in den Händen des Heimſtättenamts der 
deutſchen Beamtenſchaft, der Deutſchen Wohn⸗ 
jtätten = Bank und der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften. Nach § 2 der B. S. V. find geeignete 
Maßnahmn gegen die Möglichkeit der Spekulation 
mit den Grundſtücken zu treffen. Wo die Möglich⸗ 
keit gegeben iſt, ſoll die Rechtsform der „Reichs⸗ 
heimſtätte“ in Anwendung kommen. Weit über- 
wiegend haben wir deshalb Reichsheimſtätten er- 
richtet. Wo die Möglichkeit nicht gegeben war, 
wurde ein Wieder- oder Ankaufsrecht eingetragen. 

Unter dem Vorſitz von Remmers nahm der 
Aufſichtsrat des Heimſtättenamts der deutſchen Be- 
amtenſchaft, in dem alle Spitzengewerk⸗ 
ſchaften vertreten jind, den regſten Anteil 


an allen Arbeiten bei der Durchführung der Bes 
amtenſiedlungsverordnung. Ganz beſonderen Dank 
verdienen die vom Heimſtättenamt der deutſchen 
Beamtenſchaft ernannten Beamtenſiedlungs⸗ 
beiräte, die in den einzelnen Provinzen die 
Intereſſen der abgebauten Beamten wahrzu⸗ 
nehmen haben. Sie haben eine reiche mühevolle 
Arbeit gehabt. Ihre Sachkenntnis und ihre große 
Liebe zur Sache überwanden alle Schwierigkeiten. 


Was iſt in der gemeinſamen Arbeit erreicht 
worden? 

Bis Ende April 1926 jin) weit über- 
wiegend durchgeführt oder zum klei⸗ 
nen Teil noch in der Durchführung be⸗ 
griffen 2972 feſt zugeſagte Anträge von den 
abgebauten Beamten. 

Die gewährten Kredite wurden verwendet von 
2114 Beamten zum Neubau, von 605 Beamten zum 
Ankauf fertiger Heimſtätten, von 253 Beamten für 
Heimſtättengärten und Verbeſſerung beſtehender 
Siedlungen, ſowie zum Zukauf von Land. 

Der Neubau der Heimſtätten iſt faſt vollſtändig 
vollendet. Von den 2972 berückſichtigten Anträgen 
entfallen auf 
Beamte der Reichsbahn. 
Beamte der Reichspoſt 
Beamte der Reichsverwaltung 11,07 To, 330 
Beamte der Reichsbank. 0,65 %, 19 


Auf die Länder verteilen ſich die Anträge wie folgt 


Reichs | Rei 
bahn pojt 


64,05 %, 1903 
24,23 %, 720) 
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Oſtpreußen 
Groß Berlin 
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Die Berteilung Der gewährten Kredite auf die Länder a) bei Neubauten: 


b) Wiesbaden : 
Rheinprovinz. 


Bayern. 
Sachſen 
Württemberg . 
Hoben ER 
Thüringen . 
Seffen . 
Hamburg 


Mechlenburg- Schwerin. 


Oldenburg. 
F ` 


g⸗Strelitz 


aldeck . . 
Schaumburg⸗Lippe 


Auf die Gehalts- und Altersgruppen verteilen ſich die 


Anträge wie folgt: 
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ſieht folgendermaßen aus: Geſamtkoſten „ 12000,— 
davon eigene Mittel. # 1380,— 11,26 & 
Hauszinsſteuerhypothen . 4090,— 34,11% 
ſonſtiges Leihkapitall = 1230,— 10,17% 
16,08 % 
E Beamtenſiedlungsfonds: 
eeben, a 1. Rentenkredit 2000,— 
roß Berlin ut 2. Zwiſchenkredit 3300,— + 5300, — 44,46% 
Brandenburg . 22 ——- 28,38 % 
SE b) bei Ankauf fertiger Heimſtätten: 
Niederſchleſien. 2 Geſamtkoſten SE M 6 900,— 
Oberſchleſien . 2 eigene Mitte 1 450 6,5 5 
Provinz Sachſen 10 Reſtkaufgeld 2180,— 31,53 4 
Schleswig⸗Holſtein . 7 Beamtenſiedlungsfonds: 
Hannover 15 1. Rentenkredit 2 000,— 28,28 % 
Weſtfalen 9 2. Zwiſchenkredit 2270,— = 4270,— 33,69 % 
Ka aku EE 61,97 5 


Wettbewerb Striegau. 

Wir veröffentlichen nachſtehend noch einen Mus- 
zug aus dem Programm zum Wettbewerb für einen 
Beſiedlungsplan der Stadt Striegau. 

I. Allgemeines. 

Die Stadt Striegau jowie die wirtſchaftlich mit 
ihr eng verbundene Gemeinde Gräben und das 
Dorf Haidau zählen gegenwärtig rund 16 500 Ein- 
wohner. Eine lebhafte Entwicklung der Stadt, die 
früher wahrzunehmen war, wurde durch den Krieg 
unterbrochen. Sie wird vorausſichtlich in abſeh⸗ 
barer Zeit wieder einſetzen und eine nach klaren 
Geſichtspunkten geregelte bauliche Geſtaltung er- 
fordern, an der es bisher gefehlt hat. 5 

Die wirtſchaftlichen Grundlagen der Stadtent- 
wickelung beruhen neben der Verſorgung der rein 
ländlichen Umgebung auf den in Striegau 
heimiſchen gewerblichen Unternehmungen. (Sind 
im Plan M 1: 5000 kenntlich gemacht.) 

Von faſt allen Arbeiterfamilien arbeiten die 
Frauen und erwachſenen Kinder in den Fabriken 
(Bürſten⸗Induſtrie, Strumpffabrik Zigarrenfabrik]. 
Es kommt nur ein geringer Bruchteil (5% in 
Frage, welcher der Beſchäftigung in der Landwirt⸗ 
ſchaft nachgeht. Die Möglichkeit hierzu tritt nur in 
der Erntezeit ein. 


tsgruppe 1: = 4 0,13 An Kleingärten iind z. Zt. ca. 600 vorhanden. 
5 = (e I = 59 = 191% In den Induſtrien jind etwa 2300 Perſonen d. h. 
1 III = 621 = 20,89 % einſchl. der Familien 60—70% der Geſamtbevöl⸗ 
7 D = 511 =. 1715 & feruuna bejbaftiat. 
2 V — 6l4 = 20,65 * Neben den erwähnten Gewerbszweigen iit. insbe- 
9 VI — 486 = 14,6% jondere im Gräben und Haidau, Landwirtſchaft ver= 
4 VIL = 390 = 1311% treten und amar in der Form von Ackerwirtſchaften, 
y VII = 191 = 662% die im Durchſchnitt 20—500 Morgen umfaſſen. Die 
85 IX NEN 2485 Zahl der von der Landwirtſchaft lebenden Familien 
$ EI EUER, 2 beträgt etwa 75. 
ys XI = 35 = 131% Die geſchilderten Wirtſchaftsbedingungen werden 
5 XI = 9 = 030% ſich vorausſichtlich auch in Zukunft nicht weſentlich 
2 AU — 9183 2 ändern. 
Im Alter unter 30 Jahren 9 = 0,30 & II. Aufgaben des Wettbewerbs. 
von 30—35 „ = 154 = 518% Gegenſtand des Wettbewerbs iſt 
„ 86—40 „ = 309 = 10,36 % a) der Entwurf eines Flächenaufteilungsplanes 
„ 41—45 „ = 428 14,51 K* für das Striegauer Stadtgebiet und die Ge⸗ 
„ 46—50 „ =5 = 1994 & meindegebiete von Gräben und Haidau i. M. 
" 51—55 " = 549 = 18,42 * 1 25 000, 
„ 96—60 e 579 = 1949 % b) der Entwurf eines Beſiedlungsplanes i. M. 
„ 61265 „ = 944. — 11,57 K* 1 : 5000. 
über 65 „ 6 = 0728 K Der Entwurf zu a ſoll die Gebiete 
SG Finanzierung geſtaltet fid im Durchſchnitt wie 1. für landwirtſchaftliche Erzeugung, 


2. für Eiſenbahn⸗ und ſonſtige Verkehrsanlagen, 
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3. die Gewerbegebiete, 

4. die der Erholung dienenden öffentlichen Grün- 
anlagen und Kleingartengebiete, 

5. die Wohngebiete 

ausweiſen. 

Der Beſiedlungsplan zu b foll in Anpaſſung an 
das bereits bebaute Stadtgebiet und an die Orts⸗ 
lagen von Haidau und Gräben die Art der Be⸗ 
bauung für die Zukunft beſtimmen. Er ſoll die 
Unterlage für die Anlegung der Straßen, Plätze, 
Verkehrsbänder, Grünflächen, Kleingärten und 
Heimſtätten, ſowie der Anlagen für Sport und Spiel, 
auch Kinderſpielplätze bilden und die Ausweiſung 
u. Geſtaltung der Wohn- und Gewerbegebiete Dar- 
ſtellen. 

Für beide Pläne iſt eine Geſamtbevölkerungszahl 
von 22 bis 23 000 Einwohnern, d. h. alfo ein Zu⸗ 
wachs von etwa 6000 Einwohnern zugrunde zu legen. 

In dem Plan zu b find Vorſchläge für eine Ber- 
teilung der Bauzonen, Bauklaſſen und Bauſtaffeln 
gemäß 5 7 der Polizeiverordnung des Regierungs⸗ 


bezirks Breslau vom 27. Oktober 1922 zu machen. 
Dabei iſt auf eine tunlichſte Auflockerung und auf 
einen zweckmäßigen Anſchluß an die bereits vor- 
handene Bebauung Rückſicht zu nehmen. ` 

Bei dem Plan zu b wird insbeſondere auch eine 
Regelung und Verbeſſerung der Verkehrsverhält⸗ 
nijfe unter Berückſichtigung des zunehmenden Kraft- 
wagenverkehrs anzuſtreben ſein. 

In günſtiger Verbindung mit dem nördlichen 

Stadtteil oder in der Nähe der nördlichen Prome⸗ 
nade iſt ein geeigneter Platz zur Errichtung eines 
Schulgebäudes für 400 Schüler vorzuſehen. 
Im übrigen ſind die erforderlichen öffentlichen 
Gebäude, insbeſondere Schulen, im Zuſammenhang 
mit den vorgeſchlagenen neuen Wohngebieten zu 
planen. 

Die Entmürfe find durch einen kurz gefaßten Ur: 
läuterungsbericht zu ergänzen, der die maßgebenden 
Geſichtspunkte beleuchtet und der die erforderlichen 
zahlenmäßigen Nochweiſe für die vorgeſchlagenen 
Flächenbemeſſungen enthalten ſoll. 


Bedingungen 
für die durch Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt, Berlin SW 68, Schützenſtraße 26, weiterbegebenen 
Zwiſchenkredite des Reichs zur Förderung des Kleinwohnungsbaues. 


I. Antrag. 

Anträge auf Gewährung von Zwiſchenkrediten 
ſind an die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt in 
Berlin SW 68, Schützenſtraße 26, durch die Schleſ. 
Heimſtätte, Prov. Wohnungsfürſorge G. m. b. H. 
in Breslau und die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft 
für Oberſchleſien, G. m. b. H. in Oppeln, zu richten. 

Mit den Anträgen ſind folgende Unterlagen für 
das Pfandgrundſtück einzureichen: : 

1. eine einfache Abſchrift des Grundbuchblatts, 
evtl. des Erbbaugrundbuchblatts und Abſchrift 
des Erbbauvertrages, 

2. ein Auszug aus der Grundſteuermutterrolle 
nebſt kataſteramtlicher Handzeichnung, 

3. eine Beſcheinigung der Aufwertungsſtelle, daß 

Aufwertungsanſprüche aus gelöſchten Papier⸗ 

markhypotheken oder Reſtkaufgeldern, für 

welche das Grundſtück haften würde, nicht ange⸗ 
meldet ſind, 

. ein Finanzierungsplan, 1 

die Bauzeichnungen für das Bauvorhaben. 

II. Hergabe der Kredite. 

Die Zwiſchenkredite werden den Bauherren als 
Vorſchuß auf erſtſtellige hypothe⸗ 
kariſche Darlehen gegeben, die nach Fertig- 
ſtellung der Bauvorhaben bei der Preußiſchen 
Landespfandbriefanſtalt zu deren allgemeinen Be⸗ 
leihungsbedingungen aufzunehmen ſind. Als Bau⸗ 
vorhaben kommen nur neu zu errichtende Klein- 
wohnungen in Frage, die nach den Beſtimmungen 
der Länder Hauzinsſteuerhypotheken erhalten oder 
erhalten könnten und bei denen die Gewähr ge⸗ 
geben iſt, daß ſie nicht zu ſpekulativen Zwecken ver⸗ 
wendet werden. Dabei müſſen ſich Gemeinden, in 
denen Kleinwohnungsbauten unter Inanſpruch⸗ 
nahme des Reichskredites errichtet werden, ver- 
vichten, auch Erſatzwohnungen oder Unterkunfts⸗ 
räume in angemeſſener Zahl zu erſtellen, um für 
ſolche Mieter, insbeſondere aſoziale, Wohnraum zu 
beſchaffen, die auf Grund der Mieterſchutzgeſetze 
ihre bisherige Wohnung räumen müſſen. 

Für die endgültigen hypothekariſchen Darlehen 
gelten zurzeit folgende Bedingungen: 

Die Darlehen werden auf der Grundlage 8 iger 
Goldpfandbriefe der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
anſtalt gewährt. Der Zinsſatz der Darlehen be— 
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trägt einſchließlich eines laufenden Verwaltungs 
koſtenbeitrages jährlich 8% %. Bei der Errechnung 
der baren Auszahlung der Darlehen wird ber amt- 
lich notierte Börſenkurs der Pfandbriefe zugrunde 
gelegt. Die Anſtalt iſt berechtigt, von dem Mb- 
rechnungsbetrage zur Deckung der entſtehenden Dë: 
ſonderen Unkoſten und Bonififationen insgeſamt 
4% in Abzug zu bringen. Die jährliche Tilgungs⸗ 
quote beträgt im der Regel 1%. Der Darlehns⸗ 
ſchuldner iſt berechtigt, das Darlehn nach Ablauf 
von 2 Jahren vom Tage der Auszahlung des Dar- 
lehns mit dreimonatiger Friſt zur Rückzahlung zu 
kündigen. Bis zum Ablauf des fünften Jahres nach 
erfolgter Auszahlung kann die Rückzahlung des 
Darlehns nur in Goldpfandbriefen der Anſtalt, Der: 
a Gattung wie empfangen, zum Nennwert er: 
olgen. 

Die Abänderung dieſer Darlehnsbedingungen ent⸗ 
ſprechend der jeweiligen Geldmarktlage behält ſich 
die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt ausdrück⸗ 


lich vor. 
III. Höhe der Zwiſchenkredite. 

Die Zwiſchenkredite werden im Rahmen der 
vorausſichtlichen erſtſtelligen Beleihung, deren 
Höhe fih nach den allgemeinen Beleihungsgrund⸗ 
ſätzen der Anſtalt richtet, gegeben. Die Zwiſchen— 
kredite ſind grundſätzlich hypothekariſch und zwar 
durch Beſtellung einer erſtſtelligen 
Sicherungshypothek in ausreichender Höhe 
auf dem für die Beleihung vorgeſehenen Grund- 
tüd zugunſten der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
anſtalt ſicherzuſtellen. Iſt die Eintragung einer 
Sicherungshypothek nicht möglich, jo iît jelbit- 
ſchuldneriſche Bürgſchaft eines Dr: 
meindeverbandes beizubringen oder die 
Eintragung einer Sicherungshypothek auf anderen 
geeigneten Grundſtücken herbeizuführen. Die Ent- 

Fung über die Art und Höhe der Sicherſtellung 
behält ſich die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt 
in jedem einzelnen Falle vor. 

IV. Auszahlung. 

Die Pmwiichenfredite werden in Goldmark 
(eine Goldmark gleich dem Preiſe von 1/2790 kg 
Feingold gemäß den Beſtimmungen des Reichs⸗ 
münsgeſetzes vom 30. 8. 1924) gewährt. Die Aus⸗ 
zahlung und die Berechnung der wiederkehrenden 


habſoraunasgeſetzes Anſpruch auf 
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Leiſtungen erfolgt in Reichswährung. Dabei wird, 
ſolange die Reichsmark nicht mehr als 1 % von der 
Goldparität (1 e Feingold — 2,79 GM) abweicht, 
eine Goldmark mit einer Reichsmark bewertet. 


Die Auszahlung der Zwiſchenkredite erfolgt, jo- 
bald die verlangten Sicherheiten beſtellt und die 
Nachweiſe darüber (Eintragungsbenachrichtigung 
für die Sicherungshypothek oder Bürgſchafts⸗ 
urkunde) bei der Preußiſchen Landespfandbrief⸗ 
anſtalt eingegangen ſind. 


V. Verzinſung und Rückzahlung. 


Der Zins ſatz für die Zwiſchenkredite beträgt 
jährlich 7% % und ift in vierteljährlichen Teil- 
beträgen nachträglich an die Preußiſche Landes⸗ 
pfandbriefanſtalt zu zahlen. Bei nicht rechtzeitiger 
Zinszahlung erhöht fih der Zinsſatz um 1% für 
die Dauer des Verzuges. 
Die Zwiſchenkredite werden auf die Dauer von 
längſtens 7 Monaten gewährt. Bis zu dieſem Beit- 
punkt muß die Umwandlung in ein endgültiges 
hypothekariſches Darlehn (î. Ziffer II) erfolgt jein. 
om Beginn des achten Monats ſeit der Aus⸗ 
zahlung des Zwiſchenkredits erhöht ſich, falls die 
Abdeckung durch die Beleihung noch nicht erfolgt 
D, der Zinsſatz von Monat zu Monat um je 1%, 
auf das Jahr berechnet. Außerdem kann Die Mn- 
ſtalt in dieſen Fällen den Zwiſchenkredit jederzeit 
ſofort zurückfordern. 


Die Umwandlung der Zwiſchenkredite in end- 
gültige hypothekariſche Darlehen kann bereits nach 
Rohbaufertigſtellung des Bauvorhabens beantragt 
werden. Die endgültige Abrechnung wird erſt er- 
teilt, nachdem das Bauvorhaben vollſtändig fertig⸗ 
geſtellt iſt und ſämtliche von der Anſtalt aufge⸗ 
gebenen Beleihungsunterlagen, insbeſondere der 
ordnungsmäßige Hypothekenbrief, bei der Anſtalt 
eingegangen ſind. 


VI. Beauſfſichtigung. 

Die Anſtalt hat das Recht, ſelbſt oder durch ihren 
Vertreter den Fortſchritt des Bauvorhabens laufend 
zu überwachen und zu dieſem Zweck die Bauten zu 
beauſſichtigen. 


VII. Kündigung in außerordentlichen Fällen. 

Die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt iſt be⸗ 
rechtigt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt die 
jofortige Rückzahlung des Kredits zu fordern: 

a) wenn die Zinſen und die ſonſtigen Neben- 
leiſtungen nicht pünktlich innerhalb der erſten 
5 Tage nach Fälligkeit gezahlt werden; 

b) wenn die Darlehnsnehmer ihre Zahlungen ein⸗ 
ſtellen oder in Konkurs geraten; 

Cl wenn die Zwangsverſteigerung oder Zwangs⸗ 
verwaltung des betreffenden Grundſtücks bean⸗ 
tragt wird; 

d) wenn die Bauausführung derart ſtockt, daß die 
Bauten länger als 4 Wochen liegen bleiben. 


Geſetze und Verordnungen. 


; Richtlinien 

über die Verwendung der Mittel des Reichswoh⸗ 

nungsfürſorgefonds für Kriegsbeſchädigte und 
itwen der im Kriege Gefallenen in Preußen. 


I 


Verwaltung des Fonds durch 

Deutſche Wohnſtätten bank. 
„Die aus dem Reichswohnungsfürſorgefonds zur 
Wohnungsfürſorge für Kriegsbeſchädigte und Wit⸗ 
wen der im Kriege Gefallenen im Lande Preußen 
beſtimmten Mittel ſind von der Deutſchen Wohn⸗ 
ſtättenbank Aktiengeſellſchaft, Berlin — im folgen⸗ 
den Bank genannt — nach Maßgabe dieſer Richt- 
linien zu verwenden. 


die 


II. 
Zweck des Fonds. 

i Die Reichsmittel find zur Wohnungsfürſorge für 
Bine Kriegsbeſchädigte und Witwen der im Kriege 
efallenen beſtimmt, die auf Grund des Reichs⸗ 
Verſorgung 
Sie ſind in erſter Linie für die Erſtellung 
ben Wohnungen für Schwerſtkriegsbeſchädigte (ins⸗ 
eſondere Blinde und Lungentuberkulöſe) zu ver⸗ 
genden, ſodann für ſonſtige verſorgungsberechtigte 
lens beſchädigte und Witwen der im Kriege Ge— 
as enen, falls es auf Grund der Arbeitsfürſorge 
5 er wegen bejonderer Familienverhältniſſe Gahl⸗ 
eiche Kinder) nötig erſcheint. 


III. 
Bedingungen der Ergänzungs- 
Darlehen. i 


cr den Reichsmitteln find für dieſen Perjonen- 
geen zur Erjtellung neuer Wohnungen mäßig ver- 
iche, durch wertbeſtändige Hypotheken (1 Gold- 


aben, 


Mark — dem Preiſe von 1/2790 kg Feingold) zu 
fihernde Ergänzungsdarlehen zu den allgemeinen 
Baudarlehen zu gewähren. Soweit in dieſen Richt⸗ 
linien nichts anderes beſtimmt iſt, ſollen die in 
Preußen geltenden Vorſchriften über die aus- 
zinsſteuerdarlehen ſinngemäß angewendet werden. 


IV. 
Verfahren. 

a] Antragsſtellung beim Landesfürſorgeverband. 

Die Darlehnsanträge ſind an den zuſtändigen 
Landesfürſorgeverband oder die Behörde zu 
richten, der die Aufgaben des Landesfürſorgever⸗ 
bands übertragen ſind (S 34 der Verordnung über 
die Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924 [Reichs⸗ 
geſetzblatt I Seite 1000. Dem Landesfürſorgever⸗ 
band uſw. liegt die Auswahl der Bauorte und der 
zu berückſichtigenden Perſonen ob; er hat auch 
deren Bedürftigkeit und wirtſchaftliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit zu prüfen. Die Zuſtimmung des Landes⸗ 
fürſorgeverbandes iſt für die Darlehnsgewährung 
in jedem Falle Vorausſetzung. : 

V. 
b) Prüfung der Anträge durch die provinzielle 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft. 

Die für den Bauort zuſtändige provinzielle Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaft, an die der Darlehnsan⸗ 
trag vom Landesfürſorgeverband im Falle der Zu⸗ 
ſtimmung weitergereicht wird, prüft alsdann die 
Anträge in techniſcher, geldlicher und bauwirtſchaft⸗ 
licher Beziehung und in bezug auf die Sicherheit 
der zu gewährenden Ergänzungsdarlehen. Be⸗ 
fürwortete Anträge ſind zur endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung der Bank einzureichen, die die Darlehen 
ſelbſtändig bewilligt oder ablehnt und hiervon die 
provinzielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ſowie den 
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Landesfürſorgeverband benachrichtigt. Ergibt jhon 
die Prüfung des Antrages durch die provinzielle 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft die Notwendigkeit, 
ihn abzulehnen, ſo iſt der Antrag von ihr, wenn 
nicht etwa im einzelnen Falle eine Beſcheidung 
durch die Bank zweckmäßig erſcheint, mit ent⸗ 
ſprechender Mitteilung unter Angabe der Ab— 
lehnungsgründe unmittelbar an den Landesfür- 
ſorgeverband zurückzugeben. 


VI. 
Darlehns vertrag. 

Über die Darlehnsgewährung iſt ein Darlehns⸗ 
vertrag nach einem vom Reichsarbeitsminiſter ge— 
nehmigten Muſter abzuſchließen. 

VII. 

Grund buchliche Sicherſtellung der 

" Darlehen k 

Die Ergänzungsdarlehen find dinglich zu ſichern 
und zwar im Range vor den Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken, gegebenenfalls im gleichen Range mit 
den aus Hauszinsſteuermitteln gewährten Zuſatz⸗ 
hypotheken. Zahlungen dürfen nur gegen vor⸗ 
herigen Nachweis dieſer Sicherung oder gegen 
ſonſtige ausreichende Sicherung erfolgen. 


VIII. 
Auszahlung. 
Zahlungen auf gewährte Ergänzungsdarlehen 


erfolgen unmittelbar durch die Bank für Rechnung 
des Darlehnsnehmers. Zahlungsanträge ſind an 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volkswohl⸗ 
fahrt vom 25. März 1926 betr. hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken für Ledigenheime. 
„177,38. 786 


Nach den für die Hergabe von Hauszinsjteuer- 
hypotheken maßgebenden Grundſätzen können zur Er⸗ 
richtung von Ledigenheimen der verſchiedenen Art 
Hauszinsſteuermittel nicht ohne weiteres gewährt 
werden; es ſei denn, daß im einzelnen Falle nach⸗ 
gewieſen werden könnte, ob wirklich — was in der 
Regel nicht der Fall ſein wird — durch Unterbringung 
Lediger in ſolchen Heimen tatſächlich eine Entlaſtung 
des allgemeinen Wohnungsmarktes eintritt. 

Ich erſuche, hiernach bei den dort vorliegenden 
Anträgen zu verfahren. 


Nunderlaß des Preuß. Miniſters für volkswohl⸗ 
fahrt vom 22. April 1926, betr. Errichtung von 
Beamtenwohnungen. 

E 72 E 

Auf die zum RdErl. v. 11. 2. 1926 — II. 5. 306 — 
ergangenen Bedarfsanmeldungen. 


Zur Hergabe von ſtaatlichen Baudarlehen für 
Wohnungsbauten zugunſten der im Dienſt ſtehenden 
unmittelbaren Staatsbeamten ſowie Angeſtellten 
und Arbeiter in ſtaatlichen Betrieben gemäß den 
Bedingungen v. 13. 7. 1924 — II. 5. 1138 —*) ſtelle 


*) V. M. Bl. S. 358. 


die zuſtändige provinzielle 


Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft zu richten. 


IX. 
Art der Wohngebäude. 

Die Wohngebäude ſollen nach ihrer Lage, Größe, 
Bauart, Ausſtattung uſw. den Verhältniſſen der 
unter Ziffer II genannten Perſonenkreiſe ent- 
ſprechen. Der Darlehnsnehmer iſt verpflichtet, 
den Bau nach den mit dem Darlehnsantrage vor⸗ 
gelegten und von der Bank geprüften Bauent⸗ 
würfen und Finanzierungsplänen oder Koſten⸗ 
anſchlägen auszuführen und bei etwa als not⸗ 
wendig ſich herausſtellenden Anderungen ſich zuvor 
der Zuſtimmung der Bank zu verſichern. 

X. 
Einſprüche. 

Über Einſprüche gegen Beſcheide der provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft entſcheidet die Bank, 
über Einſprüche gegen Beſcheide dieſer Der eicb” 
arbeitsminiſter. ١ 2 

Über Einſprüche gegen Beſcheide des Landes- 
fürſorgeverbandes beſchließt der Landesdirektor 
(Landeshauptmann) unter Zuziehung zweier Berz 
treter der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinter⸗ 
bliebenen und der gleichen Anzahl Mitglieder des 
Provinzial- (Landes-) Ausſchuſſes endgültig. 

Berlin, den 14. Mai 1926. : 

Der Reichsarbeitsminiſter. J. M. gez. Wöl z. 
Die Deutſche Wohnſtätten⸗Bank Aktiengeſellſchaft. 
gez. Dr. Kämper. gez. Dr. W. Görtmüller. 


ich hiermit unter Einrechnung des mit RdErl. vom 
11. 3. 1926 — II. 5. 518 — überwieſenen Vorſchuſſes 
N buchſt üblich? „zur Verfügung. 

Aus den Bedarfsanmeldungen habe ich entnom⸗ 
men, daß eine Erhöhung des Höchſtſatzes von 
5000 R.“ nicht notwendig ift. Es bleibt deshalb 
bei dem derzeitigen Höchſtſatz von 5000 R. / für 
eine Wohnung. Mit dem überwieſenen Betrage 
find aljo mindeſtens . Wohnungen für mof: 
nungsloſe Staatsbedienſtete zu ſchaffen. Wenn eine 
Finanzierung ohne Überſchreitung des Höchſtbe⸗ 
trages von 5000 RA nicht möglich fein ſollte, die EI 
richtung der Wohnungen aber im dienſtlichen Inter⸗ 
eſſe durchaus geboten erſcheint, ſo kann eine Er⸗ 
höhung nur mit meiner in jedem Falle unter Vor 
lage der Zeichnungen, der Finanzierung ſowie der 
Mietberechnung einzuholenden Zuſtimmung ein⸗ 
treten. Über den Satz von 7000 R. / für eine Woh. 
nung wird auch in ſolchen Ausnahmefällen nicht 
hinausgegangen werden. 

Ich habe Veranlaſſung, darauf hinzuweiſen, daß 
bei den durch Darlehnshergabe zu unterſtützenden 
Beamtenwohnungsbauten jeder entbehrliche Auf“ 
wand vermieden und hinſichtlich der Raumab⸗ 
meſſungen das notwendige Maß nicht überſchritten 
wird. Die Wohnungen follen in der Regel nie 
mehr als 120 gm Wohnfläche umfaſſen (vergl. Ziff. + 
der Bedingungen v. 13. 7. 1924). Ohne meine Oe 
nehmigung darf von dieſer Regel nicht abgewichen 
werden. Unter „Wohnfläche“ iſt — wie ich zum 
Ausſchluß von Zweifeln bemerke — die geſamit 
Fläche der in ſich abgeſchloſſfenen Wohnung mit 
allen Nebenräumen zu verſtehen, bei Einfamilien- 
häuſern alſo auch Treppen⸗, Flurraum und bert: 
Im allgemeinen jollen die Wohnungen böchſtens 
vier Zimmer und Zubehör enthalten, und nur aus⸗ 
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nahmsweiſe kann (3. B. bei kinderreichen Familien) 
ein weiteres Zimmer zugeſtanden werden. 
„Die Verteilung der Mittel im einzelnen bleibt 
Ihnen überlaſſen mit der Maßgabe, daß hierbei in 
erſter Linie die beſchleunigte Unterbringung der 
ohnungsbeihilfeempfänger und der ſonſtigen woh⸗ 
nungsloſen Staatsbedienſteten durchgeführt wird. 
egen der Vergebung der Wohnungen verweiſe ich 
auf Ziffer 10 der angeführten Bedingungen. Die 
an ſich wünſchenswerte Verbeſſerung der Woh⸗ 
nungsverhältniſſe ſolcher Staatsbedienſteten, die in 
nicht völlig ausreichenden Wohnungen untergebracht 
ind, muß gegenüber dem dringenderen Bedürfnis 
bei den Wohnungsbeihilfeempfängern und den 
ſonſtigen wohnungsloſen Staatsbedienſteten zu- 
nächſt zurücktreten. Sollten im Ausnahmefall 
zwingende Gründe zur Berückſichtigung eines 
lolchen Beamten vorliegen, jo ift unter ausführlicher 
Darlegung der näheren Umſtände meine Ent- 
ſcheidung einzuholen. 
„Die Bedürfniſſe der Schutzpolizei- und Land- 
jägereibeamten find mit Rückſicht auf das hier vor- 
iegende beſondere ſtaatliche Intereſſe auch künftig 
bevorzugt zu berückſichtigen, ſoweit dies im Rahmen 
er überwieſenen Mittel und ohne Zurückſtellung 
ringender Bedürfniſſe anderer Verwaltungen 
möglich ift. Für die Errichtung von Landjäger⸗ 
wohnungen, für die vom MOJ. ein zehnjähriger 
kietvorſchuß bereitgeſtellt iit, find ſtaatliche Bau- 
arlehen künftig nicht mehr zu gewähren. Die Ver⸗ 

Nôung dieſer beiden Förderungsarten kann leicht 
zu Unzuträglichkeiten führen und vom Standpunkte 
Reiner Verwaltung nicht mehr zugelaſſen werden. 
Lach eingetretener Verbeſſerung des Kapital- 
marktes wird es vorausſichtlich in den meiſten 
i Alen möglich jein, Landjägerwohnungen mit einer 
er beiden Förderungsmöglichkeiten zu finanzieren, 
zumal nach den neueſten Richtlinien für die Ver- 
wendung des für die Neubautätigkeit beſtimmten 

uteils am Hauszinsſteueraufkommen in beſonders 
gearteten Fällen Zuſatzhypotheken gegeben werden 
können. 

igenhausbauten von Staatsbedienſteten 
ſind nur noch in ganz dringend notwendigen Fällen 
zu unterſtützen (vergl. meinen RdErl. v. 16. 2, 1925 
II. 5. 126 .ل‎ Es ijt in jedem Falle die Geneh⸗ 
migung der vorgeſetzten Behörde beizubringen; auch 
muß der Bauherr den Nachweis führen, daß er tat⸗ 
lächlich 20 v. H. der Herſtellungskoſten aus eigenen 
itteln aufbringen kann. Wegen der Zinser— 
mäßigung bei Eigenhäuſern verweiſe ich auf den 

Erl. v. 19. 4. 1926 — II. 5. 819 —, 

Über die Mittel iſt mit tunlichſter Beſchleunigung 
zu verfügen, damit die Bauvorhaben, denen ſie nutz⸗ 
281 gemacht werden ſollen, noch vor Eintritt des 
1 inters ſertiggeſtellt werden können. Eine Zurück⸗ 
paltung von Mitteln iſt nicht angängig. Voraus- 
ung für die Zuſage der Darlehen iſt ſelbſtver⸗ 
tändlich, daß die reſtloſe Finanzierung nachgewieſen 
zn die Mieten von den Beamten, für die die Woh⸗ 

ungen beſtimmt ſind, aufgebracht werden können. 

bemerke hierbei ſchon jetzt, daß zur Förderung 
878 Errichtung von Wohnungen für Staatsbe⸗ 
i ee auch Zwiſchenkredite auf erſte Hypotheken 
ôn einem mäßigen Zinsſatz durch die Hand Der 
a entlich-vechtlichen Kreditanſtalten (Stadtſchaften, 
anpobriefämter, Landesbanken), der Hypotheken⸗ 
Werder und der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt 
sn en gewährt werden können. Beſondere Anord- 

8 hierzu ergeht in den nächſten Tagen. 
tepom 1. 7. 1926 iît mir eine Überſicht über die Ber- 

ng der Mittel vorzulegen, aus der hervorgeht: 


Bauort, Bauunternehmer, Zahl der Wohnungen, 
Art der Wohnungen (Zimmerzahl), ob Ein⸗ oder 
Mehrfamilienhaus, Geſamtkoſten, Finanzierung und 
vorausſichtliche Miete. 
Auf die genaueſte Beachtung dieſes RdErl. lege 
ich großen Wert. Abweichungen hiervon ohne meine 
Genehmigung würden dazu führen können, nicht 
nur die verantwortlichen Beamten zur Rechenſchaft 
zu ziehen, ſondern auch die Wiedereinziehung vor⸗ 
ſchriftswidrig gezahlter Beträge zu verlangen. Die 
Erfahrungen des Vorjahres veranlaſſen mich, 
hierauf beſonders hinzuweiſen. 
Die überwieſenen Beträge ſind für 1926 in der 
Rechnung für Wohnungs⸗ und Siedlungsweſen bei 
Kap. 20 Tit. 13 der einmaligen Ausgaben unter 
einem beſonderen Abſchnitt B: „Baudarlehen zur 
Errichtung von Staatsbedienſtetenwohnungen“ zu 
verrechnen. Die Zins⸗ und Tilgungsbeträge ſind 
für 1926 ebenfalls auf meinen Haushalt Kap. 36 
Sit. 28 der einmmaligen Einnahmen von dem Woh- 
nungs- und Siedlungsweſen, und zwar unter einem 
beſonderen Abſchnitt B: „Zins⸗ und Tilgungsbe⸗ 
träge aus Baudarlehen zur Errichtung von Staats⸗ 
bedienſtetenwohnungen“, zu verrechnen. Die ein- 
gereichten Antragsunterlagen werden beſonders 
zurückgeſandt werden. 


Erlaß des Preuß. Minifters für volkswohlfahrt 
vom 26. Mai 1926 betr. Förderung der Neu- 
bautätigkeit im Jahre 1926. 

— II. 13. Nr. 1665/26, — 


Wie hier bekannt geworden iſt, haben eine Reihe 
von Gemeinden und Gemeindeverbänden mit der 
Verfügung über die aus der Hauszinsſteuer 
fließenden öffentlichen Wohnungsbaumittel des 
Jahres 1926 gezögert, weil bei ihnen Unklarheit 
über die Höhe des für das Jahr 1926 für die Neu⸗ 
bautätigkeit beſtimmten gemeindlichen Hauszins⸗ 
ſteueranteils beſteht. Angeſichts deſſen weiſe ich 
darauf hin, daß durch das Geſetz zur Anderung der 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 27. März 
1926 (Geſetzſamml. S. 127) eine Zwiſchenlöſung ge- 
troffen iſt, die unbefriſtet iſt und daher bis zu 
einer anderweiten geſetzlichen Regelung der Frage 
Geltung behält. Nach dieſer Zwiſchenlöſung De- 
trägt z. Zt. der für die Förderung der Bautätiakeit 
beſtimmte Anteil am Steueraufkommen 18 v. H. der 
Friedensmiete, und zwar für die Gemeinden 
12 v. H. und für den Staat 6 v. H. 

Was die Neuregelung der Steuer anbetrifft, ſo 
bemerfe ich ergebenſt, daß auf Grund eines 
Initiativantrages Leid und Genoſſen — Druck⸗ 
jade Nr. 3396 — vom Hauptausſchuß des Qand- 
tages untern 20. d. Mts. Beſchlüſſe gefaßt worden 
ſind, denen zufolge die Hauszinsſteuer vom 1. Juli 
1926 ab 1000 v. H. der Grundvermögensſteuer — 
40 v. H. der Friedensmiete betragen ſoll, wovon für 
den Wohnungsbau die “^*fKffe, d. h. 20 v. H., und 
hiervon % für die Gemeinden und ho für den 
Staat beſtimmt ſind. Für den Fall der Annahme 
der Anträge des Hauptausſchuſſes durch das 
Plenum des Landtages — mit der nach Lage der 
Verhältniſſe gerechnet werden kann — würde der 
gemeindliche Anteil an den Wohnungsbaumitteln 
vom 1. Juli 1926 ab danach 14 v. H. der Friedens⸗ 
miete betragen. 


In welchem Verhältniſſe die hiernach 
einzelnen Gemeinden 


in den 
verfügbaren Wohnungsbau⸗ 
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mittel aus dem Hauszinsiteuerauffommen im 
Jahre 1926 zu den entſprechenden Beträgen des 
vergangenen Jahres ſtehen werden, läßt ſich u. a. 
auch aus dem Grunde z. Zt. nicht genau überſehen, 
weil noch kein Bild darüber zu gewinnen iſt, wie 
die in der Neuregelung vorgeſehenen — auf Antrag 
vorzunehmenden — Ermäßigungen der Steuer bei 
Grundſtücken, die nur bis zu 40 v. H. belaſtet 
waren, das entjpredenbe Aufkommen beeinfluſſen 
werden. Nach den hier vorgenommenen über- 
ſchlägigen Berechnungen wird aber angenommen 
werden können, daß die gemeindlichen Wohnungs- 
baumittel aus dem Hauszinsſteueraufkommen ſich 
für das Jahr 1926 im allgemeinen doch um 


wenigſtens etwa 25 v. H. höher ſtellen werden als 
für 1925. 

Ich erſuche Sie, den für die Vergebung von 
Hauszinsſteuerhypotheken in Frage kommenden 
Gemeinden und Gemeindeverbänden von der oben 
dargelegten Sachlage ungeſäumt Kenntnis zu 
geben und gefl. dafür Sorge zu tragen, daß, ſoweit 
es noch nicht geſchehen iſt, die Verteilung der ge⸗ 
meindlichen Wohnungsbaumittel nunmehr be: 
ſchleunigt vorgenommen wird, damit in der 
Weiterführung der Neubautätigkeit — namentlich 
auch im Intereſſe der Minderung der Erwerbs- 
[oîiafeit — keine unnötige Verzögerung eintritt. 

In Vertretung: Scheidt. 


Bücher⸗ und Zeitſchriftenſchau. 


Tolkmitt: Bauaufſicht und Bauführung. Handbuch 
für den praktiſchen Baudienſt. Zweiter Band, fünfte, 
neubearbeitete Auflage. Verlag Wilhelm Ernſt & Sohn, 
Berlin W. 66, Wilhelmſtraße 90, Preis geb. 9 RM. 

Das vorliegende Buch ſtellt eine Neubearbeitung 
der 1909 erſchienenen 4. Auflage durch Magiſtrats⸗ 


oberbaurat Rendſchmidt, Berlin, dar. Die Mo⸗ 
derniſierung unſerer Baufachliteratur iſt allgemein 
notwendig. Dem trägt auch dieſe Neuauflage Rech⸗ 


nung. Form und Anordnung des Buches iſt die gleiche 
wie früher geblieben. Der Inhalt gliedert ſich in 
Einleitung, Ausführung und Unter⸗ 
haltung von Hochbauten, ein beſonderer Ab⸗ 
ſchnitt behandelt Umbauten im Hochbau. Neue 
und „Sparbauweiſen“ haben Berückſichtigung ge- 
funden, „Heizung und Lüftung“ und „Licht⸗, Waſſer⸗ 
und Kraftanlagen“ ſind neu bearbeitet. Der Eiſen⸗ 
beton iſt nicht behandelt. — Man wird in dem Buch 
kein Lehrbuch der Baukonſtruktion, der Statik oder 
ſonſtiger Bau⸗Wiſſenſchaften zu ſuchen haben, es iſt 
und ſoll ſein: ein Leitfaden für die Bauführung und 
Bauleitung. Sein Wert iſt die logiſche Aneinander⸗ 
reihung des Bauvorganges von den Vorbereitungen 
bis zum Bauabſchluß und zur Abrechnung und die 


Feſtſtellung der Normalia einer guten Baudurch⸗ 
führung. > 

Statik für Baugewerkſchulen und Baugewerks⸗ 
meiſter von Karl Zillich, Reg.⸗ und Baurat a. D. 
Zweiter Teil: Feſtigkeitslehre, neunte neuz 
bearbeitete Auflage. Berlin 1926. Verlag von Wilhelm 
Ernſt und Sohn. Preis geb. 3,40 RAM. y 

Die Neubearbeitung des bewährten Büchleins zeigt 
weſentliche Verbeſſerungen. Die neueſten Beſtimmungen 
über Eiſenbeton, die zuläſſigen Beanſpruchungen uſw. 
find berückſichtigt. Neben allen notwendigen Tabellen 
und Tafeln, die dem Praktiker die Rechenarbeit er- 
leichtern, wird in je einem Kapitel die Zug⸗ und 
Druckfeſtigkeit, die Biegungsfeſtigkeit, die Knickfeſtig⸗ 
keit und Die Scherfeſtigkeit behandelt. Ein bejonders 
umfangreiches beſonderes Kapitel (faſt 4 des ganzen 
Umfanges) gibt zahlreiche, gut und lehrreich ausge⸗ 
wählte Beiſpiele vom einfachen Holzbalken bis zum 
Eiſenbetonbalken. 

Der Druck, die beigegebenen Zeichnungen, die Aus- 
ſtattung und nicht zuletzt das handliche Format werden 
das Buch zu einem gern geſehenen Berater des prak- 
tiſchen Baufachmannes machen. S; 
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Juni 1926 


Die Bedeutung der Fenſter für den Wärmeſchutz der Räume. 


Von Regierungsbaurat Dipl.-Ing. Amos, Hohen⸗Dölzſchen vor Dresden. 


ee Notwendigkeit, wiſſenſchaftliche und prat- 
tiſche Verſuche haben in den letzten Jahren 
den Begriff des Wärmeſchutzes von Wänden in 
en Kreiſen der Bauwelt heimiſch gemacht, ſo daß 
die einfachſten Regeln wohl allgemein beachtet 
werden. Unterſtützt durch die baupolizeilichen? Vor⸗ 
ſchriften hat man ſich daran gewöhnen müſſen, die 
Eignung einer beſtimmten Bauweiſe, die auf eine 
Erſparnis an Material und Arbeitskoſten hinzielt, 
vor allem auch nach dem Geſichtspunkt eines aus⸗ 
reichenden Wärmeſchutzes zu beurteilen. Als 
Grundlage dient die Normalziegelwand mit 1½ 
Stein Stärke mit einer Wärmeleitzahl A = 0,60 
(aljo bei homogener Maſſe) und einer Wärme— 
durchläſſigkeit A (Wärmefortleitung in der Wand) 
= rb. 1,50 und einer Wärmedurchganszahl, alfo 
bei E Einſchluß der Wärmeübergangswerte von D 
ke a 
zur Wand und umgekehrt von k = 1,18 - ms itb, °C, 
Nun hängt aber der Wärmebedarf eines Raumes 
zwar in der Hauptſache von der Wärmedurchgangs⸗ 
zahl der Außenwände ab, weil für die Mittel- 
mauern der raſche Temperatur- Ausgleich Der 
ußenluft nicht in Frage kommt; das Gleiche gilt 
ſinngemäß für Decke und Fußboden. Es gibt aber 
in den Wohnräumen noch Türen und Fenſter, 
deren Einfluß auf die Wärmehaltung einer be- 
onderen Beachtung wert iſt. Bei den Türen 
handelt es ſich in der Hauptſache um Undichtigkeit 
S Salzes; im übrigen liegen fie nach dem Innern 
es Hauſes zu und treten dadurch hinſichtlich des 
Wärmeverluſtes gegenüber den Fenſtern zurück. 


Es müßte eigentlich als eine ſelbverſtändliche 
Folgerung gelten, daß man von jedem Teil der 

ußenwand von Wohnräumen, ſei er nun Mauer 
oder Fenſter oder Tür, den gleichen Wärmeſchutz 
fordert. Ich habe bereits in einem Vortrag in 
Breslau ) 1924 auf dieje Lücke in unſeren Bor- 
ſchriften und Ausführungen hingewieſen und zum 
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i 1) Gehalten auf der Tagung des „Deutſchen Aus⸗ 
Sie für wirtſchaftliches Bauen“, Mai 1924 in 
lau. 


Ausdruck gebracht, daß man zur Erreichung dieſes 
Zweckes mindeſtens Doppelfenſter fordern müßte. 
Zur Begründung dieſer Forderung mögen die 
Verhältniſſe, die hier in Betracht zu ziehen ſind, 
noch einmal näher erläutert werden. 

Glas hat bei + 20° C. eine Wärmeleitzahl A 
von 0,5 bis 0,6, 5 oda dem رع‎ bei 
etwa nahekommen. äſſi 


Scheibe mit A = 0, 3 = 200 iſt ſehr 


hoch; Glasſcheiben haben daher entſprechend ihrer 
geringen Stärke wenig Wärmeſchutzwirkung. Die 
Wärmedurchgangszahl, alſo mit Einſchluß der 
Übergangswerte ift von Henky 2) zu k = 3,88, bei 
Windanfall zu 5,8 und von Kreuger-Erikſſon 3) zu 
k = 5,0 ermittelt worden. Der Wert gilt für die 
üblichen Scheibenſtärken von 3 mm, entſprechend 
etwa der Handelsbezeichnung ¼ deutſches Fenſter⸗ 
glas. Hieraus iſt erſichtlich, daß die Durchgangs⸗ 
zahl des einfachen Fenſters etwa das Drei- bis 
Viereindrittelfache der Normalziegelwand iſt. 
Bemerkenswert iſt folgende Überlegung und 
Rechnung, die Henky durchführt, indem er die 
Wärmeübergangszahl für die Fenſterſcheibe mit 
* = 1, berückſichtigt und die Wärmedurchgangs⸗ 
zahl k findet aus der e 5 
l 1 1 AN 
KE 19 200779 TA 300 258 4 
0,005 = 0,258 in Anteilen 98% und 2% 


alſo k =3 88 - zur fi SC 


Wärmedurchgangswiderſtand 


der dünnen 


D. h., faſt der geſamte 


S nämlich 98 % 


wird durch die Wärmeübergangswiderſtände qe- 
deckt, die Glasſcheibe ſelbſt ift hierfür ohne Be- 
deutung. Dies iſt ein großer Nachteil des ein⸗ 
fachen Fenſters, weil jede Anderung in den 

a Der Wärmeverluſt durch ebene Wände von Dr. 
K. Henky, Verl. Oldenbourg, München 1921. 

3) Kreuger und Erikffon: Unterſuchungen über das 
Wärme⸗Iſolierungsvermögen von Baukonjtruktionen, 
Verl. A. B. Gunnar Tiſell, Stockholm 1922. 
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Wärmeübergangszahlen den Wärmedurchgang 
ſtark beeinflußt, alſo z. B. bei Windanfall mit der 
k c al 

a 2 Syn lr — Tyne o 
Übergangszahl o = 25 wird k = 5,8 ms fib. 50 
Hier möge noch angefügt werden, daß aus der 
großen Wärmedurchläſſigkeit des einfachen Fenſters 
auch die häufige Schwitzwaſſerbildung ſich herleitet, 
eine Erſcheinung, die allen bekannt iſt. 

Wie verhält ſich dagegen das Doppelfenſter? 
Durch Einſchalten einer Luftſchicht von 10 em hat 
Henky den Wert k zu 1,75 errechnet und zwar ent⸗ 
fällt dabei die Hälfte des Geſamtwärmeſchutzes auf 
die Luftſchicht und die andere Hälfte auf die 
Wärmeübergangswiderſtände, die Schutzwirkung 


A. 4*6mm 23mm Ze Bmen 2*3mm 313mm 


ILE 


Abb. 29. 


des Glaſes ift, wie bereits oben gekennzeichnet, un- 
bedeutend. Hier ſteigt k bei Windanfall auf 2,17. 
Die ſchwediſchen Forſcher haben für Doppelfenſter 
mit Scheiben von je 3mm in 10 em Abſtand 
k = 2,3 durch Verſuche gefunden. 

Für die praktiſche Anwendung iſt hieraus die 
Lehre zu ziehen, in allen bewohnten Räumen 
Doppelfenſter zu verwenden, weil es, wenn nicht 
ſehr ſtarker Windanfall eintritt, in feinem Wärme- 
ihug der Normalziegelwand wenigſtens einiger- 
maßen nahekommt und mindeſtens den doppelten 
Wärmeſchutz des einfachen Fenſters bietet. Ver⸗ 
gleichsweiſe ſeien aus den Ergebniſſen der ſchwe⸗ 
diſchen Verſuche noch die Wärmedurchgangszahlen 
für verſchiedene Fenſterausführungen angegeben ), 
die außerdem in der Abbildung noch anſchaulich 
dargeſtellt ſind. 

Art des Fenſters 
1 Glasſcheibe 3 mm ` 
1 z 6 = 4,7 
2 Glasſcheiben 5 


ae eee k 


= Dicht aneinander gelegt 3,1 


2 = mit 1 cm Zwiſchenraum 2,6 
2 z 8 = sl = z 2,3 
3 = 3 = sje5 cm z 1,4 


^) S. a. Amos: Prüfung von Wänden auf Wärme- 
ſchutz in Schweden, Heft 10 Jahrgang 1924 „Der Neu⸗ 
bau“ und „Toninduſtriezeitung“ Nr. 50 Jahrgang 1924. 


Wir ſind nach dieſen Ergebniſſen alſo mit 
unſeren üblichen Doppelfenſtern [don erfahrungs⸗ 
gemäß zu dem gekommen, was mit Rückſicht auf 
den gleichmäßigen Wärmeſchutz der Außenwand 
auf Grund unſerer Erkenntnisausrechnung und 
aus neueren Verſuchen erforderlich iſt. 

Eine weitere wichtige Frage ift noch der Luft- 
durchgang durch undichte Fenſter und die Größe 
der Fenſter im Verhältnis zum Wohnraum und 
zur Geſamtfläche der Wand. In anſchaulicher 
Weiſe hat Henky Berechnungen über den Luft 
durchgang durch Fenſter angeſtellt und für ein 
Fenſter von 1,2 auf 1,8 m mit drei Flügeln 
Spalten von 0,4 mm angenommen und bei einem 
Temperatur⸗Gefälle von 409 den Luftdurchgang 
für das Einfachfenſter zu 6,2 ebm/std, beim 
Doppelfenſter zu 4,3 ebm/std gefunden. Wird 
das Doppelfenſter als Kaſtenfenſter ausgebildet, 
jo werden weitere Undichtigkeiten zwiſchen Fenſter⸗ 
ſtock und Mauerwerk auftreten. Wenn hierfür ein 
Spalt von 2 mm angeſetzt wird, dann ergibt 
ſich ein Luftdurchgang an dieſen Stellen von 
6,4 cbm/std. Hieraus folgen entſprechende Wärme- 
verluſte, die wieder erſetzt werden müſſen. 

Dieſe Betrachtung zeigt alſo ebenfalls den Wert 
der Doppelfenſter und weiter die Wichtigkeit ſorg⸗ 
fältiger Arbeit beim Einſetzen des Fenſterſtockes 
und beim Anſchluß an das Mauerwerk. Auf dieſen 
Umſtand wird leider viel zu wenig Wert gelegt, 
obgleich man ſich bei Windanfall ſchon gefühls⸗ 
mäßig von dieſen Verhältniſſen überzeugen kann. 


Für die Betrachtung über die Größe der Fenſter, 
die in einem Wohnraum mit Rückſicht auf den 
günſtigen Wärmeſchutz der Außenwände nicht 
überſchritten werden foll, hat Genty eine Normal- 
ziegelwand (38 em) mit 18% Fenſterfläche zu⸗ 
grunde gelegt. Welcher Anteil auf die Mauer und 
welcher auf die Fenſterfläche entfällt, iſt ſowohl für 
das Einfach- als auch für das Doppelfenſter be- 
rechnet worden, und zwar bei natürlicher Lüftung 
und auch bei Windanfall der Stärke 4 bis 5 m/sek- 
(nach der Beaufort'ſchen Reihe: leiſer Zug bis 
leichter Wind), wobei der ganze Druckunterſchied 
etwa 1,6 mm Waſſerſäule ausmacht. Nachſtehend 
ſind die weſentlichen Ergebniſſe überſichtlich zu— 
ſammengeſtellt. 

Zunächſt iſt in dieſen Zahlenwerten der Nutzen 
des Doppelfenſters gegenüber dem Einfachfenſter 
erneut dargetan. Bei normalen Witterungsver⸗ 
hältniſſen beträgt der Wärmeverluſt durch die 
Wand mit Doppelfenſter nur 77 % gegenüber dem 
Einfachfenſter, bei Windanfall nur 68%. Das 
Einfachfenſter ergibt ſelbſt bei gewöhnlicher Luft⸗ 
bewegung trotz ſeines Anteiles von nur 18 % der 
Geſamtfläche der Wand nahezu den gleichen 
Wärmeverluſt wie die Mauer mit mehr als vier- 
mal ſo großer Wandfläche, bei Windanfall den 
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doppelten Wärmeverluſt, der durch die Wand ver⸗ 
urſacht wird. Beim Doppelfenſter allein iſt der 
Wärmeverluſt gegenüber der Wand nur etwa die 
Hälfte, bei Windanfall gehen durch die Mauer und 
durch das Doppelfenſter etwa die gleichen Anteile 
an Wärme verloren, wobei das Fenſter infolge des 
ſtärkeren Luftwechſels durch undichte Stellen noch 
etwas mehr dazu beiträgt, nämlich 187 + 350 = 
537 gegen 468 kcal. 

Über die Größe des Luftzwiſchenraumes zwiſchen 
en beiden Scheiben kann man folgendes ſagen. 
Aus Verſuchen iſt nachgewieſen, daß durch eine 
Verbreiterung der Luftſchicht ein vermehrter 
Wärmeſchutz nur innerhalb geringer Grenzen er⸗ 
reicht werden kann. Die Iloſierwirkung der ruhen- 
den Luft wird am beſten bei ſchwacher auch noch in 
der Höhenausdehnung unterteilter Luftſchicht erzielt. 
Wie aus der Abbildung erſichtlich, bewirkt eine 
Verbreiterung der Luftſchicht von 1 auf 10 em nur 
eine Verbeſſerung der Wärmedurchsgangszahl von 
2,6 auf 2,3. Ein größerer Abſtand iſt im all- 
gemeinen nicht zu empfehlen; denn bei Wänden 
bat fich der Wert k von 1,83 für 10 em Zwiſchen⸗ 
raum nur auf 1,79 für 20 em Zwiſchenraum DEL 
beſſert. Die üblichen Ausfuͤhrungen unſerer 
Doppelfenſter zeigen etwa 10 bis 15 em Abſtand 
er beiden Scheiben und treffen ſomit ungefähr 


bei Windanfall 5 m/f ek. 
mit 1,6 mm d.] WS überdr. 
die Mauer Id. das Fenſter 
infolge infolge 
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468 | 0,3 | 501 | 497 | 1466 


468 | 0,3 | 187 | 350 | 1005 


das Richtige. Es empfiehlt ſich daher, nicht weſent⸗ 
lich über 12 em Scheibenabſtand hinauszugehen. 

Als Schlußfolgerungen aus dieſen Betrach- 
tungen ergeben ſich daher folgende: 

Die Fenſterausführung ſoll in Wohnräumen 
mindeſtens den gleichen Wärmeſchutz gewähren 
wie die Außenmauer, alſo wie die 1½ Stein 
ſtarke Ziegelwand; es ſind alſo gutſchließende 
Doppelfenſter mit dichtem Anſchluß an die 
Mauer zu fordern. 

Die Fenſterfläche ſoll gegenüber der Wand⸗ 
fläche nicht mehr als etwa 20 % betragen, weil 
ſonſt ein unverhältnismäßig großer Abfluß der 
Wärme durch die Fenſterfläche verurſacht wird; 

Der Scheibenabſtand der Doppelfenſter ſei 
nicht weſentlich mehr als etwa 12 em. 

Gegen den wärmeverluſtbringenden Einfluß 
anfallenden Windes ſind beſonders in freier 
Lage Fenſterläden vorzuſehen. 

Die in den Richtlinien zur Förderung der 
Wärmewirtſchaft beim Wohnungsbau, aufgeſtellt im 
Preuß. Miniſterium für Volkswohlfahrt, vom 
30. April 1924 unter Aufbau des Hauſes Abſatz 3 
empfohlene Maßnahme: „Nach Möglichkeit ſind 
beſonders an der Wetterſeite des Hauſes Doppel⸗ 
fenſter vorzuſehen“ muß m. E. zur unbedingten 
Forderung erhoben werden. 
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Die Siedlung Georgsgarten in Celle 


als Beiſpiel einer „gemäßigten Mietkaſerne“ mit intenſiv eingerichtetem Kleingarten für jeden Mieter. 


Gartenbaubeſchreibung. 

Grundſätzlich geht die Planung der Gärten in 
formaler Hinſicht darauf aus, den unvermeidlich 
ſchematiſchen Eindruck einer größeren Anzahl 
Typen⸗ Kleingärten zu vermeiden. Das aus 
techniſchen Gründen vorgeſehene Rückſpringen der 
Schutzwände und der ihm angeſchloſſenen Raſen 
und Pflanzungen wird im Verein mit der Wege⸗ 
bepflanzung ein belebtes und rhythmiſch ſchönes 
Geſamtbild ergeben. 

Die Aufteilung ergibt 59 Gärten und eine An⸗ 
zuchtgärtnerei. Ausgewieſen ſind: 

32 Gärten in der Größe von 345 qm Typ. 


23 = e * = 400 2 
2 = = z = 2 350 = | Eck⸗ 
1 SUE = e 300 Sd- 
1 Garten = = 4 i'n Gärten 


In der Hauptſache find 2 Typen zugrunde ge- 
legt, die ſich in der Führung der Mauer, der 
Gruppierung der Lauben und der Hauptbepflan⸗ 
zung unterſcheiden. Auf die Lauben kommen wir 
in der nächſten Nummer der Siedlungswirtſchaft 
noch beſonders zu ſprechen. 

Bei den A-Gärten find für Bepflanzung 
des Raſenplatzes Pflaumen und am 
Eingang Apfel gewählt, bei Typ B 
Kirſchen auf dem Raſenplatz und am 
Eingang Pflaumen bezw. Apfel. Für 
jeden Garten iſt ein durchſchnittlich 50 q m 
großer Raſenplatz vorgeſehen, der durch 
eine Blütenhecke (Spiräa) abgegrenzt wird. 

Die Rabatte vor den Mauern dient 
zur Aufnahme der Blumen und ſonſtigen edleren 
Gewächſe. Erdbeeren, Spargel, Rha⸗ 
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die weitere 120 Gärten für die künftigen 
Siedler ausweiſt. 


Betriebsplan. 


A. Schutz. Alle Gärten ſind gegen 
Weſtwind geſchützt, gegen den Süden offen. 
Die weniger wichtigen Nord- und Südwinde 
werden bei dem gewählten Mauerſyſtem eben⸗ 
falls weitgehend abgehalten. Die Mauern 
ſollen 1,80 m hoch aufgeführt werden. Sie 
halten ſo 20 m Fläche hauptwindfrei, was 
jeweils 2 Gärten ergibt. Die Wände ſind an 
beiden Seiten mit hochwertigem Obſt aus⸗ 
genutzt, das der Koſten halber klein gepflanzt 
wird, ſpäter aber eine ganz erhebliche Ernte 
bringt und bei den kleinen Flächen nur in 
5 Ti diefer Form eine vielſeitige Obſtverſorgung 

/ der Siedler ermöglicht. 


B. Bewäſſerung. Hierfür find 3 R eg en- 
anlagen vorgejehen; normal werden für 
jeden Garten !/, bis 1 Stunde Regenzeit 
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Abb. 19. 


barber, Himbeeren ujm. follen normaler 
Weiſe an die dafür ausgewieſenen, im Plan mit 11 
bezeichneten Stellen gepflanzt werden. Die 
2. Grenze zwiſchen den Gärten bildet jeweils 
eine Stahel- und Johannisbeer⸗ 
hecke, doppeltreihig gepflanzt. 

Der weſtliche Zipfel des Geländes iſt zu 
einer An zuchtgärtnerei in Verbindung 
mit einer Großkompoſtei ausgebildet. In letzte⸗ 
rem ſollen die Abfälle des Hauſes (Müll, abge= 
mähter Raſen, der Schlamm aus dem Klärbecken) 
verarbeitet und den Siedlern als Kompoſt wieder 
zur Verfügung geſtellt werden. Und zwar ſoll 
in einem nach dem geſamten Ausbau 100 ebm um⸗ 
faſſenden Dungſilo Edelkompoſt und auf 
einemfreiem Stapelplatz gewöhnlicher 
Kom poſt bereitet werden. 

Müllkäſten und Klopfſtangen ſind der Ordnung 
halber auf beſondere Plätze zwiſchen den Häuſer⸗ 
blocks verwieſen und durch eine dichte Umpflan⸗ 
zung abgeſchloſſen. 

Der vorgeſehene Kinderhort ſoll von Raſen und 
Spielplätzen umgeben ſein, ſeine gartenarchitekton. 
Eingliederung in die Geſamtanlage erhält das Ge- 
bäude durch eine Pergola. 

Der Hauptzufahrtsweg iſt eine ein⸗ 
ſeitig bepflanzte ſchattige Allee. 

Auf dem Geſamtplan gibt weiter eine Skizze 
in kleinerem Maßſtab die künftige Erweiterung, 
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erforderlich (je nach dem Druckverhältnis). 
So werden in einem Turnus von ca. 2 
Tagen auch bei größter Hitze die Gärten 
automatiſch bewäſſert werden können. Bei 
Anſchluß in jedem Garten genügen 3 ebm 
Stundenleiſtung, um 10 m Sprengbreite 
zu erreichen. Die geſamte Stundenleiſtung 
muß aljo etwa 9 ebm betragen. Die An- 
ſchlußrohre ſind entſprechend ſtark zu verlegen. Dies 
kann oberirdiſch geſchehen, doch muß eine gut 
funktionierende Entleerung vorgeſehen werden, da- 
mit im Winter die Rohre frei gehalten werden 
können. 


C. Die Sammlung des Mülls ergibt bei 
60 Familien ca. 25 ebm, dazu kommen 
weitere 5 ebm Schlamm aus der Klare 
grube. Zur Kompoſtierung können 
dann noch etwa 60 ebmeſtädtiſche Abfälle 
angefahren werden, damit jeder Siedler / ebm 
Edelkompoſt und 1 ebm Freilandkompoſt erhalten 
kann. Die geſamte Kompoſtei umfaßt ſpäter 
100 ebm Edelkompoſt und 250 ebm Freiland- 
kompoſt. 


Berichtigung. In Nr. 4 der Corr. muß die Unterſchrift 
unter dem Titelbild wie im Text Colchicum libano- 
ticum heißen. 


Das Hauptblatt der Siedl. W. enthält in ſeiner dies⸗ 
maligen Nummer außer dem Text ber Correſp.: Einige 
Tatſachen aus der Grünpolitik der Städte. — Die 4 Ps. 
Gartenfräſe. — e e der Blattläuſe. — Düſſeldorf 
und Dresden, zwei Ausſtellungen mit und ohne Garten. 


Leberecht Migge, 


Sinnenkoloniſation. 


u beziehen durch die Siedlerſchule Worpswede 
Preis broſchiert 4.— Mh., gebunden 5.— Mk. 
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Siedlungs-Gloffen. 


Düſſeldorf und Dresden. 
Zwei deutſche Ausſtellungen mit und ohne Gartenbau. 
Voraus: Wer, wie mancher unter uns, geglaubt 


hat, wir kriegten nichts mehr fertig, der iſt angenehm 


enttäuſcht. Sowohl Düſſeldorf wie Dresden — eine 
reine Architektur⸗ und eine reine Gartenbau- 
ausſtellung — ſind jedes in ihrer Art glänzend vor⸗ 
bereitete und ebenſo durchgeführte Ausſtellungsunter⸗ 
nehmungen. Ja, der Ausſtellungspraktikher kann 
ſagen, ſo etwas innerlich Geſchloſſenes und äußerlich 
Großzügiges wie die „Geſolei“ haben wir auch im 
Frieden kaum fertig gebracht. Alſo, die Jugend, die 
bereits entſchloſſen war, dem hoffnungsloſen Mantſch: 
Mitteleuropa den Rücken zu kehren und auszu⸗ 
wandern — ſie darf wieder hoffen! — — 

Eine der erſten Urſachen dieſes Erfolges iſt bei 
beiden Ausſtellungen dem Kenner offenbar. Man hat 
die Ausſchüſſe und Kommiſſionen gebührend gewürdigt 
und — zurückgedrängt, und in beiden Fällen einem 
Manne die Ehre und damit die Verantwortung über⸗ 
wieſen. Wie immer, kam dabei etwas Beſonderes 
heraus (und wir brauchen das Beſondere, die geiſtige 
Tat, in unſerer Lage wie Brot). Wie es ausſieht 
und was dieſes Beſondere bedeutet, dazu wollen wir 
ſpäter kritiſch Stellung nehmen, heute nur einen kurzen 

orbericht. 

Der „Geſolei“ — Ausſtellung für Geſundheitspflege, 
ſoziale Fürſorge und Leibesübungen — kann man, 
trotz ihrer ſcheinbaren lückenloſen Organiſation den 
Vorwurf nicht erſparen, den tragenden Gedanken, der 
hr zugrunde liegt, nämlich: „Wie hat die moderne 
Stadt auszuſehen, und wie kann ſie lebensfähig ge⸗ 
ſtaltet und erhalten werden?“ zu ſehr mit der 
„Wiedergutmachung“ beſchwert zu haben: 
Städtereinigung, Abfallbeſeitigung, 
torium, Verwaltung, Sport und Spiel. Alles dies zum 
Teil natürlich auf Koſten der Prophylaxe des 
Großſtadtlebens und deſſen grundbildende Ge⸗ 
danken: ſichere, ſchöpferiſche Arbeit, geſunde Wohnung, 
Luft und Grün. Beſonders dieſes letzte, für die 
praktiſche Dezentraliſation unſerer Städte“ — dieſem 
internationalen Kennwort des Städtebaus der Zu⸗ 
kunft — entſcheidenden Materie iſt ein völlig unge⸗ 
nügender Raum gewährt. Beſonders auch draußen 
auf dem Gelände in der Praxis. Nur mit Mühe 
gelang es dem Düſſeldorfer Bezirksverband des 
Reichsverbandes deutſcher Kleingartenvereine, in Ver⸗ 
bindung mit einigen Enthuſiaſten in letzter Stunde 
ein beſcheidenes, nicht gerade hervorragend gelegenes 


Hygiene, Sana⸗ 


Gelände, von einſichtigen Inſtanzen der Ausſtellungs⸗ 
leitung (Dr Simon) zur Verfügung zu erhalten. 
(Allerdings muß geſagt werden, daß auch diejenigen, 
die es angeht, d. h. alle Gartenbaubefliſſenen der 
Städte, die Bedeutung dieſer wohl von allen maß⸗ 
geblichen Kommunalführern beſuchten Ausſtellung 
nicht entfernt rechtzeitig erkannt haben, um einen 
entſprechenden Druck auszuüben.) Der Muſter⸗ 
kleingarten, den hierauf der Unterzeichnete in 
Verbindung mit dem Gartenarchitekten Joſef Buer⸗ 
baum in Düſſeldorf im Frühjahrsdrange in aller Eile 
noch aufrichtete*), ſoll weniger der Aufklärung über 
nette Blumengärtlein und niedliche Lauben dienen 
— das iſt keine Aufgabe von Weltausſtellungen —, 
als vielmehr ein Syſtem aufzeigen, genügend 
durchdacht und genügend ſachlich vorbereitet, um den 
Städten als ein Beiſpiel für die praktiſche Durch⸗ 
führung von Kleingarten-Dauerkolonien zu dienen. 
Aber auch in Dresden — auf der Jubiläumsgarten⸗ 
bauausſtellung — ſcheint man den modernen ſozialen 
Gartenbau kaum genügend gewürdigt zu haben. Der 
Ton iſt auf Pflanzenzucht und Aſthetik geſtimmt. Das in 
dieſer Hinſicht Erreichte ſcheint, abgeſehen von einigen 
Mißgriffen, zu denen zweifellos der teuere, maßſtäblich 
herausfallende, ſachlich kaum zu begründende 
Schlingerturm, genannt: „Der grüne Dom“, gehört, 
den bisher gewohnten Ausſtellungsdurchſchnitt weſent⸗ 
lich zu übertreffen, wozu die zweijährige Vorbereitung 
der Anpflanzungen nicht wenig beigetragen haben 
mag. Wir notierten einige ſachlich und rhythmiſch 
ganz außerordentlich gelungene Gartenidyllen. Aber 
juft den ſogenannten „kommenden Garten“ können 
wir ein derartiges Prognoſtimum kaum ſtellen. Der 
Garten der Zukunft kann nicht, wie es hier vorgeſtellt 
wird, an den ſozialen, wirtſchaftlichen und techniſchen 
Greigniffen der Kriegs- und Nachkriegsjahre vorüber⸗ 
gehen und fidh darauf beſchränken, einfach den Kunſt⸗ 
gewerbegarten von 1910 auf die Spitze zu treiben. 
Ebenſo wie das malerifche, individualiſierende Wohn- 
haus dieſer Zeit heute als mitteleuropäiſches Ideal 
erledigt iſt (fiebe le Corbusier „Die kommende Bau⸗ 
kunſt“), fo menig ift der Garten der Zukunft der einer 
geſchmackvollen ſächſiſchen Dame. Hierüber, Herr 
Allinger, werden wir uns noch zu unterhalten 
haben. Leberecht Migge. 


*) Sn Verbindung mit einer Sonder⸗Ausſtellung der techniſchen 
Geräte und Einrichtungen der Siedlerſchule Worpswede bezieht fid) der 
Muſterkleingarten im weſentlichen auf das Suiten, das wir vorſtehend 
am Celler Projekt zeigen. 


Gartenfürſorge im Juni. 


Der Bodenbearbeitung und Bewäſſerung iſt er⸗ 
höhtes Intereſſe zuzuwenden. Bei ſehr trockenem 
Sandboden empfiehlt es ſich, den Boden zwiſchen den 
Pflanzen mit Waldſtreu oder halbverweſtem Kompoſt, 
ſtrohigem Dünger o. ä. zu bedecken, ferner in Rillen 
zu pflanzen und die Pflanzreihen von Norden nach 
Süden verlaufen zu laſſen. Beſonders waſſerempfind⸗ 
liche Kulturen ſind zwiſchen höhere Kulturen zu legen, 
ſo daß ſie in windſtillen Räumen ſtehen. Der Wind⸗ 
ſchutz, auf den wir im Frühjahr hinwieſen, leiſtet 
auch jetzt im Kampf gegen die Trockenheit gute Dienſte. 

Starktriebige Pflanzen find jetzt für eine Kopf- 

düngung beſonders dankbar. Man verwendet dazu 
utvererdeten Kompoſt, vergorene Jauche oder Leuna⸗ 
alpeter, bezw. einen anderen Stickſtoffdünger. 

Mit dem Spargelſtechen hört man gegen Ende des 
Monats auf, gibt eine gründliche Volldüngung, lockert 
ie Reihen und ebnet ſie ein. ١ 27 

Auch die Obſtbäume müſſen jetzt eine Volldüngung 
erhalten, da ſie in dieſem Monat die Hauptarbeit des 


Jahres zu leiſten haben. Den Stickſtoff verarbeiten 


fie für das jetzige Triebwachstum, Phosphorſäure, Kali 
und zur Reifung von Früchten und Holz. 

Säen können wir noch Bohnen, Erbfen, Grünkohl, 
Rote Bete, Endivie, Gurken, auch frühe, raſch wach⸗ 
ſende Kohlarten können noch angebaut werden. 

Tomaten ſind aufzubinden, dabei die Seitentriebe 
herauszunehmen. 

Im Blumengarten können die Frühjahrsblüher, 
wie Arabis, Phlox amoena, Iberis, Aubrietien uſw. 
geteilt werden. Säen kann man noch Feuerbohnen, 
Edelwicken, Kapuzinerkreſſen, bei einigem Sonnen⸗ 
ſchutz auch alle anderen Sommerblumen. — Großen 
Schaden richten die Blattläuſe an. Man bekämpft ſie 
mit Exodin, Pflanzenwohl, Venetan oder e 
Auch eine einfache 2,5%ige Schmierfeifenlöjung tut 
gute Dienſte, beſonders wenn noch el 10 Liter Waſſer 
ein AE von 150 Gramm Quaſſiasſpähnen zugefügt 
wird. 

Gegen Mehltau iſt zu ſchwefeln. 


— —'W—— — an a ze gë — 
Schriftleitung: Max Schemmel, Breslau, Sternſtr. 40. 
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Gartenfürſorge Worpswede Gartenfürſorge Breslau, Sternftr. 40 


Fort mit den veralteten Düngergruben 
aus den Gärten und Höfen! 


Sie ſind ſchuld daran, daß in Deutſchland für mehrere 
7 hundert Millionen Mark an Dungwerten jährlich verloren 
y gehen. Auch ungeſchützt gelagerte Kompoſthaufen ſind arge 


men | JVerſchwender. Der fortſchrittlich geſinnte Garteninhaber ver-‏ مد | مد 
D i‏ 


daut den Dünger feinen Pflanzen vor in unjerem neuen 
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Man verlange Profpefte 


Gartenfürſorge Breslau 9 + Bartenfürforge Worpswede 
Sternſtraße 40 bei Bremen 
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